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1. Petition 16/5081 betr. Corona-Verordnung, Be-
triebsuntersagung von Fitnessstudios

Mit seiner Eingabe vom 29. Oktober 2020 wendet
sich der Petent gegen die Untersagung des Betriebs
von Fitnessstudios und weist darauf hin, dass er aus
gesundheitlichen Griinden auf eine Nutzung von Fit-
nessstudios angewiesen sei. Der Sport helfe ihm beim
Umgang mit Depressionen. Durch den téglichen Aus-
gleich im Sport gehe es ihm gesundheitlich deutlich
besser.

Die Priifung der Petition hat Folgendes ergeben:

Mit der zum 2. November 2020 in Kraft getretenen
Corona-Verordnung haben Bund und Lénder auf die
seit Herbst 2020 stark ansteigenden Infektionszahlen
reagiert. Es hatte sich gezeigt, dass allein durch Hy-
gienckonzepte, Abstandsgebote und technische Vor-
kehrungen die Ausbreitung des Virus SARS-CoV-2
nicht effektiv verhindert werden konnte. Im Gegen-
teil, es war zu einem exponentiell steigenden Wachs-
tum bei einem insgesamt diffusen Infektionsgesche-
hen gekommen. In bis zu Zweidrittel der Neuinfektio-
nen konnten die Kontakte durch die Gesundheitsémter
nicht mehr nachverfolgt und Infektionsketten nicht
mehr unterbunden werden. Die Regierungschefinnen
und Regierungschefs haben daher auf der Grundlage
wissenschaftlicher Erkenntnisse Maflnahmen beraten
und ein bundesweit abgestimmtes Vorgehen beschlos-
sen.

Da die Hauptiibertragungswege fiir das Virus SARS-
CoV-2 Tropfcheninfektionen und Aerosolen sind, war
es geboten, diese Ubertragungswege durch eine starke
Reduzierung der physischen Kontakte zu unterbinden.
Die MaBinahmen zur Kontaktreduzierung waren pri-
mir auf publikumsintensive Bereiche wie Freizeit-,
Kunst- und Kultureinrichtungen, Sportanlagen, Hotel
und Gastronomie sowie bestimmte korpernahe
Dienstleistungen gerichtet. Medizinisch notwendige
Behandlungen wurden von den Betriebsuntersagun-
gen ausdriicklich ausgenommen, diese Dienstleistun-
gen konnten und kdnnen weiterhin genutzt werden.
Ebenso ist Reha-Sport von den coronabedingten Be-
triebsuntersagungen ausgenommen. Diese Entschei-
dungen sind Ausdruck des Grundsatzes der Verhilt-
nisméBigkeit und gewihrleisten, dass die Gesundheit
von Menschen in all ihren Facetten Schutz erféhrt.

Die dargestellte Infektionslage rechtfertigte keine
weitergehende Offnung von Sportanlagen oder Sport-
stitten, so bedauerlich sich dies fiir den Petenten auch
auswirken mag, zumal aufgrund der erhdhten Atem-
frequenz das Ubertragungsrisiko durch Tropfchen-
infektion und Aerosolen bei intensiver sportlicher
Betitigung erhoht ist. Allerdings ist der Individual-
sport im Freien, soweit es sich dabei um weitldufige
Anlagen oder Geldnde handelt, zum Beispiel Joggen,
Radfahren oder Spazierengehen, zuldssig. Die Be-
triebsuntersagungen werden auch weiterhin auf ihre
Geeignet-, Erforderlich- und VerhiltnismaBigkeit
tiberpriift. Sobald die Infektionslage dies zuldsst, kon-
nen auch im Sportbereich Betriebsoffnungen ins Auge
gefasst werden.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.
Berichterstatter: Miller

2. Petition 16/5106 betr. Schulwesen

Die Petentinnen fordern eine Riickkehr zum neun-
jéhrigen Bildungsgang an allen allgemein bildenden
Gymnasien in Baden-Wiirttemberg. Die Moglichkeit,
die Gymnasialzeit in acht Jahren zu durchlaufen, soll
Schiilerinnen und Schiilern dabei auf freiwilliger Ba-
sis ermdglicht werden.

Die Forderung wird begriindet mit dem Mehrgewinn
an Zeit, den gute Bildung brauche. Zudem verschirf-
ten die Auswirkungen der Corona-Pandemie die Si-
tuation, sodass die Bildungsgerechtigkeit von Kindern
bildungsferner Familien leide.

Die Priifung der Petition hat Folgendes ergeben:

Es ist vollig richtig, dass auch im Gymnasium Schul-
programm und Zeit fiir auBBerschulisches Engagement,
fiir Familie und Freunde, fiir sportliche und musische
Interessen fiir die Kinder und Jugendlichen vereinbar
bleiben miissen. Das Kultusministerium hat deshalb
bereits vor etlichen Jahren die Eckpunkte des baden-
wiirttembergischen Gymnasiums definiert und dabei
unter anderem die Wochenstundenzahl fiir die jeweili-
gen Klassenstufen festgelegt sowie die Pflichtstun-
denzahl bis zum Abitur reduziert.

Seit dem Schuljahr 2010/2011 werden zudem an allen
allgemein bildenden Gymnasien in Baden-Wiirttem-
berg Poolstunden fiir individuelle Forderung einge-
setzt. Mit diesen Stunden werden die Programme
,»Gut ankommen am Gymnasium® in der Unterstufe,
»Den eigenen Weg finden™ in der Mittelstufe und ,,Si-
cher zum Abitur” in der Oberstufe erfolgreich umge-
setzt; flankiert werden diese Forderbausteine von un-
terstiitzenden Mafnahmen wie beispielsweise der
Hausaufgabenbetreuung.

Die Entscheidung der Landesregierung, am achtjéhri-
gen Bildungsgang festzuhalten, wird durch die Studie
,Konsequenzen der G8-Reform* von Herrn Professor
Dr. Ulrich Trautwein (Universitédt Tiibingen) aus dem
Jahr 2015 bestatigt, in der aufgezeigt wird, dass es in
den Abiturjahrgidngen 2011, 2012 und 2013 keine Un-
terschiede bei den Abiturnoten der ersten G8- und
letzten G9-Schiilerinnen und -Schiiler und keine sig-
nifikanten Unterschiede bei den Kompetenzen in Ma-
thematik, Physik und Biologie gab. In Bezug auf die
zeitlichen Freirdume fiir auBerschulische Aktivitidten
zeigte sich zudem, dass sich das Freizeitverhalten der
Schiilerinnen und Schiiler in G8 und G9 bei der Mehr-
heit der erfragten Bereiche nicht unterschied.

Eine Untersuchung der Stiftung Mercator aus dem
Jahr 2017 bestitigt diese Ergebnisse. Hierbei handelt
es sich um eine Erhebung und Zusammenstellung ver-
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schiedener empirischer Studien in Deutschland zur
Einfithrung und zu den Folgen der G8-Reform. Die
zentrale Erkenntnis dieser Untersuchung von Herrn
Professor Dr. Olaf Koller vom Leibniz-Institut fiir die
Pédagogik der Naturwissenschaften und Mathematik
in Kiel ist, dass die G8-Reform keine negativen Fol-
gen hat. Zwischen G8- und G9-Abiturientinnen und
-Abiturienten lassen sich keine Unterschiede in der
fachlichen Leistung nachweisen. Auch wird in G8
nicht schlechter auf die Anforderungen eines Stu-
diums vorbereitet als in G9.

Dass in Baden-Wiirttemberg seit der Einfiihrung des
achtjdhrigen Bildungsgangs 2004 immer mehr Schii-
lerinnen und Schiiler an das allgemein bildende Gym-
nasium wechseln, ist ebenfalls ein Hinweis darauf,
dass die Schiilerinnen und Schiiler mit der Dauer des
Bildungsgangs insgesamt gut zurechtkommen.

Im Ubrigen hat die Landesregierung dafiir gesorgt,
dass den Schiilerinnen und Schiilern in Baden-Wiirt-
temberg ausreichend viele Alternativen zur Wahl ste-
hen, neben dem achtjdhrigen Gymnasium in einem
anderen Zeitkorridor zum Abitur zu gelangen. Zu
nennen sind hier die Gemeinschaftsschulen, die einen
neunjdhrigen Bildungsgang zum Abitur ermdglichen,
sowie der Weg iiber die beruflichen Gymnasien.

Unabhingig der obengenannten Griinde wére ange-
sichts der Auswirkungen der Corona-Pandemie eine
Riickkehr zum neunjdhrigen Bildungsgang nicht in
dieser Kurzfristigkeit umsetzbar.

Unter anderem mit den folgenden MaBnahmen hat
das Kultusministerium auf die besondere Situation
reagiert, um die Anschlussfahigkeit aller Schiilerin-
nen und Schiiler sicherzustellen:

1. Mit Schreiben vom 14. Mirz 2020 wurden den
Schulen Informationen zur Gestaltung der durch
die MaBinahme der SchulschlieBung bedingten un-
terrichtsfreien Zeit im Schuljahr 2019/2020 iiber-
mittelt. Die Schulen wurden gebeten sicherzustel-
len, dass die Schiilerinnen und Schiiler Unterrichts-
materialien zur Bearbeitung zu Hause erhalten und
von ihren Lehrkriften beim Lernen unterstiitzt wer-
den. Sicherlich konnten diese MaBnahmen keinen
Unterricht vor Ort ersetzen, konnten aber doch
dafir sorgen, dass sich die Schiilerinnen und
Schiiler selbststindig Wissen aneigneten, das bei
Wiederdffnung der Schulen in einer Konsolidie-
rungsphase gesichert werden konnte.

2. AuBlerdem wurde in den letzten beiden Wochen der
Sommerferien 2020 das Lern- und Fo6rderpro-
gramm ,,Lernbriicken” angeboten. Es ermdglichte
Schiilerinnen und Schiilern, versdumten Unter-
richtsstoff aufzuholen, Lerninhalte zu wiederholen
und gezielt an Lernschwierigkeiten zu arbeiten, da-
mit sie gut vorbereitet und motiviert in das neue
Schuljahr starten konnten. Das Programm richtete
sich insbesondere an Schiilerinnen und Schiiler an
Vollzeitschularten, die durch das Fernlernen nur
punktuell oder gar nicht erreicht werden konnten
oder aus organisatorischen Griinden auch langer als
andere Schiilergruppen nur von zu Hause aus ler-
nen konnten.

3. Fiir das Schuljahr 2020/2021 hat das Kultusminis-
terium ein Konzept entwickelt, dessen zentrales
Anliegen es ist, dass die Schiilerinnen und Schiiler
in der Regel im Priasenzunterricht in der Schule un-
terrichtet werden. Mit dieser Vorgehensweise steht
Baden-Wiirttemberg im Einklang mit den Beschliis-
sen der Kultusministerkonferenz, die am 18. Juni
2020 entschieden hat, dass im Schuljahr 2020/2021
auch an allen weiterfilhrenden Schulen im re-
guldren Schulbetrieb nach geltenden Stundentafeln
in den Schulen vor Ort unterrichtet werden soll.

4. Verpflichtende Grundlage fiir diesen Schulbetrieb
unter Pandemiebedingungen ist das Kerncurricu-
lum des Bildungsplans, das auf drei Viertel der Un-
terrichtszeit ausgelegt ist.

5. Schiilerinnen und Schiilern, die nicht am Prasenz-
unterricht teilnehmen konnen, wird eine Lehrkraft
als Tutorin bzw. als Tutor zugewiesen, die das Ler-
nen der Schiilerinnen und Schiiler begleitet.

6. Unterstiitzt werden die Schulen bei der Unterrichts-
gestaltung im Zusammenspiel von Priasenz- und
Fernunterricht durch Angebote des Zentrums fiir
Schulqualitédt und Lehrerbildung (ZSL).

7. Mit Schreiben vom 6. Januar 2021 hat das Kultus-
ministerium den auf der Grundlage der politischen
Entscheidung der Ministerprasidentinnen und Mi-
nisterprasidenten und der Bundeskanzlerin am 5. Ja-
nuar 2021 getroffenen Beschluss der Landesregie-
rung kommuniziert, wonach fiir die Schiilerinnen
und Schiiler ab der Klassenstufe 5 zunichst Fern-
unterricht angeboten wird, fiir den die seit Juli 2020
landesweit verbindlichen Qualitdtskriterien und Vor-
gaben gelten.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.
Berichterstatter: Miller

3. Petition 16/5131 betr. Corona-Verordnung, Kon-
taktbeschrinkungen an Weihnachten

Der Petent wendet sich gegen die in der Verordnung
der Landesregierung iiber infektionsschiitzende MaB-
nahmen gegen die Ausbreitung des Virus SARS-
CoV-2 in der ab 16. Dezember 2020 giiltigen Fassung
(CoronaVO) festgelegten Beschridnkungen. Dies be-
trifft insbesondere die Kontaktbeschrankungen nach
§9 CoronaVO. Der Petent sieht darin eine Diskrimi-
nierung von Familien.

Die Priifung der Petition hat Folgendes ergeben:

Mit der gegenstdndlichen CoronaVO reagiert die Lan-
desregierung auf die besorgniserregende Entwicklung
des Infektionsgeschehens im Land und ergidnzt das
bisherige Maflnahmenpaket zur Bekdmpfung der Co-
rona-Pandemie — auf Grundlage des Beschlusses der



Landtag von Baden-Wiirttemberg

Drucksache 17/282

Bundeskanzlerin mit den Ministerprasidentinnen und
Ministerprisidenten vom 13. Dezember 2020 — um
weitere einschneidende Mafinahmen.

Diese Entscheidung trégt den besorgniserregenden
Entwicklungen eines erneuten exponentiellen Wachs-
tums des Infektionsgeschehens Rechnung. Dies hat es
erforderlich gemacht, unverziiglich durch zusitzliche
MafBnahmen die Anzahl an Kontakten in der Bevdlke-
rung auf ein absolutes Mindestmal3 zu reduzieren. Es
gilt den Eintritt einer akuten Gesundheitsnotlage zu
vermeiden, d.h. eine Situation, in der die Leistungs-
fahigkeit des Gesundheitssystems nicht mehr sicher-
gestellt werden kann.

Der Landesregierung ist bewusst, dass mit den MaB-
nahmen erhebliche Eingriffe in die Grundrechte der
betroffenen Biirgerinnen und Biirger verbunden sind.
Dem Schutz der Gesundheit und dem Leben der Be-
volkerung kommt jedoch eine hohe verfassungsrecht-
liche Bedeutung zu. Dies gilt es bei der Abwagung
mit den sonstigen Grundrechten und Rechtsgiitern zu
beriicksichtigen.

Gerade mit Blick auf die hohe Bedeutung von Weih-
nachten flir Familien hat die Landesregierung mit § 9
Absatz 1 Nr.3 CoronaVO eine Ergénzung zu den bis-
herigen Regelungen fiir private Zusammenkiinfte vor-
genommen. An den Weihnachtsfeiertagen, also in der
Zeit vom 24. bis 26. Dezember 2020, konnen sich die
Angehorigen des eigenen Haushalts mit bis zu vier
weiteren Personen aus dem engsten Familienkreis
treffen — unabhéngig von der Anzahl der Haushalte,
denen die vier Personen angehdren. Eine dieser vier
Personen kann dabei auch im Rahmen einer Hartefall-
regelung auch von aufBerhalb des Familienkreises
stammen. Die nur moderate Lockerung sowie die
Festlegung einer Obergrenze fiir die aus den weiteren
Haushalten kommenden Personen war in infektiologi-
scher Hinsicht jedoch dringend geboten. Dass deshalb
nicht simtliche Verwandte in gerader Linie gleichzei-
tig miteinander feiern konnen, ist bedauerlich. Diese
MaBnahme stellt jedoch keine Diskriminierung von
Familien dar.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.
Berichterstatter: Miller

4, Petition 16/5223 betr. Schulwesen (G9)

Der Petent fordert die vollstindige Riickkehr zum
neunjihrigen Bildungsgang am allgemein bildenden
Gymnasium, wenigstens jedoch fiir jede Schiilerin bzw.
jeden Schiiler die realistische Chance auf einen Platz
in einem gymnasialen neunjéhrigen Bildungsgang.

Die Forderung wird begriindet mit dem Mehrgewinn
an Zeit, sodass man die Gymnasialzeit ,,entspannter
angehen™ konne. Auch habe die Corona-Pandemie
gezeigt, dass mehr Zeit bendtigt werde, um auch in

unvorhergesehen auftretenden Situationen Stress zu
vermeiden.

Die Priifung der Petition hat Folgendes ergeben:

Auch im Gymnasium miissen Schulprogramm und
Zeit fir auBerschulisches Engagement, fiir Familie
und Freunde, fiir sportliche und musische Interessen
fiir die Kinder und Jugendlichen vereinbar bleiben.
Das Kultusministerium hat deshalb bereits vor etli-
chen Jahren die Eckpunkte des baden-wiirttembergi-
schen Gymnasiums definiert und dabei unter anderem
die Wochenstundenzahl fiir die jeweiligen Klassen-
stufen festgelegt sowie die Pflichtstundenzahl bis zum
Abitur reduziert.

Seit dem Schuljahr 2010/2011 werden zudem an allen
allgemein bildenden Gymnasien in Baden-Wiirttem-
berg Poolstunden fiir individuelle Forderung einge-
setzt. Mit diesen Stunden werden die Programme
,»Qut ankommen am Gymnasium® in der Unterstufe,
,Den eigenen Weg finden in der Mittelstufe und ,,Si-
cher zum Abitur in der Oberstufe erfolgreich umge-
setzt; flankiert werden diese Forderbausteine von un-
terstiitzenden MaBnahmen wie beispielsweise der
Hausaufgabenbetreuung.

Die Entscheidung der Landesregierung, am achtjéhri-
gen Bildungsgang festzuhalten, wird durch die Studie
,Konsequenzen der G8-Reform* von Herrn Professor
Dr. Ulrich Trautwein (Universitdt Tiibingen) aus dem
Jahr 2015 bestitigt, in der aufgezeigt wird, dass es in
den Abiturjahrgdngen 2011, 2012 und 2013 keine
Unterschiede bei den Abiturnoten der ersten G8- und
letzten G9-Schiilerinnen und -Schiiler und keine sig-
nifikanten Unterschiede bei den Kompetenzen in Ma-
thematik, Physik und Biologie gab. In Bezug auf die
zeitlichen Freirdume filir aulerschulische Aktivititen
zeigte sich zudem, dass sich das Freizeitverhalten der
Schiilerinnen und Schiiler in G8 und G9 bei der Mehr-
heit der erfragten Bereiche nicht unterschied.

Eine Untersuchung der Stiftung Mercator aus dem
Jahr 2017 bestitigt diese Ergebnisse. Hierbei handelt
es sich um eine Erhebung und Zusammenstellung ver-
schiedener empirischer Studien in Deutschland zur
Einfiihrung und zu den Folgen der G8-Reform. Die
zentrale Erkenntnis dieser Untersuchung von Herrn
Professor Dr. Olaf Koller vom Leibniz-Institut fiir die
Péddagogik der Naturwissenschaften und Mathematik
in Kiel ist, dass die G8-Reform keine negativen Fol-
gen hat. Zwischen G8- und G9-Abiturientinnen und
-Abiturienten lassen sich keine Unterschiede in der
fachlichen Leistung nachweisen. Auch wird in G8
nicht schlechter auf die Anforderungen eines Stu-
diums vorbereitet als in G9.

Dass in Baden-Wiirttemberg seit der Einfiihrung des
achtjghrigen Bildungsgangs 2004 immer mehr Schii-
lerinnen und Schiiler an das allgemein bildende Gym-
nasium wechseln, ist ebenfalls ein Hinweis darauf,
dass die Schiilerinnen und Schiiler mit der Dauer des
Bildungsgangs insgesamt gut zurechtkommen.

Im Ubrigen hat die Landesregierung dafiir gesorgt,
dass den Schiilerinnen und Schiilern in Baden-Wiirt-
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temberg ausreichend viele Alternativen zur Wahl ste-
hen, neben dem achtjahrigen Gymnasium in einem
anderen Zeitkorridor zum Abitur zu gelangen. Zu
nennen sind hier die Gemeinschaftsschulen, die einen
neunjihrigen Bildungsgang zum Abitur ermdglichen,
sowie der Weg iiber die beruflichen Gymnasien.

Auch auf die Auswirkungen der Corona-Pandemie
konnte das Kultusministerium unter anderem mit den
folgenden Maflnahmen reagieren, um die Anschluss-
fahigkeit aller Schiilerinnen und Schiiler sicherzustel-
len:

1. Mit Schreiben vom 14. Mirz 2020 wurden den
Schulen Informationen zur Gestaltung der durch
die MafBinahme der Schulschliefung bedingten un-
terrichtsfreien Zeit im Schuljahr 2019/2020 iiber-
mittelt. Die Schulen wurden gebeten sicherzustel-
len, dass die Schiilerinnen und Schiiler Unterrichts-
materialien zur Bearbeitung zuhause erhalten und
von ihren Lehrkréften beim Lernen unterstiitzt wer-
den. Sicherlich konnten diese Mallnahmen keinen
Unterricht vor Ort ersetzen, konnten aber doch
dafir sorgen, dass sich die Schiilerinnen und
Schiiler selbststdndig Wissen aneigneten, das bei
Wieder6ffnung der Schulen in einer Konsolidie-
rungsphase gesichert werden konnte.

2. Auflerdem wurde in den letzten beiden Wochen der
Sommerferien das Lern- und Forderprogramm
,Lernbriicken* angeboten. Es ermdglichte Schiile-
rinnen und Schiilern, versdumten Unterrichtsstoff
aufzuholen, Lerninhalte zu wiederholen und gezielt
an Lernschwierigkeiten zu arbeiten, damit sie gut
vorbereitet und motiviert in das neue Schuljahr
starten konnten. Das Programm richtete sich ins-
besondere an Schiilerinnen und Schiiler an Voll-
zeitschularten, die durch das Fernlernen nur punk-
tuell oder gar nicht erreicht werden konnten oder
aus organisatorischen Griinden auch lénger als an-
dere Schiilergruppen nur von zu Hause aus lernen
konnten.

3. Fiir das Schuljahr 2020/2021 hat das Kultusminis-
terium ein Konzept entwickelt, dessen zentrales
Anliegen es ist, dass die Schiilerinnen und Schiiler
in der Regel im Priasenzunterricht in der Schule un-
terrichtet werden. Diese Vorgehensweise steht im
Einklang mit den Beschliissen der Kultusminister-
konferenz, die am 18. Juni 2020 entschieden hat,
dass im Schuljahr 2020/2021 auch an allen weiter-
fiihrenden Schulen im reguldren Schulbetrieb nach
geltenden Stundentafeln in den Schulen vor Ort un-
terrichtet werden soll.

4. Verpflichtende Grundlage fiir diesen Schulbetrieb
unter Pandemiebedingungen ist das Kerncurricu-
lum des Bildungsplans, das auf drei Viertel der Un-
terrichtszeit ausgelegt ist.

5. Unterstiitzt werden die Schulen bei der Unterrichts-
gestaltung im Zusammenspiel von Présenz- und
Fernunterricht durch Angebote des Zentrums fiir
Schulqualitdt und Lehrerbildung (ZSL).

6. Mit Schreiben vom 6. Januar 2021 hat das Kultus-
ministerium den auf der Grundlage der politischen

Entscheidung der Ministerpréasidentinnen und Mi-
nisterprasidenten und der Bundeskanzlerin am 5. Ja-
nuar 2021 getroffenen Beschluss der Landesregie-
rung kommuniziert, wonach fiir die Schiilerinnen
und Schiiler ab der Klassenstufe 5 zunichst Fern-
unterricht angeboten wird, fiir den die seit Juli 2020
landesweit verbindlichen Qualitdtskriterien und
Vorgaben gelten.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.
Berichterstatter: Miller

5. Petition 16/5202 betr. Pflege von Grabstitten
nach dem Gribergesetz in Rexingen

Der Petent bringt vor, dass auf dem jiidischen Fried-
hof in Rexingen, einem Stadtteil der Stadt Horb am
Neckar, drei Soldaten des Ersten Weltkrieges bestattet
seien. Damit fielen diese Grabstitten unter den Schutz
des Gribergesetzes. Der Petent bringt weiter vor, dass
diese Grabstitten nicht als Grabstitten nach dem Gra-
bergesetz durch die nach Landesrecht zustindige
Behorde gefiihrt werden. Damit verbunden sei, dass
eine dauerhafte Erhaltung und Pflege der Grabstitten
nicht gewihrleistet sei.

Die Priifung der Petition hat Folgendes ergeben:

Die Stadt fiihrt aus, dass die in der Petitionsschrift ge-
nannten Grabstétten innerhalb des jiidischen Fried-
hofs Rexingen ldagen. Dieser Friedhof werde — wie die
in der Petitionsschrift genannten Grabstitten — dauer-
haft erhalten. Sowohl die Pflege als auch die Ver-
kehrssicherung der Gréber und der Friedhofsanlage
sei sichergestellt. Die Stadt flihrt weiter aus, dass die
vom Petenten angefiihrten drei Grabstitten in der bei
ihr gefiihrten Ausfertigung der Kriegsgriberliste auf-
gelistet seien.

Die vom Petenten angefiihrten Kriegsgriber sind Gré-
ber, die unter das Gesetz {iber die Erhaltung der Gra-
ber der Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft (Graber-
gesetz) in der Fassung der Bekanntmachung vom
16. Januar 2012, das zuletzt durch Artikel 3 Absatz 2
des Gesetzes vom 4. Dezember 2018 gedndert worden
ist, fallen.

Als zustidndige Behorden fiir die Feststellung der Gré-
ber, den Nachweis in Graberlisten und die Fortschrei-
bung der Griberlisten sind im Land die Gemeinden
bestimmt. Danach ist die Stadt Horb am Neckar zu-
standig fiir die Feststellung der Gréber, den Nachweis
in Gréberlisten und die Fortschreibung der Gréber-
listen, fiir die auf ihrem Gebiet liegenden Griber, die
unter das Grébergesetz fallen. Dieser Verpflichtung
kommt die Stadt auch im Falle der in der Petitions-
schrift genannten Grabstétten nach.
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Ergebnis:

Die vom Petenten angefiihrten Kriegsgréber sind in
der bei der Stadt Horb am Neckar gefiihrten Ausferti-
gung der Kriegsgraberliste aufgefiihrt, ihre dauerhafte
Erhaltung und Pflege sind gewéhrleistet.

Beschlussempfehlung:
Die Petition wird fiir erledigt erklért.

Berichterstatter: Behrens

6. Petition 16/3611 betr. Bausache
1. Gegenstand der Petition

Im Anschluss an das abgeschlossene Petitionsverfah-
ren 16/2392 (vgl. Drucksache 16/6178) wendet sich
der Petent erneut gegen den Um- und Ausbau des be-
stehenden Wohn- und Geschéftshauses [...]-Strae 46
einschlieBlich der bereits erteilten Baugenehmigung
und wasserrechtlichen Genehmigung fiir das Bauvor-
haben. Nach Auffassung des Petenten enthilt der Be-
richt zur Petition 16/2392 in Drucksache 16/6178 Un-
stimmigkeiten und unzuldngliche sachfremde Aus-
sagen.

In wasserrechtlicher Hinsicht wendet sich der Petent
gegen die teilweise Uberbauung des Gewisserrand-
streifens sowie gegen die Errichtung des Vorhabens
im festgesetzten Uberschwemmungsgebiet. Insbeson-
dere wendet sich der Petent gegen die auf dem Grund-
stiick vorgenommenen Abgrabungen. Insoweit wiir-
den sd@mtliche Genehmigungsvoraussetzungen fehlen
und es sei das hochwasserrechtliche Riicksichtnahme-
gebot nach §78 Absatz 5 Satz 2 Wasserhaushaltsge-
setz (WHG) verletzt. Die Errichtung von Granitstelen
an der Grenze zu seinem Grundstiick sei nicht zulds-
sig. Weiterhin werde der erforderliche Grenzabstand
von 2,50 m nach wie vor nicht eingehalten.

Dem Petitionsausschuss seien u. a. diese Anforderun-
gen und Sachverhalte seitens der verschiedenen Be-
horden nicht vorgelegt worden. So liege eine eindeu-
tige Falschaussage vor, dass fiir die Sicherung des
Wasserabflusses im Falle eines Hochwassers und zur
Aufrechterhaltung der FlieBwege auf eine mogliche
Grenzbebauung (Richtung Norden) verzichtet werden
kénne und durch einen Abstand von 2,50 m zum
Nachbargebaude keine negativen Auswirkungen auf
den Hochwasserabfluss zu erwarten seien. Weiterhin
werde falschlicherweise behauptet, dass die Funktion
des Wasserabflusses durch das Vorhaben nicht beein-
trichtigt werde. Der Anbau wirke auf diese Weise wie
ein Abflusshindernis, der dariiber hinaus auch noch
einen Riickstau auf das im Miteigentum des Petenten
stehende Grundstiick bzw. die Garage erzeuge. Der
durch den Anbau ermittelte Retentionsraumverlust
von 33 m® sei keinesfalls korrekt ermittelt worden.

Gemil dem Fazit der Petition richtet sich die erneute
Petition darauf, den Nachbarschutz wiederherzustel-

len und die Stadt zu verpflichten, den Anbau zuriick-
zubauen bzw. wieder zu entfernen. Weiter soll die
Stadt bzw. der Wasserverband verpflichtet werden,
die ohne Vorwarnung oder Benachrichtigung durch
das Einrammen von Flussbausteinen am 15. Dezem-
ber 2012 sowie von Spundwinden in der Woche nach
Ostern 2018 verursachten massiven Schiaden am peti-
tionsgegenstindlichen Gebdude [...]-Stralle 44 zu er-
setzen.

II. Die Priifung der Petition ergab Folgendes:
1. Sachverhalt

Das Baugrundstiick liegt im Innenstadtbereich und
befindet sich nach den Hochwassergefahrenkarten
(HWGK) des Landes Baden-Wiirttemberg vollstindig
innerhalb des Uberschwemmungsgebietes des dorti-
gen Gewissers. Der Anbau an das Wohn- und Ge-
schiftshaus [...]-StraBe 46 befindet sich teilweise im
Gewisserrandstreifen.

Die Stadt hat mit Entscheidung vom 3. Dezember
2018 die Baugenehmigung und die wasserrechtliche
Genehmigung nach § 78 Absatz 5 WHG sowie die wi-
derrufliche wasserrechtliche Befreiung nach §29 Ab-
satz 4 Wassergesetz (WG) von dem Verbot des Bau-
ens im Gewdsserrandstreifen nach § 29 Absatz 3 Nr. 2
WG erteilt.

Das genehmigte Bauvorhaben sieht einen Anbau an
das bestehende Gebédude fiir einen gastronomischen
Betrieb sowie eine Geldndeabgrabung zur Anpassung
an bestehende Geldndeverhiltnisse vor. Diese Abgra-
bung wurde zunidchst zur teilweisen Kompensation
fiir den mit dem Anbau verbundenen Retentionsraum-
verlust von insgesamt 26 m* herangezogen. Der ver-
bleibende Retentionsraumverlust von 12,4 m*® wurde
tiber das Hochwasserschutzregister der Stadt ausge-
glichen. Mittlerweile wurde der Ausgleich des Ver-
lusts von verlorengehendem Retentionsraum komplett
tiber das Hochwasserschutzregister der Stadt vorge-
nommen.

Das Bauvorhaben ist zwischenzeitlich errichtet. Im
Rahmen der Ausfiihrung des Vorhabens erfolgte eine
Abgrabung im nordlichen Bereich des Grundstiicks,
welches direkt an die im Miteigentum des Petenten
stehende Garage angrenzt. An der nordlichen Grund-
stiicksgrenze erfolgte eine Grenzbefestigung mittels
Granitstelen.

2. Beurteilung des Falles, insbesondere rechtliche Wiir-
digung

2.1 Bauvorhaben [...]-Strafle 46

2.1.1 Bauen im Gewdsserrandstreifen

Dieser Sachverhalt war bereits Bestandteil der Peti-
tion 16/2392. Der Petent trigt keine neuen Gesichts-

punkte vor, die zu einer Neubewertung der Sach- und
Rechtslage fiihren.
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2.1.2 Bauen im Uberschwemmungsgebiet

Das Grundstiick wird entsprechend der HWGK des
Landes Baden-Wiirttemberg bei einem 100-jahrlichen
Hochwasserabfluss vollstindig iiberflutet. Somit be-
findet sich der Vorhabenstandort in einem Uber-
schwemmungsgebiet nach §76 WHG i.V.m. §65
Absatz 1 Nr.2 WG.

2.1.2.1 Fehlerhafte bzw. unvollstindige Planunterlagen

Der Petent bringt vor, dass die Antragsunterlagen des
Bauvorhabens fiir eine abschlieBende Bewertung des
Vorhabens, insbesondere in Bezug auf die Hochwas-
sergefdhrdung, nicht vollstindig und ausreichend ge-
wesen seien. Eine Priifung des Bauvorhabens im Hin-
blick auf dessen Hochwassergefdhrdung konnte nach
Ansicht des Petenten somit nicht in ausreichendem
Mafe erfolgen.

Die vom Petenten als in den Bauunterlagen fehlend
dargelegten Informationen entstammen dem Hin-
weisblatt ,,Hinweise fiir Bauvorhaben in festgesetz-
ten Uberschwemmungsgebieten und in Risikogebie-
ten auBerhalb von Uberschwemmungsgebieten® vom
9. Februar 2015 einer Fortbildungsgesellschaft fiir
Gewisserentwicklung. Die in diesem Hinweisblatt
enthaltenen Hinweise stellen, wie unter Ziffer 1 dieses
Hinweisblattes formuliert, keine verbindlichen Durch-
fithrungsregeln fiir Zulassungsverfahren dar, sondern
sind beispielhafte Hinweise fiir notwendige Priifun-
gen, vorzulegende Unterlagen und Bewertungskrite-
rien hinsichtlich der Zuldssigkeit von Bauvorhaben in
Uberschwemmungsgebieten. Sie dienen nur einer all-
gemeinen Orientierung, da bei der Auslegung der ein-
schldgigen Rechtsvorschriften sehr stark die Beson-
derheiten des jeweiligen Einzelfalls zu beriicksichti-
gen sind.

Die untere Wasserbehorde hat bei der Priifung des
Bauvorhabens die damit einhergehende mdogliche
Hochwassergefdhrdung erkannt, auch ohne dass die
Hohenangaben fiir das HQjq in Schnitten und An-
sichten des Bauvorhabens in den Bauunterlagen dar-
gestellt sind. Zu den Bauunterlagen gehorte im Ubri-
gen die Retentionsberechnung des Ingenieurbiiros F.
in den Fassungen vom 4. September 2017 und 29. Ok-
tober 2018. In dieser Berechnung war sowohl die La-
ge des Vorhabenstandortes im Uberschwemmungsge-
biet sowie der Bemessungswasserspiegel bei HQjo
dargestellt und enthalten. Dementsprechend hat die
untere Wasserbehorde im Landratsamt im Rahmen
des Beteiligungsverfahrens gegeniiber der Baurechts-
behorde verschiedene Stellungnahmen abgegeben.
Aus diesen Stellungnahmen ist ersichtlich, dass der
Sachverhalt erkannt und gepriift wurde.

2.1.2.2 Einhaltung der Voraussetzungen des § 78 Ab-
satz 5 Satz 1 WHG

Nach §78 Absatz 4 Satz 1 WHG ist die Errichtung
und die Erweiterung baulicher Anlagen nach §§ 30,
33, 34 und 35 Baugesetzbuch (BauGB) in festgesetz-
ten Uberschwemmungsgebieten grundsitzlich unter-
sagt. Abweichend von §78 Absatz 4 Satz 1 WHG

kann die zusténdige Behorde nach § 78 Absatz 5 Satz 1
Nr.1 WHG die Errichtung und Erweiterung einer
baulichen Anlage genehmigen, wenn im Einzelfall die
in Buchstabe a) bis d) aufgefiihrten Voraussetzungen
vorliegen oder die nachteiligen Auswirkungen durch
Nebenbestimmungen ausgeglichen werden konnen.

Die untere Wasserbehdrde hat das Vorliegen dieser
Voraussetzungen im Rahmen des Baugenehmigungs-
verfahrens gepriift und in der Stellungnahme vom
20. April 2018 deren Vorliegen fiir die Erteilung der
wasserrechtlichen Genehmigung bestitigt. Lediglich
eine Anpassung der Erdgeschossfulbodenhdhe an die
Wasserspiegellage bei HQ,o war aufgrund des An-
baus an das denkmalgeschiitzte Gebdude nicht mog-
lich. Zur Sicherstellung, dass das Bauvorhaben trotz-
dem hochwasserangepasst ausgefiihrt wird, wurde in
der Stellungnahme vermerkt, dass bis zur Fertigstel-
lung der ortlichen Hochwasserschutzmafinahmen und
der Hochwasserriickhaltebecken im Oberlauf des Ge-
wissers geeignete SchutzmafBinahmen fiir das Gebéu-
de [...]-StraBBe 46 zu treffen sind. In der Stellungnah-
me des Landratsamtes vom 19. Dezember 2017 ge-
geniiber der Stadt wurde als Auflage formuliert, dass
die Belange des Hochwasserschutzes und der Hoch-
wasservorsorge zu beachten sind.

Der Petent macht geltend, dass durch die Ausfiihrung
des Vorhabens, insbesondere die vorgenommenen
Abgrabungen, die wasserrechtlichen Ausnahmevor-
aussetzungen nach § 78 Absatz 5 Satz 1 Nr. 1 Buchst.
a) bis d) WHG in Bezug auf das konkret ausgefiihrte
Vorhaben nicht vollstandig erfiillt sind. Durch die An-
ordnung des Anbaus und die vorgenommenen Abgra-
bungen werde der Wasserstand und der Hochwasser-
abfluss nachteilig verdndert. Zudem sei der Anbau
nicht hochwasserangepasst ausgefiihrt.

Nach Auffassung des Umweltministeriums sind die in
§78 Absatz 5 Satz Nr.1 Buchst. a) bis d) WHG ge-
nannten Voraussetzungen fiir die Erteilung einer Aus-
nahmegenehmigung weiterhin gegeben:

a) Retentionsraumausgleich

Bereits in der Petition 16/2392 hat der Petent vorge-
bracht, dass der Retentionsraumverlust aufgrund von
falschen Grundlagen berechnet worden sei. Die Er-
mittlung der Wasserspiegelverdnderungen infolge der
ortlichen Hochwasserschutzmafinahmen in den be-
nachbarten Kommunen war schon Gegenstand ver-
schiedener Verfahren. Insoweit wird auch auf die Aus-
fiihrungen in den Petitionen 16/2392 (vgl. Drucksache
16/6178) und 16/1630 (vgl. Drucksache 16/3743) ver-
wiesen. Neue Gesichtspunkte triagt der Petent nicht vor.

b) Keine nachteilige Verdnderung des Wasserstandes
und des Abflusses bei Hochwasser

Nach § 78 Absatz 5 Satz 1 Nr. 1 Buchst. b) WHG darf
der Wasserstand und der Abfluss bei Hochwasser
nicht nachteilig durch das Vorhaben veréndert werden.
Der Nachweis hierflir erfolgte mit der Retentions-
raumberechnung des Ingenieurbiiros F. in den Fassun-
gen vom 4. September 2017 und 29. Oktober 2018.
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Danach hat die BaumaBnahme auf die berechneten
Wasserstande beim HQ, ¢ keinen Einfluss.

Das Grundstiick [...]-Stralle 46 befindet sich hinter
einer bestehenden Hochwasserschutzmauer. Somit
liegt dieses Grundstiick auBlerhalb des Hochwasserab-
flussquerschnittes. Folglich sind im Vorhabenbereich
keine hohen FlieBgeschwindigkeiten zu erwarten.

Durch die Freihaltung eines 2,50 m breiten Korridors
zwischen dem Anbau und der Garage im ndordlichen
Grundstiicksbereich und der Auflenbewirtschaftungs-
fliche im westlichen Grundstiicksbereich, werden die
FlieBwege weiterhin aufrechterhalten. Durch die vor-
genommenen Abgrabungen zur Geldndeanpassung
wird zudem zusitzlicher Riickhalteraum auf dem
Grundstiick [...]-Strae 46 zur Verfiigung gestellt.
Urspriinglich befand sich im Bereich des Anbaus ein
Blechschuppen in einem geringeren Abstand zur
Hochwasserschutzmauer als der nun errichtete Anbau.
Im Zuge des Bauvorhabens wurde somit der zwischen
Gebdude und Hochwasserschutzmauer zur Verfiigung
stehende Platz deutlich vergrofert.

Nachdem sich der Anbau und die vorgenommene Ab-
grabung auflerhalb des Stromungsbereiches des Ge-
wissers befinden, ist keine nachteilige Verdnderung
des Wasserstandes und des Hochwasserabflusses nach
§ 78 Absatz 5 Satz 1 Nr. 1 b) WHG zu erwarten.

¢) Keine Beeintridchtigung des bestehenden Hochwas-
serschutzes

In der Umgebung bzw. im Wirkbereich des Bauvor-
habens befindet sich lediglich die entlang des Grund-
stiickes verlaufende Hochwasserschutzmauer. Der
Anbau ist ausreichend von dieser Hochwasserschutz-
mauer entfernt und auch die vorgenommene Abgra-
bung wirkt sich nicht auf die Hochwasserschutzmauer
aus. Die aktuell vorgenommene Erhéhung der Hoch-
wasserschutzmauer durch die Stadt erfolgte plan-
méBig von der Wasserseite aus.

Folglich sind mit dem genehmigten Bauvorhaben kei-
ne Auswirkungen auf die bestehende Hochwasser-
schutzmauer bzw. deren Funktion verbunden. Dem-
entsprechend wird mit diesem Vorhaben der beste-
hende Hochwasserschutz gemél § 78 Absatz 5 Satz 1
Nr. 1 Buchst. c) nicht beeintréchtigt.

d) Hochwasserangepasste Ausfiihrung

Die Forderung nach einer hochwasserangepassten
Ausfiihrung des Bauvorhabens gemél § 78 Absatz 5
Satz 1 Nr.1 Buchst. d) WHG beinhaltet den Schutz
vor Hochwassergefahren fiir das Gebdude und die
Schadensminimierungspflicht, d.h. die Pflicht, das
Schadenspotenzial im Hochwassergefahrenfall mog-
lichst niedrig zu halten. Die untere Wasserbehorde des
Landratsamts hat in ihrer Stellungnahme vom 19. De-
zember 2017 an das Baurechtsamt vorgegeben, dass
die Belange des Hochwasserschutzes und der Hoch-
wasservorsorge zu beachten sind.

Ein vollstdndiges Ausweichen aus der Gefahrenzone
war in diesem Fall nicht moglich, da aus Griinden des

Denkmalschutzes eine Anhebung der Erdgeschoss-
fuBbodenhdhe iiber die Wasserlinie bei HQ,qo nicht
umsetzbar war. Allerdings wurde auf eine Unterkelle-
rung verzichtet und ein bestehender Kellerraum ver-
fiillt. Wohn- und Schlafrdume sind nicht betroffen.
Auch befindet sich in diesem Gebédude keine Olhei-
zung. Dementsprechend erfiillt das Bauvorhaben die
wasserrechtlichen Vorgaben nach einer hochwasser-
angepassten Ausfithrung. Das Baurechtsamt der Stadt
hat am 20. Februar 2020 dem Landratsamt mitgeteilt,
dass die Abnahme mittlerweile erfolgt ist.

Zu dem Vortrag des Petenten, dass der Anbau auf-
grund seiner nicht hochwasserangepassten Ausfiih-
rung bereits bei einem Hochwasserabfluss von HQy
bzw. HQ3 geflutet wird, wird wie folgt Stellung ge-
nommen:

Die bestehende Hochwasserschutzmauer bis hin zur
Briicke A. ist durchgehend hoher als die in der Hoch-
wassergefahrenkarte angegebene Wasserspiegellage
bei einem 10-jahrlichen Hochwasserereignis (HQj).
In der Hochwassergefahrenkarte ist fiir das Grund-
stiick [...]-StraBe 46 im Bereich des Anbaus jedoch
eine Uberflutung bei HQ,, dargestellt. Nachdem die
Wasserspiegellage bei HQ,y entsprechend der Hoch-
wasserrisikomanagement-Abfrage bei 240,20 m NN
liegt, die Bestandsmauer dagegen am niedrigsten
Punkt eine Hohe von 241,37 m GiNN aufweist, wurde
diese Darstellung fachlich iiberpriift. Die Uberprii-
fung ergab, dass bei der Bearbeitung der HWGK dem
bearbeitenden Ingenieurbiiro keine Informationen zu
einer Hochwasserschutzeinrichtung in diesem Bereich
vorlagen. Der Anbau liegt also tatsdchlich auBerhalb
eines HQ .

Die Wasserspiegellagen bei einem Hochwasserab-
fluss von HQy bzw. HQ3 liegen fiir diesen Bereich
nicht vor. Die Wasserspiegellage bei einem 50-jéhr-
lichen Hochwasserereignis liegt entsprechend der
HWGK im Bereich dieses Bauvorhabens jedoch bei
241,14 m UNN. Die Hohe der bestehenden Hochwas-
serschutzmauer bis hin zur Briicke A. weist in diesem
Bereich (mit einer Hohe von 241,37 m iNN am nied-
rigsten Punkt) durchgehend eine groBere Hohe auf.
Dementsprechend wird der Vorhabenbereich auch bei
einem 50-jahrlichen Hochwasserereignis nicht iiber-
schwemmt. Des Weiteren ist bei der Betrachtung der
Wasserspiegelhohen auch zu beriicksichtigen, dass
die bereits umgesetzten Hochwasserschutzmafinahmen
,»Hoherlegung des Uberbaus der Briicke A.-Strafe*
und ,.Baus des Tiefufers auf der gegeniiberliegenden
Uferseite” zu einer deutlichen Reduzierung der Was-
serspiegellage fiithren.

Zusammenfassend wird festgehalten, dass bei dem
Bauvorhaben [...]-Strae 46 die Ausnahmevoraus-
setzungen des § 78 Absatz 5 Satz 1 Nr.1 Buchst. a)
bis d) WHG eingehalten werden.

e) Verletzung des hochwasserrechtlichen Riicksicht-
nahmegebots nach § 78 Absatz 5 Satz 2 WHG

Der Petent fiihrt an, dass bei der Priifung der wasser-
rechtlichen Ausnahmevoraussetzungen nach § 78 Ab-
satz 5 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a) bis d) WHG die Auswir-
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kungen auf die Nachbarschaft nicht beriicksichtigt
und somit das hochwasserrechtliche Riicksichtnahme-
gebot des § 78 Absatz 5 Satz 2 WHG nicht beachtet
wurde.

Das Vorliegen der Ausnahmevoraussetzungen nach
§78 Absatz 5 Satz 1 Nr. 1 a) bis d) WHG wurde im
Friihjahr 2018 seitens des Landratsamts nochmals ge-
priift und mit der Stellungnahme vom 20. April 2018
bestitigt. In dieser Stellungnahme werden zwar die
einzelnen Ausnahmegenehmigungen gepriift und de-
ren Einhaltung dargelegt, auf mogliche Auswirkun-
gen auf die Nachbarschaft wird jedoch nicht geson-
dert eingegangen. Diese fehlende Erwéhnung nimmt
der Petent als Beleg dafiir, dass seitens der unteren
Wasserbehorde die drittschiitzende Wirkung des § 78
Absatz 4 WHG und des § 78 Absatz 5 WHG nicht be-
achtet wurde.

Dies ist jedoch nicht der Fall. Die untere Wasser-
behorde hat diese drittschiitzende Wirkung bei der
Priifung der Ausnahmevoraussetzungen durchaus be-
riicksichtigt.

Hierzu fiihrt das Verwaltungsgericht Karlsruhe in ei-
nem Beschluss vom 2. August 2018 aus, dass eine
generelle drittschiitzende Wirkung der einschligigen
hochwasserrechtlichen Vorschriften nicht anzuneh-
men ist. Vielmehr kommt es bei der Drittanfechtungs-
situation darauf an, ob das hochwasserrechtliche
Riicksichtnahmegebot durch die wasserrechtliche Zu-
lassung eines Bauvorhabens verletzt wird. Dies ist
dann der Fall, wenn die angegriffene behordliche
MafBnahme zu einer nicht hinnehmbaren Beeintréchti-
gung des betroffenen Dritten fithrt. Dem Betroffenen
muss folglich durch den VerstoB3 gegen die hochwas-
serrechtlichen Vorschriften ein nicht nur unerhebli-
cher Nachteil drohen bzw. es miisste hierdurch zu
einer unzumutbaren Verschiarfung der Hochwasserge-
fahren kommen.

Wie oben unter 2.1.2.2 dargelegt, werden bei dem
Bauvorhaben die Ausnahmevoraussetzungen einge-
halten, ohne dass sich hierdurch im Hinblick auf die
Hochwassergefahren Beeintriachtigungen fiir das
Grundstiick und das Gebédude des Petenten ergeben.
Folglich ist nicht ersichtlich, dass sich durch das Bau-
vorhaben eine fiir das Grundstiick des Petenten spiir-
bare Beeintrichtigung in den durch die hochwasser-
rechtlichen Vorschriften geschiitzten Belange ergibt.

Nach Auffassung des Petenten ergeben sich des Wei-
teren aufgrund der tatséchlich vorgenommenen Ab-
grabungen unzumutbare Beeintrichtigungen fiir das
in seinem Miteigentum stehende Grundstiick bzw. die
Garage. Herr B., welcher im Rahmen der Durch-
fiihrung der inndrtlichen HochwasserschutzmaBnah-
men auf Wunsch des Petenten als externer Sachver-
stindiger hinzugezogen wird, hat mit Datum 10. Ok-
tober 2019 eine gutachterliche Stellungnahme zu den
Losungsvarianten fiir das Gebdude und die Stiitz-
mauer auf dem Grundstiick [...]-Stralle 44 erstellt, in
welcher sich folgende Ausfithrungen betreffend die
Abgrabungen auf dem Grundstiick [...]-Strale 46 fin-
den: ,,In diesem Zusammenhang wird durch den Un-
terzeichnenden auf den baukonstruktiv ungeniigenden

Zustand der derzeitigen Garagengriindung auf der
Grundstiicksgrenze zum Nachbar [...]-StraBle 46
(Siidseite der Garage; siche Bild 8) hingewiesen. Hier
wurde im Zuge des Anbaus an das Gebédude [...]-
Strafe 46 das Streifenfundament der Garage vollstin-
dig bis auf eine Tiefe von etwa 1 m freigelegt/evtl. so-
gar untergraben. Dadurch ging die Einbindetiefe des
Garagenfundamentes verloren (in unseren Breiten
liegt diese bekanntlicherweise lagebedingt bei 0,80
bis 1,00 m). Im Falle eines erneuten schweren Hoch-
wassers wird der um etwa 1 m abgeschachtete und ge-
pflasterte Bereich samt Neubau aufgrund des riick-
wartigen parallelen Anstiegs des Grundwassers iiber-
flutet und dadurch die Fundamente der Garage voll-
stindig durchndsst und ggf. unterspiilt. Frosthebun-
gen, Frostsprengungen, Setzungen und Risse wiren
logische Folgeschdden an der Garage, die bisher
standsicher war. Hier sollte dringend eine befriedi-
gende Losung gefunden werden.*

Die hierzu abgegebene fachliche Stellungnahme des
bei dem Bauvorhaben [...]-Stra3e 46 tdtigen Statikers
vom 4. November 2019 wurde der hoheren Bau-
rechtsbehorde beim Regierungsprésidium vorgelegt
und wurde im Rahmen des baurechtlichen Berichts
vom 13. Januar 2020 beriicksichtigt. Fragestellungen
zur Standfestigkeit der Garage aufgrund der Abgra-
bung beim Bauvorhaben sind baurechtlicher Natur
(siehe unter 2.6).

Aus wasserrechtlicher Sicht stellt sich die Thematik
wie folgt dar:

Die Nutzungsbeschriankungen der §§ 78 ff. WHG kniip-
fen an die Hochwassergefahr fiir Grundstiicke in ei-
nem tatsiichlich bestehenden Uberschwemmungsge-
biet an. Es soll verhindert werden, dass sich die beste-
hende Hochwassergefahr durch den weiteren Verlust
von Riickhalteraum verschérft und dadurch Menschen
und Sachwerte gefdhrdet werden.

Laut der gutachterlichen Stellungnahme von Herrn B.
vom 10. Oktober 2019 kdnnte das Wasser im Hoch-
wasserfall mit steigendem Grundwasserstand auch
hinter der Hochwasserschutzwand bis iiber Ober-
fliche Gelidnde ansteigen und ufernahe Stadtbereiche
iiberfluten. Die Haufigkeit dieser Uberflutung und de-
ren Dauer ist jedoch abhingig von der Jahrlichkeit des
Hochwasserereignisses und dessen Dauer. Ein Grund-
wasseranstieg erfolgt in der Regel zeitverzogert zu
der Hochwasserwelle.

DIN 19712 gibt Hinweise zum Bau von technischen
Hochwasserschutzanlagen. Dabei ist zu beachten,
dass technische Hochwasserschutzeinrichtungen kei-
ne vollig dichten Bauwerke sind, sondern je nach
Bauweise landseitig mehr oder weniger Drénage-
bzw. Sickerwasser anfallen kann. Der Austausch zwi-
schen Grundwasser und FlieBgewdsser darf aber
durch die gegebenenfalls entstehende Abriegelung
(Dichtung, Hochwasserschutzwand) nicht relevant
verdandert werden. Die Ertlichtigung der Hochwasser-
schutzmafinahme erfolgte nach allgemein anerkann-
ten Regeln der Technik und ist nicht zu beanstanden.

Die aufgrund moglichen Druck- und Sickerwassers
folgende zeitweise Beeintrachtigung der Nutzung land-
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seitiger Gebiete muss aber laut DIN 19712 beachtet
werden. Aus §5 WHG ergibt sich, dass gegebenen-
falls im Rahmen der Eigenvorsorge vom Eigentiimer
MafBnahmen zum Schutz vor nachteiligen Hochwas-
serfolgen (d. h. einschlieBlich Druck- und Sickerwasser)
und zur Schadensminderung getroffen werden miissen.

Die Problematik des aufsteigenden Grundwassers er-
gibt sich unabhéngig von dem Bauvorhaben und auch
unabhéngig von der Sanierung der Hochwasserschutz-
mauer. Es ist jedoch davon auszugehen, dass es mit
der Fertigstellung des Hochwasserriickhaltebeckens
O. zu einer weiteren Verbesserung kommen wird, da
die Hohe des Hochwassers und der daraus folgende
mogliche Grundwasseranstieg vermindert wird.

Dementsprechend kann sich der Petent nicht auf eine
Verletzung des hochwasserrechtlichen Riicksichtnah-
megebots des § 78 Absatz 5 Satz 2 WHG berufen.

2.1.3 Fehlende wasserrechtliche Genehmigung fiir die
vorgenommenen Abgrabungen

Der Petent fithrt an, dass fiir die durchgefiihrte Gelan-
deabgrabung ein separates Wasserrechtsverfahren er-
forderlich gewesen wire. Bei der Geldndeabgrabung
handelt es sich jedoch nicht um eine selbststindige
Abgrabung. Die Abgrabung zur Neugestaltung des
Gelandes erfolgte im direkten Zusammenhang mit
dem Bauvorhaben und war Bestandteil des Genehmi-
gungsverfahrens.

Die Retentionsraumberechnung enthélt unter Ziffer 4
»Grundlagen Planungsgelédnde* die Aussage: ,.Die
Geldndehdhe des geplanten Biergartens auf der West-
seite zwischen dem Bestandgebdude und der Mauer
[zu dem Gewisser] soll auf dem bestehenden Niveau
erhalten bleiben. Die westlich und nordlich an den
Anbau angrenzenden AufBenanlagen sollen auf das
Niveau des Biergartengelédndes im Mittel um ca. 0,45 m
auf 240,90 m iiNN abgegraben werden. Dadurch kann
auch ein Teil des durch den Anbau verlorengehenden
Retentionsvolumens ausgeglichen werden. Die Pla-
nung des Architekturbiiros [...] wurde in den ,Lage-
plan‘ iibernommen.*

Ziel der Abgrabungen war danach in erster Linie, ein
einheitliches Geldndeniveau der AuBenflichen des
Vorhabens zu schaffen. Als Bestandteil des Bauvor-
habens bedurften die Abgrabungen keiner gesonder-
ten wasserrechtlichen Zulassung. Vielmehr ist die Ab-
grabung Bestandteil der Baugenehmigung und der
wasserrechtlichen Ausnahmegenehmigung nach § 78
Absatz 5 WHG.

Soweit der Petent beanstandet, dass ein Retentions-
raumausgleich grundsétzlich nicht innerhalb eines
Uberschwemmungsgebietes hergestellt werden kann,
da dort Vertiefungen und Abgrabungen verboten seien,
ist dies unzutreffend.

Gemal § 78 Absatz 5 Satz 1 Nr. 1 WHG ist verloren-
gehender Riickhalteraum umfang-, funktions- und
zeitgleich auszugleichen. Ein funktionsgleicher Re-
tentionsraumausgleich kann jedoch nur innerhalb ei-
nes Uberschwemmungsgebietes erfolgen. Der Reten-
tionsausgleich kann durch eine MaBBnahme des Bau-
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herrn selbst oder nach § 65 Absatz 3 Satz 2 WG iiber
ein Hochwasserschutzregister erfolgen, dem kommu-
nale MaBnahmen zur Schaffung von Riickhalteraum
zugrunde liegen.

2.1.4 Fehlende wasserrechtliche Ausnahmegenehmi-
gung

Soweit der Petent in seinem Schreiben vom 20. Okto-
ber 2019 geltend macht, dass in der Baugenehmigung
die wasserrechtliche Genehmigung fiir das Bauen im
Uberschwemmungsgebiet gar nicht erteilt worden sei,
ist Folgendes zu bemerken: Bereits in der Petition
16/2392 wird darauf hingewiesen, dass die urspriing-
lich am 19. Oktober 2018 erteilte Baugenehmigung
aufgrund einer durch das Landratsamt gesetzten neu-
en wasserrechtlichen Sachlage durch eine Baugeneh-
migung vom 3. Dezember 2018 ersetzt wurde. In der
Entscheidung vom 3. Dezember 2018 wird die was-
serrechtliche Genehmigung nach § 78 Absatz 5 WHG
ausdriicklich in Satz 1 der Entscheidung miterteilt.
Aber auch bereits die urspriingliche Entscheidung
vom 19. Oktober 2018 enthielt Nebenbestimmungen
zum Hochwasserschutz und im vorletzten Absatz des
Kapitels ,,Abweisung der Einwendungen* war Fol-
gendes ausgefiihrt: ,,.Die wasserrechtliche Genehmi-
gung wird im Einvernehmen mit dem Landratsamt
[...] als untere Wasserbehorde zusammen mit der
Baugenehmigung erteilt. Der entstehende Retentions-
raumverlust wird iiber das Hochwasserschutzregister
der Stadt [...] ausgeglichen.

2.1.5 Ausweisung eines Baugebietes im Uberschwem-
mungsgebiet

Bei dem Anbau an das Gebdude [...]-StraBBe 46 han-
delt es sich um ein Einzelbauvorhaben. Fiir die erfor-
derliche wasserrechtliche Gestattung kommt aus-
schlieBlich die wasserrechtliche Ausnahmegenehmi-
gung nach § 78 Absatz 5 WHG in Betracht. Die vom
Petenten vorgebrachten Ausfiihrungen zur Auswei-
sung eines neuen Baugebietes nach §78 Absatz 2
WHG sind daher unzutreffend.

2.1.6 Errichtung einer Grenzbefestigung mit Granit-
stelen im Uberschwemmungsgebiet

Der Petent fiihrt an, dass entlang der Grenze zu sei-
nem Grundstiick widerrechtlich eine Grenzbefestigung
aus Granitstelen errichtet wurde. Diese Granitstelen
wurden aufgrund der vorgenommenen Abgrabungen
entlang der Garagenwand sowie weiterfithrend in dem
Bereich zwischen der Garage und der Hochwasser-
schutzmauer errichtet. Sie sind jedoch nicht Bestand-
teil der baurechtlichen Genehmigung und der wasser-
rechtlichen Ausnahmegenehmigung vom 3. Dezem-
ber 2018. Die Stadt hat die Errichtung der Granitste-
len entlang der gemeinsamen Grenze in der ausge-
fiihrten Art und Weise als genehmigungsfrei und so-
mit zuldssig angesehen.

In einem Uberschwemmungsgebiet ist gemiB § 78a
Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 WHG die Errichtung von Mau-
ern, Willen oder dhnlichen Anlagen, die den Wasser-
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abfluss behindern kdnnen, untersagt. Aufgrund ihres
Verlaufs quer zur FlieBrichtung des Gewiéssers und
ihrer Hohe stellen diese Granitstelen in dem Bereich
zwischen der Hochwasserschutzmauer und der Gara-
ge ein Abflusshindernis im Hochwasserfall dar. Folg-
lich ist diese Grenzbefestigung mit Granitstelen in
diesem Bereich gemill §78a Absatz 1 Satz 1 Nr.1
WHG nicht zuldssig. Eine wasserrechtliche Zulassung
nach §78a Absatz 2 Satz 1 WHG wurde insoweit
nicht erteilt. Dementsprechend ist die errichtete Grenz-
befestigung mit Granitstelen in dem Bereich zwischen
der Hochwasserschutzmauer und der Garage zuriick-
zubauen.

Lediglich im weiteren Verlauf stellt diese Grenzbe-
festigung keine Behinderung des Wasserabflusses
dar, da diese hier entweder entlang des Garagenge-
bidudes oder hohengleich zu bereits vorhandenen
Mauern und Befestigungen verlduft. Ein Riickbau ist
daher hier nicht erforderlich.

Mit Schreiben vom 23. September 2019 hat das Land-
ratsamt den Bauherrn daher aufgefordert, die aus Gra-
nitstelen bestehende Grenzbefestigung in dem aufge-
zeigten Abschnitt zu entfernen.

2.2 Briicke A.

Die Hoherlegung der Briicke war ebenfalls schon Ge-
genstand der Petition 16/2392. Es wird daher auf den
Bericht zur Petition 16/2392 verwiesen.

Soweit der Petent geltend macht, dass die Vorschrift
des § 77 WHG nicht beachtet worden sei, wird ergén-
zend ausgefiihrt:

GemiB § 77 Absatz 1 Satz 1 WHG sind Uberschwem-
mungsgebiete im Sinne des § 76 WHG in ihrer Funk-
tion als Riickhalteflichen zu erhalten. Soweit iiberwie-
gende Griinde des Wohls der Allgemeinheit dem entge-
genstehen, sind rechtzeitig die notwendigen Ausgleichs-
maBnahmen zu treffen (§ 77 Absatz 1 Satz 2 WHG).

Unter natiirlichen Riickhalteflichen sind Landareale
zu verstehen, die aufgrund ihrer besonderen Nihe zu
dem jeweiligen Gewésser dem Hochwasser durch ihre
zumeist seitliche Ausdehnung iiber das Ufer hinaus
Ausbreitungsmoglichkeiten geben und auf diese Wei-
se einen beschleunigten Abfluss des Wassers zumeist
stromabwirts verhindern. Bereits bebaute Fldchen
und regelméBig auch Flichen innerhalb im Zusam-
menhang bebauter Ortsteile fallen jedoch nicht unter
den Begriff ,,Riickhalteflachen®, da sie durch mensch-
liche Nutzung ihren Charakter als Riickhaltefliche be-
reits verloren haben.

2.3 Bauvorhaben in der unmittelbaren Néihe

Neue Anhaltspunkte fiihrt der Petent nicht an. Es wird
auf den Bericht zur Petition 16/2392 verwiesen.

2.4 Funktionsfahigkeit der Retentionsmulde ,,0.*
Der Petent hat insoweit keine neuen Gesichtspunkte

vorgetragen. Die Funktionsfahigkeit der Retentions-
mulde war bereits Gegenstand der Petition 16/1630.

2.5 Schiden Gebaude [...]-Stral3e 44

Der Petent begehrt auch die Verpflichtung der Stadt
bzw. des Wasserverbands, die ohne Vorwarnung oder
Benachrichtigung durch das Einrammen von Fluss-
bausteinen am 15. Dezember 2012 sowie von Spund-
wénden in der Woche nach Ostern 2018 verursachten
massiven Schiden am Gebéude [...]-Stralle 44 zu er-
setzen.

Der Petent macht geméfl der Niederschrift iiber ein
Gesprich im Rathaus am 10. April 2018 geltend, dass
die zu diesem Zeitpunkt stattgefundenen BaumaBnah-
men zwecks Errichtung von innerértlichen Hochwas-
serschutzmafnahmen zwischen dem Parkhaus Stadt-
mitte und dem Gebdude [...]-Strale 44 Schiden an
seinem im Miteigentum stehenden Gebédude [...]-
Strafe 44 hervorgerufen hitten. Solche Schiden seien
auch im Jahr 2012 durch das Einrammen tonnen-
schwerer Flussbausteine durch eine Firma im Auftrag
der Stadt entstanden.

Die Anfang April 2018 in der Nachbarschaft des Ge-
baudes [...]-StraBe 44 durchgefiihrten Arbeiten er-
folgten im Zuge der Errichtung der innerortlichen
Hochwasserschutzma3inahmen. Mit Beschluss des
Landratsamts vom 12. Oktober 2015 war der Plan fiir
die ortlichen HochwasserschutzmaBSnahmen festge-
stellt worden. Die sofortige Vollziehung der Entschei-
dung wurde angeordnet. Die Hochwasserschutzpla-
nung wurde bereits ausfiihrlich in der Petition
16/1630 dargestellt.

Der Planfeststellungsbeschluss vom 15. Dezember
2015 enthilt keine Vorgaben zur Durchfithrung von
Beweissicherungsantrdgen. In Abschnitt V wird im
Hinweis Nr.1 jedoch darauf hingewiesen, dass der
Antragsteller flir alle Schdden haftet, die durch den
Bau und den Betrieb der Anlage entstehen.

Die Stadt hatte der Erbengemeinschaft des Gebaudes
[...]-StraBe 44 im Dezember 2017 einen Vereinba-
rungsentwurf iibersandt, welcher u. a. eine Verpflich-
tung der Stadt vorsah, vor Beginn der Baumafnahmen
ein Beweissicherungsverfahren durchzufiihren. Eine
Unterzeichnung ist nicht erfolgt. Von Seiten des Pe-
tenten wurden u. a. statische und geologische Berech-
nungen fiir das Gebéude [...]-Strafle 44 gefordert. Mit
Schreiben vom 20. Méarz 2018 wandte sich die P.-
GmbH im Auftrag der Stadt an die Erbengemein-
schaft zur Durchfiihrung einer Zustandsfeststellung
des Gebidudes [...]-StraBle 44 am 28. Mairz 2018.
Gemél Schreiben vom 31. Mai 2018 des Petenten an
die Stadt verschob der Petent diesen Termin, um statt-
dessen in derselben Sache die Biirgersprechstunde des
Oberbiirgermeisters am 28. Médrz 2018 wahrzuneh-
men. Ein Termin zur Beweissicherung fand schlief3-
lich am 20. April 2018 statt. Auch im Schreiben vom
31. Mai 2018 an die Stadt macht der Petent massive
Rissbildungen am und im Gebiude [...]-Strale 44
geltend.

Fiir den Bereich der Grundstiicke der Erbengemein-
schaft sehen die Planungen vor, die vorhandene Mau-
er entlang des Grundstiicks [...]-Strae 44 zu ertiich-
tigen und zu erhéhen. Nach Umsetzung dieser Maf3-
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nahmen sind sowohl das Grundstiick als auch das Ge-
baude [...]-StraBe 44 soweit geschiitzt, dass ein 100-
jahrliches Hochwasserereignis (HQ,o) ohne Klimazu-
schlag und Freibord schadlos abgefiihrt werden kann
(vgl. Petition 16/1639). Im Planfeststellungsbeschluss
vom 12. Oktober 2015 finden sich folgende Aus-
fithrungen: ,,Mit den geplanten &rtlichen Hochwasser-
schutzmafinahmen in [...] werden auch die Gebdude
des Einwenders durch eine Hochwasserschutzmauer
geschiitzt. Die in diesem Bereich bereits existierende
Mauer wird erhoht und an die vorhandene Mauer des
Gebiudes des Einwenders angebunden. Da in diesem
Bereich die vorgesehen Planungshéhe von HQjg, «
mit yrp und 50 cm Freibord bei einem 100-jéhrlichen
Hochwasserereignis im Istzustand nicht ausreichen
wiirde, wird die Hochwasserschutzmauer soweit er-
hoht, dass ein HQioic Ohne Beriicksichtigung des
Lastfalls Klima&nderung, und ohne der Wirkung der
Hochwasserriickhaltebecken im Oberlauf bordvoll ab-
gefiihrt werden kann. Nach Umsetzung dieser MaB-
nahme wird das Gebdude des Einwenders bei einem
Hochwasserereignis, wie von Januar 2011 vorgelegen
hat, vom Gewasser [...] nicht mehr liberflutet.”

Seit Sommer 2018 stand das Landratsamt in Kontakt
zu dem Petenten. Insbesondere war die notwendige
Untersuchung und Uberpriifung der vorhandenen
Mauer im Bereich des Grundstiicks [...]-Strafe 44 in
der Diskussion. Mit Schreiben vom 25. Juni 2018
iibersandte das Landratsamt dem Petenten den Ver-
einbarungsentwurf vom 7. Dezember 2017 zwecks
Herstellung des ortlichen Hochwasserschutzes an den
Grundstiicken [...]-Stralle 42 und [...]-Stralle 44. Das
Landratsamt kiindigte in diesem Schreiben den Erlass
einer Anordnung zur Duldung der BaumaBnahmen
an, sollte eine Unterzeichnung der Vereinbarung nicht
stattfinden. Eine Unterzeichnung der Vereinbarung
erfolgte nicht.

In einer gemeinsamen Besprechung mit Vertretern der
Stadt und dem Petenten am 13. August 2018 wurde
vereinbart, dass der Petent einen Sachverstindigen
seines Vertrauens fiir die Abstimmung des Untersu-
chungsrahmens und der Sanierungsmafinahmen hin-
zuziehen darf. Von Seiten des Petenten wurde Herr B.
vorgesehen.

Am 4. Dezember 2018 fand eine umfangreiche Be-
sprechung zum weiteren Vorgehen mit dem Petenten,
der Stadt, dem Landratsamt und beteiligten Ingenieur-
biiros statt. Die Kosten von Herrn B. fiir die Teilnah-
me an diesem Gesprich libernahm das Landratsamt.
Ein Ergebnis dieses Gesprichs war die zukiinftige
Einbindung von Herrn B. als externer Sachverstindi-
ger zur Abstimmung des Rahmens der Untersuchun-
gen an der genannten Mauer, zur Bewertung und Be-
urteilung der Untersuchungsergebnisse sowie zur Ab-
stimmung der eventuell erforderlichen weiteren Ma@-
nahmen zur Einbindung dieser Mauer/des Gebdudes
in den innerértlichen Hochwasserschutz. Die Kosten
der Beauftragung des Sachverstindigen trdgt die Stadt.

Vereinbart wurde weiter, dass das Ingenieurbiiro F.
das genaue Untersuchungsprogramm der Mauer ent-
lang des Grundstiicks und des Gebdudes [...]-Stra-
e 44 im Detail mit Herrn B. abstimmen wird.
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Der Vermerk vom 28. Mérz 2019 iiber die Bespre-
chung vom 4. Dezember 2018 enthilt folgende Aus-
sage: ,,Herr [B.] weist darauf hin, dass die moglichen
Vorschiadigungen des Gebaudes [...]-Stral3e 44 vorab
griindlich zu erheben sind. Hierfiir ist ausreichend,
dass die von der [P.]-GmbH vorgenommene Beweis-
sicherung um Ubersichtsbilder fiir die einzelnen
Raumlichkeiten ergdnzt wird. Erst dann lassen sich
die erfassten Schadensbilder raumlich zuordnen. Nach
Abschluss aller Arbeiten wird eine Abschlussdoku-
mentation fir die Beweissicherung erstellt und dem
Petenten iibergeben. In diesem Zusammenhang wer-
den auch die Schadensbilder und Schéden an dem Ge-
bdude [...]-StraBBe 44 angesprochen und in Zusam-
menhang mit den baulichen Mafinahmen der Stadt [...]
in den Jahren 2012 (Einrammung tonnenschwerer
Flussbausteine) und 2018 (Niederbringen der Spund-
winde, Errichtung der Hochwasserschutzmauer und
Asphaltierung des Parkplatzes) gebracht. Der Petent
fiihrt hierzu an, dass er von der Stadt [...] Schadens-
ersatz fiir die Behebung der damals eingetretenen und
der aktuell entstandenen Schiaden fordern wird. In die-
sem Zusammenhang mahnt der Petent an, dass das
Beweissicherungsverfahren erst nach Beendigung der
Rammarbeiten durchgefiihrt wurde. Dieser Punkt
sollte jedoch in einem separaten Gesprich themati-
siert und geklart werden.*

Mit E-Mail vom 28. Mirz 2019 stimmte der Petent
den in dem Protokoll vom 28. Mérz 2019 vermerkten
Untersuchungsmafnahmen zu. Am 3. April 2019 fand
ein Abstimmungsgespriach mit dem Petenten vor Ort
iiber die vorgesehenen MaBinahmen zur Untersuchung
der Ufermauer beim Gebdude [...]-StraBe 44 statt.
Die daraufhin am 10. und 11. April 2019 vorgenom-
menen Untersuchungen zeigten, dass die Mauer ent-
lang des Grundstiicks aufgrund der vorhandenen Bau-
substanz nicht fiir eine Einbindung in die innerdrtli-
chen HochwasserschutzmafBnahmen geeignet ist. Da-
her soll die vorhandene Mauer nunmehr abgetragen
und durch eine neue Mauer ersetzt werden. Herr B.
wurde gebeten, hierzu eine gutachterliche Stellung-
nahme zu erstellen. Dabei sollten in Absprache mit
dem Petenten auch die auf den angrenzenden Grund-
stiicken vorgenommen Hochwasserschutzma3nahmen
einschlieBlich der Spundwandgriindung sowie die
Grundwasserstrome im Griindungs- und Bodenbe-
reich des Gebéudes [...]-StraBBe 44 beriicksichtigt
werden.

Am 10. Oktober 2019 legte Herr B. die gutachterliche
Stellungnahme zu den Losungsvarianten fiir das Ge-
bdude und die Stiitzmauer auf der [...]-Stralle 44 vor.

Die gutachterliche Stellungnahme von Herrn B. ent-
hilt folgende AuBerungen zu den Schiiden des Gebiu-
des [...]-StraBe 44: ,,Bei der Orts- und Hausbesichti-
gung am 11. April 2019 in der [...]-StraBBe 44 waren
eindeutig die Setzungsrisse in Kiiche, Bad und Schlaf-
zimmer im Bereich des Anschlusses Auflenwand zu
FuBboden im EG zu sehen. [...] Aufgrund dieser Her-
stellungsweise treten auch die am Bestandbau beob-
achteten Setzungen von bis zu 3 bis 5 cm Hohe auf.
Der darunter befindliche Boden/Aufschiittung setzt
sich mit abflieBendem Grundwasser unter der Last der
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Platte, und alle RandflieBen, Fullbodenleisten usw.
werden mit heruntergezogen.*

Die von der Stadt beauftragte F.-GmbH erstellte mit
Datum 20. November 2019 eine Stellungnahme zur
gutachterlichen Stellungnahme von Herrn B. In dieser
wird ausgefiihrt, dass die Setzungsrisse nicht durch
die aktuellen BaumaBnahmen entstanden seien, son-
dern — wie von Herrn B. beschrieben worden sei —
durch die damalige Bauweise.

Am 11. Dezember 2019 fand ein Abstimmungsge-
spriach mit Herrn B., Vertretern der Stadt, Vertretern
der F.-GmbH sowie Vertretern des Landratsamts statt.
Gegenstand dieser Besprechung war die Bewertung
der gutachterlichen Stellungnahme von Herrn B. vom
10. Oktober 2019. Gemall Vermerk vom 12. Dezem-
ber 2019 wurde beschlossen, dass vor Beginn der
BaumaBnahmen durch die Stadt ein weiteres Beweis-
sicherungsverfahren an den Gebauden [...]-Strafle 44
veranlasst wird. Weiterhin wurde beschlossen, dass
Herr B. mit den neuen Daten eine endgiiltige gutach-
terliche Stellungnahme erstellt. Dem Petenten wurde
eine Mehrfertigung des Aktenvermerks iibersandt.
Nach Vorliegen dieser abschlieBenden Stellungnahme
ist vorgesehen, ein weiteres Abstimmungsgespriach
mit dem Petenten, Vertretern der Stadt, Vertretern des
Landratsamtes und den Vertretern der beauftragten
Ingenieurbiiros zu fithren. In diesem Gesprich sollen
die Untersuchungsergebnisse dargelegt und die hier-
aus resultierende Planung der Hochwasserschutzmaf3-
nahmen beziiglich des Gebdudes und des Grundstiicks
des Petenten vorgestellt und erldutert werden.

Durch die intensiven Gespriache und Kontakte zwi-
schen den Beteiligten und insbesondere durch die
Einbindung eines unabhéngigen Sachverstindigen
schien es zundchst moglich, eine einvernehmliche
Vorgehensweise herzustellen.

Zwischenzeitlich hat sich der Petent mit E-Mail vom
1. Oktober 2019 jedoch dahin gehend geéduBert, dass
er seine Zustimmung fiir die Umsetzung der tiberplan-
ten Hochwasserschutzmaf3inahmen von dem Tenor der
Stellungnahme des Landratsamts zu seinem Petitions-
verfahren beziiglich des Bauvorhabens abhingig macht.

Der Petent hat sich mittlerweile auch an den Rech-
nungshof Baden-Wiirttemberg gewandt mit der Bitte
um Priifung, inwieweit in dem Fall die rechtliche und
wirtschaftliche OrdnungsmaéBigkeit des Verwaltungs-
handelns der Stadt bzw. des Wasserverbands mit der
Haushalts- und Wirtschaftsfilhrung des Landes ver-
einbar ist. Auch in dieser E-Mail bringt der Petent
zum Ausdruck, dass er seine Zustimmung zu dem er-
forderlichen Liickenschluss zwischen den bereits be-
stehenden inner6rtlichen Hochwasserschutzmalinah-
men und den erforderlichen Hochwasserschutzmal-
nahmen mit dem Bauvorhaben verbindet.

Eine einvernehmliche Vorgehensweise — um welche
sich behordlicherseits bemiiht wurde — konnte somit
bisher nicht erzielt werden.

Die Stadt haftet fiir alle Schiaden, die durch die von
ihr beauftragten BaumaBnahmen entstehen. Bislang
liegen jedoch keine Nachweise vor, dass die von dem

Petenten geltend gemachten Baumafinahmen im Jahr
2012 und 2018 kausal fiir die vorhandenen Schéden
des Gebdudes [...]-StraBe 44 waren. Das behordli-
cherseits vorgesehene Vorgehen, die Haftungsfrage
erst nach Abschluss aller Arbeiten und nach Vorlie-
gen aller Erkenntnisse abschlieBend zu priifen und zu
entscheiden, ist nicht zu beanstanden.

2.6 Bauplanungsrechtliche und bauordnungsrechtliche
Gesichtspunkte

Die Petitionsschrift vom 14. August 2019 enthilt in
Bezug auf das Bauplanungsrecht ausschlielich Sach-
verhalte, die bereits Gegenstand der abgeschlossenen
Petition 16/2392 waren. Die damaligen Einwendun-
gen werden vom Petenten in der neuen Petition ohne
wesentliches neues Vorbringen lediglich wiederholt.

Insbesondere war der Vortrag des Petenten, die Vor-
aussetzungen fiir eine Befreiung zur Uberschreitung
der im Bebauungsplan festgesetzten Baugrenze nach
§ 31 Absatz 2 BauGB hitten nicht vorgelegen, bereits
Gegenstand des abgeschlossenen Petitionsverfahrens
16/2392 und wurde in diesem Rahmen umfassend und
abschlieBend behandelt. Dabei wurde zutreffend fest-
gestellt, dass im vorliegenden Fall durch die Beftrei-
ung von der tiberbaubaren Grundstiicksfliche in Rich-
tung des Flusses die Grundziige der Planung nicht
beriihrt werden und die Befreiung sowohl stiddtebau-
lich vertretbar als auch unter Wiirdigung nachbarli-
cher Interessen mit den 6ffentlichen Belangen verein-
bar ist. Die Befreiung war somit rechtmifig erteilt
worden und die Uberschreitung des Baufensters im
beantragten Umfang zuldssig; eine Anderung des Be-
bauungsplans ist entgegen der Auffassung des Peten-
ten daher gerade nicht erforderlich. SchlieBlich ist
auch die vorgesehene Nutzung des Gebdudes als
Gaststdtte und Wohnhaus — wie bereits im abge-
schlossenen Petitionsverfahren 16/2392 dargelegt — in
einem Kerngebiet nach § 7 Absatz 2 Baunutzungsver-
ordnung (BauNVO) zuléssig; auch diesbeziiglich ist
entgegen der Auffassung des Petenten keine Ande-
rung des Bebauungsplans erforderlich.

Auch die Frage, ob vorliegend durch das Bauvorha-
ben das Gebot der baunachbarlichen Riicksichtnahme
nach § 15 Absatz 1 BauNVO verletzt wird, wurde be-
reits abschlieBend im abgeschlossenen Petitionsver-
fahren behandelt. Dabei wurde zutreffend festgestellt,
dass von der Uberschreitung der iiberbaubaren Grund-
stiicksfliche nach Westen hin keine beléstigende oder
erdriickende Wirkung im Sinne einer Unzumutbarkeit
ausgeht. Dies gilt insbesondere im Hinblick darauf,
dass der Anbau lediglich eingeschossig und mit
Flachdach vorgesehen ist und die Baugrenze nicht in
Richtung der benachbarten Gebaude, sondern in Rich-
tung des Flusses iiberschritten wird. Auch aus der Tat-
sache, dass der Anbau nach Osten hin auf der Grund-
stiicksgrenze errichtet werden soll, ergibt sich keine
erdriickende Wirkung. Wie bereits zur Petition
16/2392 festgestellt, ist im Bebauungsplan eine ge-
schlossene Bauweise festgesetzt, sodass das Gebaude
— entgegen der Auffassung des Petenten — gemél § 22
Absatz 3 BauNVO ohne seitlichen Grenzabstand er-
richtet werden muss.

13
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Im Ergebnis ist somit festzustellen, dass sich die neu
eingereichte Petition 16/3611 in Bezug auf darin an-
gesprochene bauplanungsrechtliche Fragen auf einen
Sachverhalt bezieht, der bereits Gegenstand der abge-
schlossenen Petition 16/2392 war, und inhaltlich kein
wesentliches neues Vorbringen enthilt.

Als neuen Vortrag gegeniiber der Petition 16/2392
trdgt der Petent aus bauordnungsrechtlicher Sicht vor,
das Geldnde an der Wand des Anbaus sei rechtswidrig
um 80 cm abgegraben worden. Dadurch ergebe sich
ein Versto3 gegen Abstandsflichenrecht. Auflerdem
gefahrde die Abgrabung die Standsicherheit der Gara-
ge des Petenten.

Es ergibt sich allerdings kein Verstofl gegen das Ab-
standsflachenrecht.

Die Garage hat gemél den genehmigten Pldnen eine
Hohe von 3,30 m, gemessen ab dem geplanten Ge-
lande. Aus den Pldnen ergibt sich, dass das geplante
Gelédnde nach Ausfithrung des Vorhabens etwa 0,30 m
unter dem urspriinglichen ,,Geldnde Bestand® liegt.
Eine Abgrabung des Geldndes um 0,30 m wurde da-
mit genehmigt.

Die Tiefe der Abstandsfldche betrdgt im Kerngebiet
gemdfl §5 Absatz 7 Satz 1 Nr.2, Satz 2 Landesbau-
ordnung (LBO) 0,2 der Wandhohe, sie darf jedoch
2,5 m nicht unterschreiten. Maligebend ist die tatséch-
liche Geldndeoberfliche nach Ausfiihrung des Bau-
vorhabens nach §5 Absatz 4 Satz 5 LBO. Der Ab-
standsflachenplan vom 13. Mai 2019 zeigt, dass der
Anbau einen Abstand von 2,53 m bzw. 2,57 m ein-
halt. Die behauptete Abgrabung von 80 cm wére un-
beachtlich fiir die Tiefe der Abstandsfliche. Die
Wand wire selbst unter Berticksichtigung der behaup-
teten Abgrabung nur 3,80 m bzw. 4,10 m hoch. Nach
§ 5 Absatz 7 Satz 1 Nr. 2, Satz 2 LBO wiirde sich auch
bei diesen Wandhohen keine tiefere Abstandsfliche
als das Mindestmal3 von 2,50 m ergeben. Dieses ist
eingehalten.

Auch der vom Petenten behauptete Verstofl gegen die
Standsicherheit liegt im petitionsgegenstindlichen
Fall nicht vor.

Nach § 13 Absatz 1 Satz 3 LBO diirfen die Stand-
sicherheit anderer baulicher Anlagen und die Trag-
fahigkeit des Baugrundes der Nachbargrundstiicke
nicht gefdhrdet werden. Mit der Forderung, die Stand-
sicherheit anderer baulicher Anlagen und die Trag-
fahigkeit des Baugrundes des Nachbargrundstiicks
nicht zu geféhrden, ist jedoch nur die Bauausfiihrung
angesprochen. Gemél §2 Absatz 1 Satz 2 Verfah-
rensverordnung zur Landesbauordnung (LBOVVO)
sind bautechnische Nachweise, zu denen gemdll §9
Absatz 1 Nr.1 LBOVVO auch der Standsicherheits-
nachweis gehort, der Baubehorde erst vor Baubeginn
vorzulegen. Fiir den Anbau war zusétzlich eine bau-
technische Priifung erforderlich. Verfahrensfehler
sind insoweit nicht ersichtlich. Die Befiirchtung des
Petenten, dass durch das Vorhaben ein Schaden an
seiner Garage auftreten konne, steht der RechtméaBig-
keit der Baugenehmigung nicht entgegen. Die Bauge-
nehmigung wird unbeschadet privater Rechte Dritter
erteilt (vgl. § 58 Absatz 3 LBO). Deshalb kann auch
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nicht im Widerspruchsverfahren aufgrund solcher Be-
firchtungen die Baugenehmigung aufgehoben wer-
den. Falls es doch zu den befiirchteten Beschidigun-
gen kommen sollte, kann der Petent etwaige An-
spriiche auf dem Zivilrechtsweg gegen die Verant-
wortlichen durchsetzen. Ein mogliches Beweismittel-
sicherungsverfahren hat der Petent selbst anzustren-
gen. Die Baurechtsbehorde ist zwar verpflichtet, ein
Einschreiten nach den §§47, 13 LBO zu priifen, es
war jedoch nicht anzunehmen, dass die Ausfithrung
des Vorhabens die Standsicherheit der Garage des Pe-
tenten gefdhrdet. In der Stellungnahme des Architek-
ten mit E-Mail vom 16. Oktober 2019 fiihrt dieser
aus, dass die Garage des Petenten mangels eines Fun-
daments schon an sich in keiner Weise standsicher ist.
Diese Beurteilung wird von einem Ingenieurbiiro mit
Schreiben vom 4. November 2019 bestétigt.

Der Petent stellte beim Verwaltungsgericht einen An-
trag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung im
Sinne des § 80 Absatz 2 Nr.3 i.V.m. § 80 Absatz 5
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) seines am 6. De-
zember 2018 erhobenen Widerspruchs gegen die dem
Bauherrn erteilte Baugenehmigung vom 3. Dezember
2018 fiir den Umbau und Anbau eines Wohn- und Ge-
schéftshauses sowie der Errichtung einer AufBenbe-
wirtschaftungsfliche. Dieser Antrag wurde durch Be-
schluss des Verwaltungsgerichts am 23. Januar 2019
abgelehnt. Gegen diesen Beschluss hat der Petent Be-
schwerde beim Verwaltungsgerichtshof Baden-Wiirt-
temberg (VGH) eingelegt. Mit Beschluss vom 28. Ok-
tober 2019 hat der VGH Baden-Wiirttemberg die Be-
schwerde des Petenten gegen den Beschluss des Ver-
waltungsgerichts vom 23. Januar 2019 zuriickgewie-
sen. Das verwaltungsgerichtliche Verfahren ist somit
abgeschlossen.

Beschlussempfehlung:

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Brauer

7. Petition 16/4620 betr. Bau eines Mobilfunkmasts
I. Gegenstand der Petition

Die Petentin wendet sich gegen die geplante Errich-
tung eines 35,00 m hohen Mobilfunkmasts (Stahlgit-
termast mit zwei Plattformen sowie Outdoortechnik
auf Fundamentplatte) im planungsrechtlichen Auflen-
bereich nach § 35 BauGB in einem Naturpark.

II. Die Priifung der Petition ergab Folgendes:

1. Sachverhalt

Mit Antrag vom 28. April 2020 beantragte die Bau-
herrin beim zusténdigen Landratsamt als unterer Bau-

rechtsbehdrde die Baugenehmigung zur Errichtung
einer 35,00 m hohen Mobilfunksendeanlage (Stahlgit-
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termast mit zwei Plattformen). Das Vorhabengrund-
stiick befindet sich im bauplanungsrechtlichen
AuBlenbereich. Der Standort liegt auf einer Wiese.
Das Grundstiick wird bisher landwirtschaftlich ge-
nutzt. In unmittelbarer Néhe liegt ein Landschafts-
schutzgebiet.

Die Petentin trdgt vor, dass es bei diesem Sendemast
nicht um eine sichere Grundversorgung mit Mobil-
funk gehe, sondern um einen mobilfunktechnischen
,,Overkill“, welcher dem Ort eine nie vorstellbare
Vervielfachung der Strahlungsbelastung beschere und
zu vielfachen Leiden und Krankheiten fithren werde.

Die Gemeinde hat in der Sitzung des Gemeinderats
am 21. Juli 2020 iiber den von der Bauherrin bean-
tragten Standort befunden und sein nach § 36 BauGB
erforderliches Einvernehmen zu dem Vorhaben vor-
sorglich versagt. Eine inhaltliche Auseinandersetzung
und Erdrterung erfolgte nicht. Nach Mitteilung des
Landratsamts hat die Priifung des Bauantrags bereits
ergeben, dass aller Voraussicht nach aufgrund der
vorgelegten Unterlagen eine Baugenehmigung fiir
diesen Standort erteilt werden kann. Grundsétzliche
Probleme sind nicht erkennbar. Im Baugenehmi-
gungsverfahren wurden bereits alle Triger offentli-
cher Belange, deren Aufgabenbereiche beriihrt sind,
zum Vorhaben beteiligt. Entgegenstehende offentli-
che Belange wurden keine geltend gemacht. Zunéchst
fehlte lediglich noch die in §35 Absatz 5 Satz 2
1. Halbsatz BauGB konkretisierte Riickbauverpflich-
tung, um die Baugenehmigung final erteilen zu kon-
nen. Danach ist flir Vorhaben nach Absatz 1 Nummer 2
bis 6 als weitere Zuldssigkeitsvoraussetzung eine Ver-
pflichtungserklarung abzugeben, das Vorhaben nach
dauerhafter Aufgabe der zuldssigen Nutzung zuriick-
zubauen und Bodenversiegelungen zu beseitigen.
Diese wurde zwischenzeitlich eingereicht.

Vor dem Hintergrund dieser Sach- und Rechtslage
wurde in dem Schreiben des Landratsamts vom
24. September 2020 der Gemeinde die Moglichkeit
gegeben, das notwendige Einvernehmen bis spates-
tens 9. Oktober 2020 herzustellen. In der am 6. Okto-
ber 2020 anberaumten Gemeinderatssitzung der Ge-
meinde wurde dieser Tagesordnungspunkt allerdings
verschoben. Das Landratsamt beabsichtigt daher, das
gemeindliche Einvernehmen mit Erteilung der Bauge-
nehmigung zu ersetzen.

2. Rechtliche Beurteilung

Nach § 58 Absatz 1 Satz 1 LBO ist die Baugenehmi-
gung zu erteilen, wenn dem genehmigungspflichtigen
Vorhaben keine von der Baurechtsbehorde zu priifen-
den &ffentlich-rechtlichen Vorschriften entgegenstehen.

Der Baurechtsbehorde ist bei vorgenannter Rechts-
grundlage kein Ermessen eingerdumt, vielmehr hat
der Bauantragsteller einen Rechtsanspruch auf Ertei-
lung der Baugenehmigung, wenn das Vorhaben mit
den von der Baurechtsbehorde zu priifenden 6ffent-
lich-rechtlichen Vorschriften im Einklang steht.

Baurechtlich verfahrensfrei sind nach Ziffer 5 ¢) des
Anhangs zu § 50 Absatz 1 LBO Antennen einschlief3-

lich Masten bis 10 m Héhe und zugehoriger Versor-
gungseinheiten bis 10 m*® Brutto-Rauminhalt sowie,
soweit sie in, auf oder an einer bestehenden baulichen
Anlage errichtet werden, die damit verbundene Nut-
zungsidnderung oder bauliche Anderung der Anlage;
fiir Mobilfunkantennen gilt dies mit der Mallgabe,
dass deren Errichtung mindestens acht Wochen vor-
her der Gemeinde angezeigt wird.

Da der geplante Mast eine Gesamthohe von 35,00 m
aufweist, fallt dieser nicht unter die verfahrensfreien
Vorhaben.

2.1 Baurecht
2.1.1 Planungsrecht

Im konkreten Fall handelt es sich um eine bauliche
Anlage im Sinne des §29 BauGB mit bodenrechtli-
cher Relevanz, die den bauplanungsrechtlichen Zulés-
sigkeitskriterien der §§ 30 ff. BauGB unterworfen ist.

Das Baugrundstiick befindet sich auBlerhalb des Gel-
tungsbereichs eines Bebauungsplanes, auf3erhalb eines
im Zusammenhang bebauten Ortsteils und sonach im
sogenannten Auflenbereich. Die bauplanungsrechtli-
che Zuldssigkeit des Vorhabens ist somit gemaf § 35
BauGB zu beurteilen.

Mobilfunkanlagen sind nach § 35 Absatz 1 Nummer 3
BauGB privilegiert zuldssig, wenn oOffentliche Be-
lange nicht entgegenstehen, die ausreichende Erschlie-
Bung gesichert ist und wenn sie der 6ffentlichen Ver-
sorgung mit Telekommunikationsdienstleistungen
dienen. Dariiber hinaus miissen sie einen spezifischen
Standortbezug aufweisen. Dies bedeutet, dass das
Vorhaben seinem Wesen und Gegenstand nach auf
die geografische und geologische Eigenart des kon-
kreten Standorts angewiesen sein muss. Der Nach-
weis des spezifischen Standortbezugs wurde vom An-
tragsteller erbracht.

Durch die Vorlage der Standortbescheinigung vom
29. Januar 2020 hat die Betreiberseite nachgewiesen,
dass die Anforderungen der 26. Verordnung zur
Durchfiihrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(26. BImSchV) und somit die benétigten Sicherheits-
abstidnde eingehalten sind. Nachdem die Petentin Be-
denken gegen die erteilte Standortbescheinigung vor-
getragen hat, hat die untere Baurechtsbehdrde eine er-
ginzende Stellungnahme der Bundesnetzagentur an-
gefordert, welche die Richtigkeit der ausgestellten
Bescheinigung bestdtigt hat. Insofern stehen dem
Vorhaben keine offentlichen Belange entgegen, das
Vorhaben ist damit zuldssig.

2.1.2 Bauordnungsrecht

Aus bauordnungsrechtlicher Sicht ist festzustellen,
dass die Abstandsflichen gemill § 5 LBO eingehalten
werden. Nach § 5 Absatz 7 LBO betrigt die Tiefe der
Abstandsflichen allgemein 0,4 der Wandhohe, bei
einer Hohe von 35 m generiert der Mast demnach eine
Abstandsflachentiefe von 14 m. Diese wird auf dem
Baugrundstiick eingehalten. Nachdem es sich im pe-
titionsgegenstdndlichen Fall um einen viereckigen
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Mast handelt, liegt die Abstandsfldche jeweils direkt
vor den Auflenwéinden. Mafigebend fiir die Berech-
nung ist die Masthohe. Die aufgesetzten Gabelanten-
nen, die den Masten iiberragen werden entgegen der
Ausfiihrungen der Petentin nicht mitgerechnet.

Die Voraussetzungen fiir das Ersetzen eines rechts-
widrig versagten Einvernehmens beurteilen sich nach
§ 54 Absatz 4 LBO:

Hat eine Gemeinde ihr nach § 14 Absatz 2 Satz 2, § 22
Absatz 5 Satz 1, § 36 Absatz 1 Sdtze 1 und 2 BauGB
erforderliches Einvernehmen rechtswidrig versagt, hat
die zustindige Genehmigungsbehorde das fehlende
Einvernehmen nach Maflgabe der Sétze 2 bis 7 zu er-
setzen. GemaB Satz 6 und 7 dieser Vorschrift ist die
Gemeinde vor der Erteilung der Genehmigung an-
zuhoren. Dabei ist ihr Gelegenheit zu geben, binnen
angemessener Frist erneut iiber das gemeindliche Ein-
vernehmen zu entscheiden.

Dieser Verpflichtung ist das Landratsamt mit Schrei-
ben vom 24. September 2020 nachgekommen. In dem
Anhorungsschreiben hat das Landratsamt der Ge-
meinde gleichzeitig die Moglichkeit gegeben, das ge-
meindliche Einvernehmen bis spétestens 9. Oktober
2020 zu erteilen bzw. herzustellen. Nachdem wie im
Sachverhalt dargelegt in der am 6. Oktober 2020 an-
beraumten Gemeinderatssitzung der Gemeinde dieser
Tagesordnungspunkt verschoben wurde, beabsichtigt
das Landratsamt daher, das durch die Gemeinde
rechtswidrig versagte Einvernehmen durch Erteilung
der Baugenehmigung zu ersetzen.

2.2 Immissionsschutz

Bei der Mobilfunksendeanlage handelt es sich um eine
nicht genehmigungsbediirftige Anlage im Sinne von
§22 BImSchG. Nicht genehmigungsbediirftige Anla-
gen sind nach §22 Absatz 1 BImSchG so zu errichten
und zu betreiben, dass schiddliche Umwelteinwirkun-
gen verhindert werden, die nach dem Stand der Tech-
nik vermeidbar sind und nach dem Stand der Technik
unvermeidbare schiddliche Umwelteinwirkungen auf
ein Mindestmal} beschrénkt werden. Schidliche Um-
welteinwirkungen sind nach §3 Absatz 1 BImSchG
Immissionen, die nach Art, Ausmall oder Dauer ge-
eignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder er-
hebliche Beléstigungen fiir die Allgemeinheit oder die
Nachbarschaft herbeizufiihren. In der 26. BImSchV
sind zum Schutz vor schiddlichen Umwelteinwirkun-
gen Immissionsgrenzwerte flir die elektrische und
magnetische Feldstéirke festgelegt. Zum Nachweis der
Gewihrleistung des Schutzes von Personen in den
durch den Betrieb von ortsfesten Funkanlagen entste-
henden elektromagnetischen Feldern werden Stand-
ortbescheinigungen von der Bundesnetzagentur auf der
Grundlage der Verordnung iiber das Nachweisverfahren
zur Begrenzung elektromagnetischer Felder (BEMFV)
erteilt. Soweit die Vorgaben der 26. BImSchV wie im
konkreten Fall eingehalten sind (vgl. §3 BEMFV),
wird die Standortbescheinigung flir die geplante
Mobilfunksendeanlage erteilt.

Aus der Standortbescheinigung ergibt sich ein Ab-
stand, der fiir den konkreten Standort in Hauptstrahl-
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richtung einen standortbezogenen Sicherheitsabstand
in Metern ausweist. Die hiernach sichergestellten
Grenzwerte der 26. BImSchV dienen gemal3 § 23 Ab-
satz 1 Satz 1 BImSchG dem Schutz der Nachbarschaft
und der Allgemeinheit vor schddlichen Umweltein-
wirkungen.

2.3 Sonstiges

Der Vorschlag von Alternativgrundstiicken bzw. die
Bewertung der Notwendigkeit und die Wirtschaftlich-
keit des Vorhabens gehort indes nicht zum Priifpro-
gramm der Baurechtsbehorden. Etwaige Vereinbarun-
gen und Selbstverpflichtungen der Mobilfunkanbieter
gegeniiber den Kommunen zur Forderung der ge-
meinsamen Standortsuche dndern hieran nichts. Es
obliegt grundsétzlich dem Bauherrn, den geeigneten
Standort bzw. das Vorhabengrundstuck zur Errich-
tung eines Mobilfunkmasts unter Beriicksichtigung
des geltenden Rechtsrahmens — insbesondere der
26. BImSchV zu bestimmen.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Brauer

8. Petition 16/5074 betr. Rundfunkbeitrag fiir Stu-
dentinnen und Studenten

Der Petent fordert die Befreiung von Studentinnen
und Studenten sowie sonstiger in Ausbildung befind-
licher volljdhriger Personen, wie Schiilerinnen und
Schiiler und Auszubildende vom Rundfunkbeitrag
und fiihrt an, dass diese Gruppen zum einen iliberwie-
gend {iber ein geringes Einkommen verfligten bzw.
dass deren Eltern belastet wiirden, wenn diese fiir den
Rundfunkbeitrag aufkommen. Weiter spricht sich der
Petent fiir eine Befreiung von Studentinnen und Stu-
denten in der aktuellen Corona-Pandemie aus, da Stu-
dentinnen und Studenten ihre Wohnungen nicht nutz-
ten, da keine Prisenzveranstaltungen an den Univer-
sitdten stattfinden.

Die Priifung der Petition hat Folgendes ergeben:

Der Rundfunkbeitrag wird seit dem 1. Januar 2013 im
privaten Bereich wohnungs- und nicht mehr wie zu-
vor gerdtebezogen erhoben. Dies bedeutet, dass im
Grundsatz fiir jede Wohnung ein Rundfunkbeitrag in
Hohe von derzeit 17,50 Euro im Monat zu bezahlen
ist, unabhédngig davon, ob dort Gerdte zum Empfang
bereitgehalten werden und unabhéngig davon, wie vie-
le Personen dort wohnen. Rechtsgrundlage fiir die Bei-
tragsflicht ist der sogenannte Rundfunkbeitragsstaats-
vertrag (RBStV). Dieser wurde von allen Regierung-
schefinnen und -chefs der Lander unterzeichnet und
anschliefend durch alle Landtage ratifiziert. Durch
die Ratifikation des Staatsvertrages hat dieser den Rang
eines Landesgesetzes erhalten. Der Staatsvertrag um-
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fasst die Pflicht zur Zahlung des Rundfunkbeitrags,
der damit von Gesetzes wegen zu bezahlen ist.

Grundsitzlich besteht damit fiir jede Wohnung, also
auch fiir die Wohnung einer Studentin bzw. eines Stu-
denten, eine Rundfunkbeitragspflicht. Sofern die
Wohnung mit anderen Personen bewohnt wird, wird
nur ein Beitrag fdllig. Es geniigt dann, dass im Auf3en-
verhdltnis gegeniiber dem Zentralen Beitragsservice
bzw. der zustidndigen Landesrundfunkanstalt eine Per-
son als Beitragskonteninhaber auftritt.

Mit der Frage, ob die Vorschriften zur Erhebung des
Rundfunkbeitrags fiir die Erstwohnung und im nicht
privaten Bereich der Verfassung entsprechen, hat sich
das Bundesverfassungsgericht zuletzt mit seiner Ent-
scheidung vom 18. Juli 2018 (Az. 1 BvR 1675/16, 1
BVR 745/17, 1 BvR 836/17, 1 BvR 981/17) auseinan-
dergesetzt. Das Bundesverfassungsgericht kam hier-
bei zu dem Ergebnis, dass diese Vorschriften verfas-
sungsgemal sind.

Im Rundfunkbeitragsstaatsvertrag sind in §4 Befrei-
ungs- und ErméBigungsmoglichkeiten aus finanziel-
len, sonstigen sozialen oder gesundheitlichen Griin-
den vorgesehen. Die Befreiungstatbestdnde sind in § 4
Absatz 1 RBStV abschlieend geregelt. Eine Befrei-
ung aus finanziellen Griinden ist als Ausfluss des So-
zialstaatsprinzips grundsitzlich méglich. Allerdings
kniipft die Befreiung nicht an das Einkommen, son-
dern an das Vorliegen eines Leistungsbescheides ei-
ner staatlichen Behorde an. Nach §4 Absatz 1 Nr.5
RBStV werden nicht bei den Eltern wohnende Emp-
fanger von Ausbildungsforderung nach dem Bundes-
ausbildungsforderungsgesetz, von Berufsausbildungs-
beihilfe oder Ausbildungsgeld nach dem Dritten Buch
des Sozialgesetzbuches auf Antrag von der Rundfunk-
beitragspflicht befreit. Eine Befreiung kommt auch in
den Fillen besonderer Harte nach § 4 Absatz 6 RBStV
in Betracht. In allen diesen Féllen muss fiir die zu-
stindige Landesrundfunkanstalt bzw. den Zentralen
Beitragsservice aber klar erkennbar sein, dass die
Vermogenslage von der zustidndigen Behorde umfas-
send gepriift wurde.

Sofern eine Person an mehreren Adressen gemeldet
ist, also einen Hauptwohnsitz und einen Zweitwohn-
sitz aufweist, kann nach §4a RBStV eine Befreiung
von der Rundfunkbeitragspflicht fiir die Zweit- oder
Nebenwohnung erfolgen, da jede Person nur zur Zah-
lung eines vollen Beitrags herangezogen werden soll.
Die Befreiung erfolgt, wenn die beitragspflichtige
Person selbst, der Ehegatte bzw. die Ehegattin oder
der eingetragene Lebenspartner bzw. die eingetragene
Lebenspartnerin den Rundfunkbeitrag fiir die Haupt-
wohnung oder eine andere Nebenwohnung an die zu-
stindige Landesrundfunkanstalt entrichtet. Diese ge-
setzliche Regelung ist im Rahmen der Umsetzung der
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom
18. Juli 2018 iiber den 23. Rundfunkénderungsstaats-
vertrag in das Gesetz eingefiihrt worden. RegelméaBig
wird bei Studierenden jedoch keine Beitragspflichtig-
keit fiir zwei Wohnungen vorliegen, da vermutlich
tiberwiegend die Eltern als Rundfunkbeitragskonten-
inhaber am Hauptwohnsitz des bzw. der Studierenden
geflihrt werden diirften.

Im Verfahren nach dem Rundfunkbeitragsstaatsver-
trag findet keine gesonderte beitragsspezifische Beur-
teilung der finanziellen Leistungsfahigkeit der Betrof-
fenen statt. Es wird vielmehr akzessorisch an die Re-
gelungen im Sozialrecht angekniipft. Mit dieser Rege-
lung (sogenannte bescheidgebundene Befreiungsmog-
lichkeit) soll vermieden werden, dass komplizierte
und umfangreiche Einkommensberechnungen, die
originir in die Zustdndigkeit der Sozialbehdrden fal-
len, von den fiir die Befreiung allein zustidndigen
Rundfunkanstalten vorgenommen werden miissen.
Bei der Einziehung des Rundfunkbeitrags handelt es
sich um ein Massenverfahren. Das Erfordernis einer
eigenstdndigen Priifung der finanziellen Verhéltnisse
iiberstiege die verwaltungstechnischen und Erkennt-
nismoglichkeiten der Rundfunkanstalten bei weitem.
Eine Befreiungsmoglichkeit fiir Studierende wiirde je-
doch genau dies erfordern, da nicht jeder Studierende
automatisch in schwierigen finanziellen Verhiltnissen
lebt. In diesem Zuge ist anzumerken, dass es auch
weitere Gruppen gibt, die nur liber wenige finanzielle
Mittel verfiigen konnen, so z.B. Rentnerinnen und
Rentner. Auch hier wird grundsétzlich nicht an das
Einkommen, sondern an sozialrechtliche Kriterien an-
gekniipft. Weitere pauschale Befreiungen vom Rund-
funkbeitrag jenseits der Frage, ob zum Beispiel Ver-
mogen vorliegt, wiirde eine Erhohung des Rundfunk-
beitrags der verbleibenden Beitragsschuldnerinnen
und -schuldner erfordern, die teilweise ebenfalls tiber
kein hohes Einkommen oder Vermogen verfiigen.

Zur Finanzierung des offentlich-rechtlichen Rund-
funks an die individuelle Leistungsfahigkeit iiber bei-
spielsweise einen Anteil an der Einkommenssteuer
anzukniipfen, begegnet dagegen verfassungsrechtli-
chen Bedenken (Grundsatz der Staatsferne des Rund-
funks). Auch ein Ankniipfen an den Kindergeldbezug
wiirde zur beschriebenen Erhohung des Rundfunkbei-
trags flihren.

Mit dem behordlich gepriiften Sozialleistungsbescheid
gibt es einen klaren Ankniipfungspunkt, der die Bei-
tragserhebung und -befreiung im Massenverfahren
erst handhabbar macht. Ist kein Anspruch auf eine So-
zialleistung gegeben, geht der Gesetzgeber daher da-
von aus, dass den Betroffenen die Entrichtung des
Rundfunkbeitrags moglich und zumutbar ist.

Die Abwesenheit vom Studienort aufgrund der feh-
lenden Prisenzveranstaltungen an den Universititen
als Befreiungstatbestand zu erfassen, kommt im oben
beschrieben System gleichfalls nicht in Betracht. Das
Fehlen von Prisenzveranstaltungen fiihrt nicht auto-
matisch dazu, dass Studierende sich nicht am Studien-
ort aufhalten, eine Uberpriifung dieser Umstéinde wé-
re dem Beitragsservice nicht moglich. In der bereits
zitierten Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts
aus dem Juli 2018 hat dieses nochmals dargelegt, dass
der Rundfunkbeitrag einen Ausgleich fiir den Vorteil
bietet, der sich aus der Moglichkeit der Nutzung des
offentlich-rechtlichen Rundfunks ergibt. Diese grund-
sitzliche Nutzungsmdglichkeit besteht bei der Woh-
nung am Studienort.

Die vom Petenten beschriebenen Auswirkungen der
oben genannten Regelungen bei Wohngemeinschaf-
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ten sind zutreffend dargestellt. Alle in einer Wohnge-
meinschaft lebenden Mitbewohnerinnen und Mitbe-
wohner haften hierfiir als sogenannte Gesamtschuld-
nerinnen und Gesamtschuldner. Dies ergibt sich aus
§2 Absatz 3 Satz 1 RBStV. Dies bedeutet, dass alle
gemeinsam fiir den Rundfunkbeitrag einzustehen ha-
ben, der Beitragsservice aber natiirlich insgesamt nur
einen vollen Rundfunkbeitrag pro Wohnung erheben
darf. Unter mehreren Gesamtschuldnern kann der
Gldubiger, also der Beitragsservice, jeden der Schuld-
ner zur vollen Leistung, also zur Zahlung des vollen
Rundfunkbeitrags, heranziehen. Eine anteilige Zah-
lung sieht das Gesetz nicht vor. Daneben gelten die
oben genannten Befreiungsmoglichkeiten, die auf die
Hohe die Rundfunkbeitrags fiir die Wohngemein-
schaft nach den oben erlduterten Grundlagen keine
Auswirkungen haben, beispielsweise eine anteilige
Kiirzung kann daher nicht erfolgen.

Anderungen am bestehenden System des Rundfunk-
beitrags und der Moglichkeit zur Befreiung von der
Rundfunkbeitragspflicht im privaten Bereich sind ak-
tuell nicht geplant. Sofern sich aufgrund der Corona-
Pandemie die finanzielle Situation einer Person nega-
tiv verdndert, kann bereits nach dem bestehenden
System in den gesetzlich vorgesehenen Fillen eine
Befreiung von der Rundfunkbeitragspflicht erfolgen.
Eine allgemeine Befreiung von Studierenden oder
vergleichbarer Gruppen ist jedoch gesetzlich nicht
vorgesehen. Hintergrund dieser Regelungen ist die
vom Gesetzgeber anzuwendende Typisierung und Ge-
neralisierung. Deren Notwendigkeit wurde auch von
der Rechtsprechung anerkannt.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Dr. Jung

9. Petition 16/4977 betr. Beschwerde iiber das So-
zialamt

Gegenstand der Petition:

Der Petitionsverfasser beanstandet die RechtmaBig-
keit der Vorgehensweise des Sozialamts, welches die
von ihm Betreute aufgrund einer Rentenauskunft auf-
gefordert hatte, einen Rentenantrag zu stellen. Der
Petitionsverfasser ist der Ansicht, dass die Auffor-
derung des Sozialamts auf einer Vermutung bzw.
einer unverbindlichen Rentenauskunft beruht habe.
Das Sozialamt habe trotz seines Hinweises auf das
Fehlen der Voraussetzungen fiir eine Rente wegen
Erwerbsminderung auf eine Antragstellung im Rah-
men der Mitwirkungspflichten bestanden. Zudem be-
anstandet der Petitionsverfasser, dass seine Dienst-
und Fachaufsichtsbeschwerde von der Amtsleitung
des Sozialamts und nicht von einem Disziplinar-
vorgesetzen und der Aufsichtsbehdrde beantwortet
wurde.

18

Sachverhalt:

Der Petitionsverfasser wurde mit Bestellungsurkunde
vom 21. November 2017 zum Betreuer bestellt. Die
Betreute (im Folgenden: Petentin), die in einer Werk-
statt fiir behinderte Menschen tétig ist, erhielt vor der
Gewihrung von Leistungen nach SGB XII Leistungen
nach SGB II durch das Sozialamt bzw. das Jobcenter.
Mit Bescheid des Jobcenters vom 11. Oktober 2019
wurden der Petentin ab dem 4. November 2019 Leis-
tungen zur beruflichen Teilhabe bewilligt. Seit dem
1. Dezember 2019 erhilt die Petentin Leistungen der
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung
nach SGB XII.

Mit Schreiben des Sozialamts vom 20. Juli 2020 wur-
de die Petentin darauf hingewiesen, dass die Vermu-
tung bestehe, dass sie einen Anspruch auf Rente we-
gen voller Erwerbsminderung haben konnte und dass
diese Rente eine vorrangig in Anspruch zu nehmende
Sozialleistung darstelle. Sie wurde daher im Rahmen
ihrer Mitwirkungspflichten dazu aufgefordert, eine
Rente wegen Erwerbsminderung zu beantragen.

Mit E-Mail vom 22. Juli 2020 fragte der Petitionsver-
fasser (Betreuer) nach den Griinden, die der Vermu-
tung eines Rentenanspruchs zugrunde liegen sollten.
Das Sozialamt antwortete, dass nach der Wartezeit-
auskunft der Deutschen Rentenversicherung vom
19. August 2019 die Wartezeit fiir eine Rente wegen
Erwerbsminderung bei der Petentin erfiillt und die
Pflichtbeitragszeiten vorhanden seien. Daher sei zu
priifen, ob ein vorrangiger Anspruch auf Rente wegen
Erwerbsminderung bestehe. Der Betreuer teilte dem
Sozialamt wiederum mit, dass seiner Auffassung nach
die Petentin die erforderlichen drei Jahre Pflicht-
beitrage nicht erfiille. Dennoch bat das Sozialamt die
Petentin darum, das Ergebnis des Rentenversiche-
rungstrigers zur Priifung einer Rente wegen Erwerbs-
minderung dem Sozialhilfetrdger vorzulegen.

Mit Schreiben vom 10. August 2020 teilte die Deut-
sche Rentenversicherung der Petentin mit, dass sie die
Mindestversicherungszeit fiir die Rente wegen Er-
werbsminderung nicht erfiille. Die Petentin sei bereits
seit Geburt voll erwerbsgemindert und die ,,allgemei-
ne Wartezeit™ von 60 Monaten nicht erfiille.

Die darauthin erfolgende Dienst- und Fachaufsichts-
beschwerde des Betreuers gegen die Sachbearbeiterin
des Sozialamts beantwortete die Amtsleitung am
4. September 2020 mit den Hinweisen auf ein korrek-
tes Verwaltungshandeln. So sei es iibliche Verwal-
tungspraxis, auf die Folgen einer fehlenden Mitwir-
kung hinzuweisen. Auf ein weiteres Schreiben des
Betreuers teilte die Amtsleitung des Sozialamts mit
Schreiben vom 6. Oktober 2020 mit, dass ihr die
Dienst- und Fachaufsicht fiir den Zusténdigkeitsbe-
reich des Sozialamts obliege und eine Weiterleitung
an die obere oder oberste Fachaufsichtsbehorde fiir
Beschwerden im Einzelfall nicht vorgesehen sei.

Rechtliche Wiirdigung:

Bei der von der Betreuten im Raum stehenden Rente
wegen Erwerbsminderung handelt es sich um eine



Landtag von Baden-Wiirttemberg

Drucksache 17/282

Leistung der gesetzlichen Rentenversicherung (§23
SGB I) und bei der Deutschen Rentenversicherung
um einen Leistungstréger einer anderen Sozialleistung
(§ 12 SGB I). Aufgrund der Regelung des Nachrangs
der Sozialhilfe in § 2 Absatz 1 SGB XII und den An-
spruchsvoraussetzungen des §19 Absatz 2 Satz 1
SGB XII sind vorrangige Leistungsanspriiche eines
Leistungsberechtigten gegeniiber einem Rentenver-
sicherungstriger zu priifen.

Gemal §43 Absatz 1 Nr.1 bis 3 und Absatz 2 Nr. 1
bis 3 SGB VI haben Versicherte bis zum Erreichen
der Regelaltersgrenze Anspruch auf Rente wegen teil-
weiser oder voller Erwerbsminderung, wenn sie in
den letzten flinf Jahren vor Eintritt der Erwerbsminde-
rung drei Jahre Pflichtbeitrdge fiir eine versicherte
Beschiftigung oder Tétigkeit und vor Eintritt der Er-
werbsminderung die allgemeine Wartezeit erfiillt ha-
ben. Auf die allgemeine Wartezeit von 60 Monaten
werden Beitrags- und Ersatzzeiten sowie Wartezeit-
monate aus geringfligiger, nicht versicherungspflichti-
ger Beschiftigung angerechnet.

Aufgrund der von der Deutschen Rentenversicherung
mitgeteilten Wartezeitauskunft vom 19. August 2019
an die Betreute von 105 Monaten Beitragszeit sowie
der Bestitigung, dass die erforderliche Wartezeit von
fiinf Jahren mit Beitrags- und Ersatzzeiten erfiillt sei,
begriindete sich die Aufforderung an die Betreute, ei-
nen der Sozialhilfe vorgehenden Anspruch auf Rente
wegen Erwerbsminderung zu kldren. Die Aufforde-
rung, eine Erwerbsminderungsrente zu beantragen,
beruhte damit nicht auf einer Vermutung, wie der Be-
treuer monierte, sondern auf der oben genannten Mit-
teilung der Deutschen Rentenversicherung.

Fiir das Sozialamt war es im Hinblick auf die ge-
nannte Wartezeitauskunft, die Betreuerbestellung im
November 2017, den Bezug von Leistungen nach dem
SGB 1I bis November 2019 sowie die Beantragung
einer beruflichen Rehabilitation im Oktober 2019
nicht ersichtlich, dass bei der Petentin bereits seit
ihrer Geburt eine dauerhafte volle Erwerbsminderung
besteht und sie deshalb nicht die allgemeine Wartezeit
von 60 Monaten vor Eintritt der Erwerbsminderung
erfiillen konnte.

Das Sozialministerium kommt in seiner Stellungnah-
me zu dem Ergebnis, dass die Mitarbeiterin des So-
zialamts mit ihrer Aufforderung an die Petentin, einen
Rentenantrag zu stellen, ihrer Verpflichtung nachge-
kommen sei. Denn alleine der Triger der Rentenversi-
cherung konne eine eindeutige Feststellung vorneh-
men, ob die Voraussetzungen fiir eine Rente wegen
Erwerbsminderung erfiillt seien. Der Hinweis auf die
Folgen der fehlenden Mitwirkung entspreche der iibli-
chen Verwaltungspraxis des Sozialamts und diene der
Verfahrensbeschleunigung. Dies sei ebenfalls nicht zu
beanstanden.

Hinsichtlich der Kritik des Betreuers, wie mit seiner
Beschwerde verfahren worden sei, wird Folgendes
ausgefiihrt: Der Oberbiirgermeister hat der Person mit
Leitungsfunktion die Dienst- und Fachaufsicht fiir die
Mitarbeitenden des jeweiligen Bereichs iibertragen.
Fir den Zustindigkeitsbereich des Sozialamts sei

demnach dessen Amtsleitung zustidndig. Diese hat
dem Betreuer auf seine Beschwerde hin auch geant-
wortet.

Die obere Fachaufsichtsbehorde ist das Regierungs-
prasidium, die oberste Fachaufsichtsbehorde das
Sozialministerium des Landes Baden-Wiirttemberg.
Aufgrund deren Informationsrechts wurde der Betreu-
er mit Schreiben vom 22. September 2020 darauf hin-
gewiesen, dass eine Weiterleitung bzw. ein Vorlegen
einer Fachaufsichtsbeschwerde gesetzlich nicht vor-
gesehen seien. Dienstaufsichtsbeschwerden zielen
darauf ab, dienstaufsichtsrechtliche Maflnahmen ge-
gen den betreffenden Beschiftigten einzuleiten. Daher
sind diese grundsdtzlich von der jeweiligen Dienst-
stelle zu entscheiden, im vorliegenden Fall von der
handelnden Amtsleiterin der Stadt. Dieser war — wie
dargestellt — von der Stadt die Fachaufsicht innerhalb
der Verwaltungsorganisation {ibertragen worden.

Das Sozialministerium kommt abschliefend zu dem
Ergebnis, dass eine rechtsfehlerhafte Auslegung der
mafgeblichen bundesgesetzlichen Regelungen oder
ein fehlerhaft ausgeiibtes Ermessen nicht ersichtlich
seien.

Der Berichterstatter teilt diese Einschitzung: Aus sei-
ner eigenen beruflichen Kenntnis heraus stellt sich die
Sachlage so dar, dass die Sachbearbeiterin des Sozial-
amts formal vollig richtig gehandelt hat und dass es
hier keinerlei Anlass zur Beanstandung gibt.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Kenner

10. Petition 16/5113 betr. Schulwesen, Teilnahme
an der Hauptschulabschlusspriifung

I. Gegenstand der Petition

Die Petenten fordern fiir drei ihrer inklusiv beschulten
Mitschiilerinnen und Mitschiiler, dass diesen die
Maoglichkeit zur Teilnahme an der Hauptschulabschluss-
priifung im Schuljahr 2020/2021 eingerdumt wird.
Dies sei den drei Mitschiilerinnen und Mitschiiler von
ihrer Schule versprochen worden.

II. Sachverhalt

Die drei Schiilerinnen und Schiiler haben einen An-
spruch auf ein sonderpadagogisches Bildungsangebot
mit dem Forderschwerpunkt Lernen. Der Antrag auf
Authebung des Anspruchs auf ein solches Bildungs-
angebot ist von der besuchten Schule beim Staat-
lichen Schulamt zu stellen, falls konkrete Hinweise
vorliegen, dass die Voraussetzungen fiir eine Aufhe-
bung gegeben sind. Die Erziehungsberechtigten aller
drei Schiilerinnen und Schiiler hatten sich im Rahmen
der Schullaufbahnempfehlung in Klassenstufe 8 fiir
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das Anstreben des Hauptschulabschlusses im Schul-
jahr 2020/2021 ausgesprochen. Ein Antrag auf An-
spruchsaufhebung, der von der Gemeinschaftsschule
eigentlich bereits im letzten Schuljahr hitte erfolgen
miissen, wurde von dieser allerdings nicht veranlasst.

III. Rechtliche Wiirdigung

Das Ministerium fiir Kultus, Jugend und Sport, wel-
ches zu der Petition um Stellungnahme gebeten wur-
de, hat berichtet, dass das Versdumnis der Schule
nicht zum Nachteil der drei Schiilerinnen und Schiiler
ausgelegt werden solle. Diese wiirden seit dem Be-
ginn des Schuljahres 2020/2021 unter reguldren Be-
dingungen wie die anderen Schiilerinnen und Schiiler
am Unterricht auf dem erforderlichen Niveau teilneh-
men und die gleichen Leistungsriickmeldungen er-
bringen. Daher wird das Staatliche Schulamt gebeten,
den Anspruch auf ein sonderpadagogisches Bildungs-
angebot fiir die drei Schiilerinnen und Schiiler zum
Schuljahresbeginn 2020/2021 aufzuheben, um den Be-
troffenen die Teilnahme an der Hauptschulabschluss-
priifung im Schuljahr 2020/2021 zu ermoglichen.

Der Berichterstatter schlieit sich der Einschitzung
des Ministeriums fiir Kultus, Jugend und Sport an:
Die drei Schiilerinnen und Schiiler diirfen keinen
Nachteil haben, weil ihre Schule die Anspruchsauthe-
bung im letzten Schuljahr versdumt hat. Den Schiile-
rinnen und Schiiler wird also die Teilnahme an der
Hauptschulabschlusspriifung im Schuljahr 2020/2021
ermdglicht.

Beschlussempfehlung:

Die Petition wird, nachdem dem Anliegen
entsprochen werden konnte, fiir erledigt er-
klart.

Berichterstatter: Kenner

11. Petition 16/5174 betr. Corona-Mafinahmen

Mit ihrer Eingabe vom 6. Januar 2021 beanstanden
die Petenten die Verldngerung des ,harten Lock-
downs®, insbesondere auch die SchlieBung von Fach-
geschiften fiir Elektrowaren, Schuhe, Bekleidung und
dergleichen. Sie sind der Auffassung, auch diese Gii-
ter gehoren zu den Bedarfen des tdglichen Lebens und
miissten dhnlich wie Lebensmittelldden fiir den Kun-
denverkehr gedffnet sein. Ferner tragen die Petenten
vor, die derzeitige epidemische Lage unterfiele nicht
dem Katastrophenschutz, weshalb insoweit staatliches
Handeln nicht rechtlich legitimiert sei.

Die Priifung der Petition hat Folgendes ergeben:
Die MafBnahmen der Landesregierung von Baden-
Wiirttemberg zur Bekdmpfung der Corona-Pandemie

beruhen auf einem Gesamtkonzept, welches zudem
mit den Regierungsverantwortlichen in den anderen
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Bundesldndern und dem Bund abgestimmt sind. Im
Wesentlichen geht es darum, die Anzahl der physi-
schen Kontakte unter Beachtung des Grundsatzes der
VerhiltnismaBigkeit zu reduzieren, um so wirksam
die weitere Ausbreitung des Virus SARS-CoV-2 zu
verhindern.

Nachdem die im sogenannten ,,.Lockdown light* fiir
die Monate November und teils Dezember 2020 ge-
troffenen Mallnahmen allenfalls zu einer Stabilisie-
rung der Infektionszahlen auf hohem Niveau gefiihrt
haben und sich ab Mitte Dezember sogar ein deutli-
cher Anstieg abzeichnete, waren weitergehende Maf3-
nahmen erforderlich. Die Kontaktreduzierungen sol-
len insbesondere auch dazu beitragen, dass der Eintritt
einer akuten Gesundheitsnotlage vermieden wird, d. h.
eine Situation, in der die Leistungsfahigkeit des Ge-
sundheitssystems nicht mehr sichergestellt werden kann.

Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der
Lénder und die Bundeskanzlerin haben sich am 13. De-
zember 2020 fiir die schdrferen Maflnahmen entschie-
den, zu denen auch die SchlieBung des Handels mit
Ausnahme von essentiell notwendigen Sparten (u. a.
die Versorgung mit Lebensmittel, Apotheken, Re-
formh&user, Sanitdtshduser, Drogerien, Tankstellen,
Banken, Poststellen) gehorten. Damit wird nicht be-
stritten, dass auch die Versorgung mit weiteren Gii-
tern — und gerade auch solchen, wie sie die Petenten
nennen — wichtig ist. Die Versorgung mit diesen Gii-
tern ist in der Regel jedoch eher aufschiebbar oder es
kann auf Bestellungen iiber den Onlinehandel ausge-
wichen werden.

Bei der insgesamt gebotenen Abwégung zwischen
dem Gesundheitsschutz der Bevolkerung und dem In-
teresse der Kunden und Betreiber an der Offenhaltung
der Betriebe fiir den Publikumsverkehr war dem Ge-
sundheitsschutz Vorrang einzurdumen. Die Rechts-
grundlage dazu ergibt sich aus §1 Absatz 1 Infek-
tionsschutzgesetz (IfSG) in Verbindung mit § 32 so-
wie den §§28 bis 31 IfSG, wonach die zustdndigen
Behorden die geeigneten MaBnahmen gegen die Wei-
terverbreitung von Infektionskrankheiten, hier die
Ausbreitung des Virus SARS-CoV-2, treffen kdnnen.
§28a Absatz 1 Nr.14 IfSG erméchtigt ausdriicklich
zu SchlieBungen oder Beschrinkung von Betrieben,
Gewerben, Einzel- oder GroBhandel. Ein Riickgriff
auf Bestimmungen des Katastrophenschutzes ist dem-
nach nicht notwendig.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Miller

12. Petition 16/4773 betr. Verfall und Abbruch von
Denkmiilern

Die Petition richtet sich gegen den Verfall bzw. dro-
henden Abriss von mehreren Denkmaélern und es wer-
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den Forderungen erhoben, u.a. zur Verhdngung von
BufBigeldern wegen Verstofles gegen die Erhaltungs-
pflicht.

Zu mehreren der in der Eingabe aufgefiihrten Kultur-
denkmale wurden bereits Petitionsverfahren durchge-
fithrt, auch aufgrund von Eingaben der Petentin.

Im Einzelnen:
Ehemaliger Stadtfriedhof:

Auf die abgeschlossene Petition 16/3000 wird verwie-
sen (vgl. Drucksache 16/6972, Ifd. Nr. 5).

FuBgéngersteg:

Das Kulturdenkmal war bereits Gegenstand mehrerer
Petitionsverfahren. Wegen der in der vorliegenden Pe-
tition geforderten Verhidngung eines Bufigelds in dieser
Sache wird auf die abgeschlossene Petition 16/1778
verwiesen (vgl. Drucksache 16/7157, 1fd. Nr. 2).

Ehemaliges Lagerhaus:

Hinsichtlich des Gebdudes wird auf die abgeschlosse-
nen Petitionen 16/901 (vgl. Drucksache 16/5058, 1fd.
Nr.2), 16/2559, 16/2792 und 16/2996 (vgl. Druck-
sache 16/6972, 1fd. Nr. 3) verwiesen. In diesen Féllen
drohen weder Abbruch noch Zerfall der Kulturdenk-
male.

Gartenhaus in der G.-Straf3e:

Nach Feststellungen der Stadt ist der bauliche Zu-
stand dieses Kulturdenkmals gut.

H.-Hof:

Hier erfolgte eine aktuelle Baukontrolle der Stadt mit
der Ergebnis, dass sich das Gebdude insgesamt in ei-
nem ordentlichen Zustand befindet.

Bauernhof bei K.:

Es kdmen hierbei mehrere Bauernhofe in Frage. Die
Angaben in der Petitionsschrift sind hier fiir weitere
Untersuchungen zu unprézise.

Gasthof A.:

Der Gasthof wird derzeit niederschwellig saniert. Im
September 2021 soll dort ein Studierendenworkshop
der Bau- und Kunstdenkmalpflege, ausgerichtet vom
Deutschen Nationalkomitee fiir Denkmalschutz, statt-
finden. Von einem Zerfall oder gar Abbruch dieses
Kulturdenkmals kann keine Rede sein.

Bewertung:

Die Angaben in der Petition zum Zustand der ver-
schiedenen Kulturdenkmale entsprechen nicht den
bereits vorhandenen Erkenntnissen, sind unzutreffend
oder zu unprézise, um weitere Untersuchungen anstel-

len zu konnen. Forderungen in der Petition zur Ver-
héngung von BuBgeldern, z.B. wegen Verstofes ge-
gen die Erhaltungspflicht gegeniiber den genannten
Kulturdenkmalen, sind damit hinfallig.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.
Berichterstatterin: Krebs

13. Petition 16/5028 betr. Impfung der Bevolkerung
gegen Corona und weitere Infektionskrank-
heiten

Der Petent bittet darum, dass bei den ab 2021 durch-
zufithrenden Corona-Massenimpfungen die gute
Chance dazu genutzt wird, den Menschen zugleich
anzubieten, auch die Impfung gegen andere wichtige
Krankheiten (wie z.B. Masern, Ré&teln, Mumps,
Windpocken) durchfithren zu lassen. Dies sei eine
sehr gute Mdoglichkeit, zugleich den Impfschutz in der
Bevolkerung auch gegen andere Krankheiten zu ver-
bessern. Die Landesregierung sollte diese Chance
nicht ungenutzt lassen.

Die Priifung der Petition hat Folgendes ergeben:

Auch aus Sicht der Landesregierung sollte jede Gele-
genheit genutzt werden, iiber die Bedeutung von Imp-
fungen zu informieren und fehlende Impfungen nach-
zuholen.

In Bezug auf die Gleichzeitigkeit der Durchfiihrung
der vom Petenten benannten Impfungen mit der Imp-
fung gegen COVID-19 ist jedoch darauf hinzuweisen,
dass bei COVID-19-Impfungen ein Mindestabstand
von zwei Wochen zu anderen Impfungen eingehalten
werden muss.

In den Impfzentren werden ausschlieSlich Impfungen
gegen COVID-19 durchgefiihrt. Aufgrund der beson-
deren Anforderungen dieser Impfung beziiglich des
Transports und der Lagerung sowie der Dokumenta-
tion liegt deren Durchfiihrung zumindest in den ersten
Monaten in der Verantwortung der Linder. Die Zu-
standigkeit fir die anderen, vom Petenten benannten
Impfungen, liegt in der ambulanten Regelversorgung.
Impfungen gegen andere Krankheiten sind insofern
bei allen niedergelassenen Arzten (z. B. auch Fachérz-
ten) moglich.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.
Berichterstatterin: Krebs
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14. Petition 16/5027 betr. Einsatz von ,,Hamburger
Gittern“ durch die Polizei

1. Gegenstand der Petition

Der Petent begehrt die Ausriistung polizeilicher Git-
terlinien zur Absperrung neuralgischer Bereiche mit
Durchlassstellen, die so gestaltet sind, dass etwaige
Beschidigungen des Untergrundes sowie Aufwénde
fiir die Einsatzkrifte reduziert werden.

II. Die Priifung der Petition ergab Folgendes:
1. Vorbringen des Petenten

Der Petent bringt im Rahmen seiner Petition vor, dass
er im Zusammenhang mit einem Versammlungsge-
schehen beobachtet habe, dass Einsatzkrifte der Poli-
zei zum Zwecke des Durchlasses von Passanten bzw.
Versammlungsteilnehmerinnen und -teilnehmern die
dort aufgestellten Absperrgitter (sog. ,,Hamburger
Gitter”) von Hand aufzogen bzw. wieder zuschoben.
Dies fiihrte nach Ansicht des Petenten zu Beschidi-
gungen am dortigen StraBenbelag. Der Petent regt
aufgrund dieser Beobachtung an, dass entsprechende
Durchlassstellen beschafft werden, die diesen Prozess
einerseits ohne Beschddigung des Bodenbelages und
andererseits ohne groBere Kraftaufwinde fiir die Poli-
zeibeamtinnen und -beamten ermdglichen.

2. Sachverhalt

Im konkreten Fall wurden auf Veranlassung des ein-
satzfilhrenden Polizeiprasidiums — rdumlich abgesetzt
zu einem Versammlungsort — tempordr Absperrgitter
aufgestellt. Die konkrete Festlegung des Aufstellortes
erfolgte zur Gewéhrleistung der mdglichst ungehin-
derten Ausiibung der verfassungsrechtlich geschiitz-
ten Versammlungs- und Meinungsfreiheit unter Be-
riicksichtigung von einsatztaktischen Gesichtspunk-
ten. Hierzu sollte insbesondere der moglichst unge-
hinderte Zugang fiir Versammlungsteilnehmerinnen
und -teilnehmer zum Versammlungsort ermdglicht
werden. Ferner sollten etwaige Beeintrichtigungen
fiir den sonstigen berechtigten Fahrzeug- und Perso-
nenverkehr durch die Errichtung von vier Durchlass-
stellen minimiert werden.

Die Absperrgitterlinie wurde am Einsatztag zunéchst
offengehalten, musste jedoch mit dem Beginn des
Technikaufbaus durch die Initiatoren der Versamm-
lung aus einsatztaktischen Erwdgungen geschlossen
werden, um Gegendemonstranten von der Versamm-
lungsortlichkeit fernzuhalten. Dies fiihrte in der Folge
dazu, dass Einsatzkrifte der Polizei die Absperrgitter
bei Bedarf aufzogen bzw. zuschoben, um berechtigten
Personenverkehr zuzulassen. Aufgrund der Material-
beschaffenheit der Absperrgitter (Stahl) in Kombina-
tion mit dem steinernen Bodenbelag entstanden die
durch den Petenten dokumentierten Schleif- und
Kratzspuren. Diese konnten auch Tage spiter, jedoch
deutlich geringer ausgeprigt, wahrgenommen wer-
den. Nach Auskunft des Polizeiprasidiums handelte es
sich um Schleif- und Kratzspuren, wie sie auch durch
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das Mobiliar der Gastronomie bei einer Aullenbewir-
tung entstehen konnen.

3. Bewertung

Nach Sichtung des vom Petenten gefertigten Videos,
der Einholung einer Stellungnahme beim Polizeiprisi-
dium sowie von technischen Beratungsleistungen be-
wertet das Landespolizeiprasidium den vorliegenden
Sachverhalt wie folgt:

Die Polizei Baden-Wiirttemberg verfiigt derzeit nicht
iiber die Moglichkeit, Absperrgitter bei Bedarf einer-
seits unter Ausschluss etwaiger Beschiddigungen des
Untergrundes und andererseits ohne den Kdorperein-
satz der Einsatzkréfte lage- und bedarfsorientiert zu
o6ffnen bzw. zu schlieBen, weshalb die durch den Pe-
tenten beschriebenen Tatigkeiten der Einsatzkréfte in
der Gesamtschau nicht zu beanstanden sind.

Polizeiliche Absperrgitter miissen technisch so kon-
struiert und beschaffen sein, dass

— eine Errichtung von standsicheren Absperrlinien
ohne Riicksichtnahme auf die Topografie auf ebe-
nen/unebenen sowie befestigten/unbefestigten FI&-
chen erfolgen kann,

— sie moglichst unempfindlich gegeniiber Fremdein-
wirkungen und dementsprechend langlebig sind,

— temporire bzw. oftmals nicht vorhersehbare Off-
nungsoptionen an neuralgischen Stellen jederzeit mog-
lich sind (Stichwort: Rettungs- bzw. Fluchtwege).

Die beschriebene Robustheit fiihrt dazu, dass die
durch die Polizei genutzten Absperrgitter bereits seit
mehreren Jahrzehnten zuverldssig eingesetzt werden
konnen und ein Ende des Nutzungszyklus derzeit
nicht absehbar ist.

Mit Blick auf die Tatsache, dass die Polizei Baden-
Wiirttemberg ihr Vorgehen im Einzelfall sowie die ihr
zur Verfiigung stehenden Fiihrungs- und Einsatzmittel
kontinuierlich tiberpriift und diese gegebenenfalls an
sich dandernde Rahmenbedingungen anpasst ist festzu-
stellen, dass

— die Polizei losgeldst von der Intention des Petenten,
die lediglich einen Teilaspekt der Problemstellung
abdeckt, fiir bestimmte Einsatzlagen zwar einen ge-
wissen einsatztaktischen Bedarf zur Beschaffung
von sogenannten ,,Durchlassstellen” fiir Absperr-
gitterlinien identifiziert hat,

— die technische Implementierung dieser Durchlass-
stellen in Bauart und Bauform (neue Generation vs.
alte Generation) in einen widerstandsfahigen Ver-
bund derzeit jedoch nicht moglich ist,

— die Polizei im Zuge der Einsatzbewiltigung auf
eine groftmogliche einsatztaktische Flexibilitdt —
ohne Riicksicht auf fest integrierte Durchlassstellen
— angewiesen ist, um lage- und bedarfsorientiert
gegebenenfalls auch tempordr Durchlidsse in Ab-
sperrgitterlinien zu schaffen sowie

— eine etwaige technische Nachriistung der vorhan-
denen Absperrgitter (beispielsweise mit Rollen fiir
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den Einsatz auf glatten Oberfldchen) aus Stabi-
litdts-, Sicherheits- sowie Transportgriinden bis da-
to nicht moglich war.

Aufgrund der Tatsache, dass das Ende des Nutzungs-
zyklus fiir die bei der Polizei Baden-Wiirttemberg
vorhandenen Absperrgitter derzeit nicht absehbar ist
und sich derartige Beschaffungen auch in das Ge-
samtgefiige wirtschaftlich nachhaltigen Handelns ein-
fiigen sollten, ist derzeit eine Beschaffung derartiger
Durchlassstellen nicht vorgesehen.

II1. Ergebnis

Der Petition kann mit Blick auf die vorgenannte Be-
wertung derzeit nicht abgeholfen werden. Gleichwohl
kann das Ansinnen des Petenten bei — derzeit zeitlich
nicht absehbaren — Ersatzbeschaffungen fiir die bei
der Polizei Baden-Wiirttemberg genutzten Absperr-
gitter standardmafBig unter Abwagung von taktischen,
technischen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten ge-
priift werden.

Beschlussempfehlung:

Der Petition kann derzeit nicht abgeholfen
werden.

Berichterstatter: Lorek

15. Petition 16/5182 betr. Allgemeines Versamm-
lungsverbot, Einschrinkung des Demonstrati-
onsrechts

I. Gegenstand der Petition

Der Petent fordert ein allgemeines Versammlungsver-
bot wihrend der Corona-Pandemie. Er nimmt eine
Demonstration, die am 6. Januar 2021 stattgefunden
hat zum Anlass, sich grundsétzlich gegen die Abhal-
tung von Versammlungen wihrend der Corona-Pan-
demie auszusprechen.

Der Petent fordert ein allgemeines Versammlungsver-
bot nach Moglichkeit durch Gesetz und dementspre-
chend eine ziigige Untersagung von verbotenen Ver-
sammlungen. Demonstrationen seien nicht mit den
geltenden Kontaktbeschrinkungen in Einklang zu
bringen. Insbesondere bei wiederkehrenden Demon-
strationen, bei denen es in der Vergangenheit zu Auf-
lagenverstden kam, sollten strenger gehandhabt wer-
den. Einem grundsétzlichen Verbot kdme dabei eine
besondere Bedeutung zu, da ein solches einfacher um-
zusetzen sei, als die Aufldsung einer Demonstration,
die in vollem Gange ist.

Besonders verurteile er den Gebrauch von Trillerpfei-
fen, da diese eine grofle Aerosolwolke erzeugen.

II. Sachverhalt

Nach Auskunft der zustédndigen Versammlungsbehor-
de wurde am 2. Januar 2021 die Versammlung fiir den

6. Januar 2021 angemeldet. Gegenstand der Versamm-
lung waren insbesondere Proteste gegen die Be-
schrankungen der geltenden Corona-Verordnung des
Landes Baden-Wiirttemberg.

Eine gleichlautende Versammlung hatte bereits in der
Woche zuvor am 30. Dezember 2020 stattgefunden.
Dabei war es zu diversen Auflagenverstolen gegen
versammlungsrechtliche Auflagen gekommen, insbe-
sondere durch Tanzeinlagen der Teilnehmer sowie im
Rahmen eines dynamischen Aufzugs. Gleiches gilt
fiir Versammlungen am 31. Dezember 2020, die zwar
nicht vom selben Anmelder getitigt worden sind, aber
das gleiche Thema zum Gegenstand hatten.

Die Versammlungsbehorde hat diese in der Vergan-
genheit erfolgten Verstole zum Anlass genommen,
die fiir den 6. Januar 2021 anberaumte Versammlung
zu beschridnken. So wurde die Versammlung auf ei-
nen groBeren Platz verlegt. Zudem wurde ein Aufzug
und etwaige Folgeaufziige im Rahmen des Koopera-
tionsgesprichs untersagt, weil es wihrend eines Auf-
zugs und wegen der Zahl der Teilnehmer nicht mog-
lich ist, die erforderlichen Abstdnde einzuhalten. Des
Weiteren wurde festgelegt, dass ,.keine discodhnliche
Musik* gespielt werden darf und dass die Redebei-
trage liberwiegen miissen. Es erging ein entsprechen-
der Auflagenbescheid. Der Erlass eines entsprechen-
den (Teil-)Verbotsbescheids war wegen der Mitwir-
kung des Anmelders und der Akzeptanz der ver-
sammlungsrechtlichen Auflagen durch diesen nicht
erforderlich.

Im Einzelnen ergingen folgende Auflagen:

— Je zehn Teilnehmer ist ein Ordner einzusetzen, um
die Einhaltung der Auflagen dieses Bescheids und
die Einhaltung der Hygieneregelungen zu gewihr-
leisten. Sollte sich die Teilnehmerzahl erhéhen oder
verringern, ist die Zahl der Ordner mit der Formel
pro zehn Teilnehmer ein Ordner anzupassen.

— Der zeitliche Verlauf der Versammlung und der
Versammlungsbereich sind einzuhalten. Abwei-
chungen sind mit der Versammlungsbehorde oder
dem Polizeivollzugsdienst vor Ort abzusprechen.

— Die Vorgaben zu den Abstandsregelungen nach
§ 11 Absatz 2 i.V.m. §2 der Corona-Verordnung
BW in der aktuellen Fassung sind einzuhalten.
Durch geeignete organisatorische Mafinahmen ins-
besondere durch Markierung auf dem Boden sowie
durch Hinweise des Versammlungsleiters und der
eingesetzten Ordner ist sicherzustellen, dass ein
Mindestabstand von 1,5 m zu anderen Personen
eingehalten wird. Neben der Einhaltung des Min-
destabstandes gilt eine Verpflichtung zum Tragen
einer geeigneten Mund-Nasen-Bedeckung. Fiir
Teilnehmer, die ein drztliches Attest vorweisen
konnen, welches vom Tragen einer Mund-Nasen-
Bedeckung befteit, ist ein gesonderter Bereich mit-
tels Flatterband auszuweisen. Der Versammlungs-
leiter hat dafiir Sorge zu tragen, dass dieser Bereich
mit dem Mindestabstand von 1,5 m zu weiteren
Versammlungsteilnehmer und Passanten eingerich-
tet wird.
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— Zu Passanten ist generell ein ausreichender Ab-
stand von 2 m einzuhalten. Dies ist durch geeignete
organisatorische Malinahmen (z.B. Einsatz von
Flatterband, etc.) sowie durch Hinweise des Ver-
sammlungsleiters und der eingesetzten Ordner si-
cherzustellen.

— Die Redebeitrdge wihrend der Kundgebung haben
eine libergeordnete Rolle gegeniiber der Musik zu
spielen. Die Musikbeitrige sind je halbe Stunde auf
einen 10-Minuten-Block zu begrenzen. Die Musik
muss gemédBigt, dem Feiertag angemessen, abge-
spielt werden. Die Musik darf keinen discodhnli-
chen Charakter haben, auch im Hinblick, dass eine
Versammlung keine Tanzveranstaltung darstellt.
Hierauf und auf die fehlende Eigenschaft als Tanz-
veranstaltung/-umzug/-aufzug ist in geeigneter Form
bei der Bewerbung der Versammlung im Internet
hinzuweisen.

Die Versammlung wurde schlussendlich vor Ort auf-
geldst, weil sich entgegen der Absprachen und Auf-
lagen ein Aufzug aus der Versammlung 16sen wollte
und der Versammlungsleiter sowie seine eingesetzten
Ordner dies nicht verhindern konnten.

III. Beurteilung des Falles, insbesondere rechtliche
Wiirdigung

1. Allgemeines Demonstrationsverbot, mogliche Auf-
lagen

Artikel 8 Absatz 1 Grundgesetz (GG) schiitzt die Frei-
heit, mit anderen Personen zum Zwecke einer ge-
meinschaftlichen, auf die Teilhabe an der 6ffentlichen
Meinungsbildung gerichteten Erérterung oder Kund-
gebung Ortlich zusammenzukommen. Mit der Freiheit
zur kollektiven Meinungskundgabe ist die Versamm-
lungsfreiheit fiir eine freiheitlich demokratische Staats-
ordnung konstituierend. Nach Artikel 8 Absatz 2 GG
kann die Versammlungsfreiheit fiir Versammlungen
unter freiem Himmel durch Gesetz oder aufgrund ei-
nes Gesetzes beschrankt werden. Eingriffe in die Ver-
sammlungsfreiheit sind nur zum Schutz gleichge-
wichtiger anderer Rechtsgiiter unter strikter Wahrung
der VerhédltnismaBigkeit zuldssig.

Im April 2020 hat das Bundesverfassungsgericht
(BVerfG) im Wege der einstweiligen Anordnung iiber
Regelungen der damals aktuellen Corona-Verordnung
des Landes Baden-Wiirttemberg entschieden, die ein
generelles Versammlungsverbot mit Erlaubnisvorbe-
halt vorsah. In seiner Entscheidung hat das BVerfG
verfassungsrechtliche Zweifel gedufert, im Ergebnis
aber offengelassen, ob es Artikel 8 GG erlaubt, die
Ausiibung der Versammlungsfreiheit durch Rechts-
verordnung einem grundsétzlichen Verbot mit Erlaub-
nisvorbehalt zu unterwerfen. Das Gericht betonte,
dass bei der Ermessensausiibung unter hinreichender
Beriicksichtigung der konkreten Umstéinde des Ein-
zelfalls dem Grundrecht aus Artikel 8 GG Rechnung
getragen werden miisse. Dass sich der Zweck der Ver-
hinderung der weiteren Ausbreitung einer Virus-Er-
krankung durch Nichtzulassung der Versammlung er-
reichen lasst, lieBe sich letztlich gegen jede Versamm-
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lung unabhingig von der Teilnehmerzahl anfiihren.
Ein Verbot aufgrund derartiger, lediglich pauschaler
Erwégungen, die jeder Versammlung entgegengehal-
ten werden konnten, wiirde dem durch den Normge-
ber erdffneten Entscheidungsspielraum, von dem die
Verwaltung unter Beriicksichtigung des Individual-
grundrechts aus Artikel 8 GG Gebrauch zu machen
hat, nicht gerecht.

Ein vollstdndiges Versammlungsverbot kommt nach
dieser Rechtsprechung vor dem Hintergrund der Wah-
rung des VerhdltnismaBigkeitsgrundsatzes nicht in
Betracht, soweit durch entsprechende Auflagen in
Abhingigkeit von den jeweiligen ortlichen Begeben-
heiten des Einzelfalles der Infektionsschutz auf ande-
re Weise sichergestellt werden kann.

Eine Untersagung der Verwendung von Trillerpfeifen
kann je nach den konkreten Umstinden des Einzelfal-
les eine mogliche Auflage zur Sicherstellung des In-
fektionsschutzes darstellen.

In die Ermessenserwdgungen im Rahmen der Ent-
scheidung im Vorfeld einer Versammlung koénnen
dariiber hinaus Erfahrungen mit vorangegangenen
vergleichbaren Demonstrationen einflieBen. Kam es
in der Vergangenheit zu Auflagenverstdfen und steht
zu beflirchten, dass solche auch bei kiinftigen Ver-
sammlungen beispielsweise derselben Gruppierung
oder desselben Versammlungsleiters auftreten wer-
den, kann dem mit entsprechenden Beschrinkungen
im Wege von Auflagen oder in letzter Konsequenz
mit einem einzelfallbezogenen Versammlungsverbot
Rechnung getragen werden.

2. Demonstration am 6. Januar 2021

Mit den oben genannten Auflagen hat die Versamm-
lungsbehorde sichergestellt, dass die Versammlungs-
freiheit einerseits und die Belange des Infektions-
schutzes in einem angemessenen Ausgleich stehen.
Insbesondere wurde sichergestellt, dass keine dis-
codhnliche Veranstaltung stattfindet und die Teilneh-
mer sich lediglich ortsfest versammeln. Ein dariiber
hinaus gehendes generelles Versammlungsverbot war
nach Auskunft der zustindigen Versammlungsbehor-
de zum Zeitpunkt des Erlasses des Auflagenbeschei-
des nicht angezeigt, da zur Sicherstellung des Infek-
tionsschutzes ein den Vorgaben der damals geltenden
CoronaVO geniigendes Hygienekonzept vorgelegen
hat. Den Erfahrungen mit vorangegangenen ver-
gleichbaren Demonstrationen ist durch entsprechende
Auflagen Rechnung getragen worden.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Lorek



Landtag von Baden-Wiirttemberg

Drucksache 17/282

16. Petition 16/4918 betr. Fiihrerscheinsache
I. Gegenstand der Petition

Die Petentin wendet sich gegen den Entzug der Fahr-
erlaubnis sowie die Anordnung einer medizinisch-
psychologischen Untersuchung im Rahmen der Neu-
erteilung der Fahrerlaubnis.

1. Die Priifung der Petition ergab Folgendes:
1. Kurze Schilderung des Sachverhalts

Der Petentin wurde bereits am 8. August 2012 die
Fahrerlaubnis durch Strafbefehl des Amtsgerichtes
wegen fahrldssiger Gefdhrdung des Straflenverkehrs
entzogen. Bei der zugrundeliegenden Verkehrsauffil-
ligkeit am 10. Juli 2012 wurde eine Blutalkoholkon-
zentration von 1,76 Promille festgestellt.

Auf Antrag der Petentin wurde nach einem positiven
medizinisch-psychologischen Eignungsgutachten die
Fahrerlaubnis der Klassen A, BE, CE am 5. Septem-
ber 2014 durch das Landratsamt A neuerteilt.

Ein Bericht des Polizeireviers vom 17. Oktober 2019
unterrichtete die zwischenzeitlich zustindige Fahr-
erlaubnisbehorde B iiber eine fahreignungsrelevante
Auffalligkeit der Petentin. Sie hatte am Busbahnhof in
[...] die Verbringung in ein Zentrum fiir Psychiatrie
verlangt. Dabei habe sie geduBert, dass sie im Sep-
tember 2019 einen Alkoholentzug unternommen und
nun einen Riickfall erlitten habe. Es wurden ihrerseits
auch Suizidabsichten geduflert. Ein durchgefiihrter
Alkoholtest ergab eine Atemalkoholkonzentration von
0,63 mg/l. Die Petentin wurde durch die Polizei in das
Zentrum fiir Psychiatrie verbracht.

Die Fahrerlaubnisbehérde B ordnete aufgrund der
polizeilichen Mitteilung ein fachérztliches Gutachten
nach §13 Absatz Nummer 1 Fahrerlaubnis-Verord-
nung an. Das Gutachten sollte die Frage klédren, ob bei
der Petentin eine Alkoholabhingigkeit vorliegt. Die
Anordnung vom 13. Dezember 2019 wurde aufgrund
einer nicht feststellbaren Meldeadresse der Petentin
nach § 11 Absatz 2 Landesverwaltungszustellungsge-
setz 6ffentlich zugestellt.

Das Landratsamt B hat mit Entscheidung vom 24. Fe-
bruar 2020 der Petentin die Fahrerlaubnis entzogen,
nachdem sie der Anordnung vom 13. Dezember 2019
nicht fristgerecht nachgekommen war.

Die Petentin ist seit 29. Mai 2020 im Zustandigkeits-
bereich des Landratsamtes C gemeldet. Sie hat am
17. September 2020 beim Landratsamt C die Neu-
erteilung der Fahrerlaubnis beantragt. Der Schrift-
wechsel zwischen der Petentin und der Fahrerlaubnis-
behérde umfasst einen Entlassungsbericht des Zen-
trums fiir Psychiatrie. Aus diesem geht hervor, dass
die stationdre Aufnahme der Petentin aufgrund eines
Riickfalls bei bekannter Alkoholabhingigkeit erfolg-
te. Die Entlassung der Petentin erfolgte am 25. Okto-
ber 2019 in das hiusliche Umfeld. Mit Schreiben vom
1. Oktober 2020 wurde die Petentin im Rahmen der
Bearbeitung ihres Antrages nach § 13 Nummer 2 Buch-

stabe e Fahrerlaubnis-Verordnung aufgefordert, ein
medizinisch-psychologisches Eignungsgutachten vor-
zulegen. Mit dem Gutachten soll die Frage geklart
werden, ob Alkoholmissbrauch oder Alkoholabhén-
gigkeit nicht mehr bestehen. Das Gutachten wurde
bislang nicht vorgelegt.

2. Beurteilung des Falles, insbesondere rechtliche Wiir-
digung

Werden Tatsachen bekannt, die Bedenken daran be-
griinden, dass der Inhaber einer Fahrerlaubnis zum
Fiihren eines Kraftfahrzeuges ungeeignet oder nur
noch bedingt geeignet ist, finden die §§ 11 bis 14 Fahr-
erlaubnis-Verordnung (FeV) entsprechende Anwen-
dung (§ 46 Absatz 3 FeV).

Geeignet zum Fiihren von Kraftfahrzeugen ist, wer
die notwendigen korperlichen und geistigen Anforde-
rungen erfiillt und nicht erheblich oder wiederholt ge-
gen verkehrsrechtliche Vorschriften oder Strafgesetze
verstoBen hat (§2 Absatz 4 Stralenverkehrsgesetz —
StVGQG). Die notwendigen korperlichen und geistigen
Anforderungen an die Eignung sind insbesondere dann
nicht erfiillt, wenn ein Mangel nach der Anlage 4
oder 5 zur FeV vorliegt (§ 11 Absatz 1 FeV).

Die Mitteilung der Polizei sowie eine Mitteilung des
Zentrums fiir Psychiatrie {iber einen stationidren Kli-
nikaufenthalt (Klinik fiir Suchttherapie und Entwoh-
nung) 16ste bei der Fahrerlaubnisbehdrde Bedenken
gegen die Kraftfahreignung der Petentin aus. Die vor-
liegenden Tatsachen lieen die Vermutung zu, bei der
Petentin konnte eine Alkoholabhingigkeit bestehen.
Bei einer Alkoholabhingigkeit besteht nach Num-
mer 8.1 der Anlage 4 zur Fahrerlaubnis-Verordnung
keine Eignung zum Fiithren von Kraftfahrzeugen.
Hierbei kommt es nicht auf eine aktive Teilnahme am
Straenverkehr als Fahrzeugfiihrer an. Entsprechend
erfolgte die Anordnung zur Beibringung eines arztli-
chen Gutachtens nach §46 Absatz 3 in Verbindung
mit § 13 Nummer 1 FEV im Sinne dieser Vorschrif-
ten. Die Anordnung erfolgte am 13. Dezember 2019
schriftlich und entspricht den Vorgaben aus § 11 Ab-
satz 6 FeV.

Die Zustellung an die Petentin blieb erfolglos. Uber
das Einwohnermeldeamt wurde die aktuelle Melde-
anschrift durch die Fahrerlaubnisbehdrde mehrfach
angefragt. Die Petentin war zum Zeitpunkt der Melde-
abfragen jeweils nach unbekannt abgemeldet. Der
Meldebehorde war keine neue Meldeanschrift be-
kannt. Da der Fahrerlaubnisbehorde kein Aufenthalts-
ort bekannt war, durfte die Zustellung der Anordnung
vom 13. Dezember 2019 durch 6ffentliche Bekannt-
machung erfolgen, (§ 11 Absatz 1 Nummer 1 Verwal-
tungszustellungsgesetz fiir Baden-Wiirttemberg —
LVwWZG). Die Vorgaben fiir die offentliche Zustel-
lung nach § 11 Absatz 2 LVwZG wurden eingehalten.

Auch nach der 6ffentlichen Zustellung veranlasste die
Fahrerlaubnisbehérde mehrere Meldeanfragen, die er-
folglos blieben.

Nachdem das geforderte drztliche Gutachten nicht in-
nerhalb der gesetzten Frist vorgelegt wurde, durfte die
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Fahrerlaubnisbehorde nach § 11 Absatz 8 FeV auf die
Nichteignung der Petentin schlieBen. Die Fahrerlaub-
nis ist zu entziehen, wenn sich der Inhaber einer Fahr-
erlaubnis als nicht geeignet erweist (§3 Absatz 1
StVG, §§ 3 Absatz 1, 46 Absatz 1 FeV).

Zum Zeitpunkt der Entscheidung der Fahrerlaubnis-
behorde am 24. Februar 2020 konnte der Aufenthalts-
ort der Petentin weiterhin nicht ermittelt werden, die
Voraussetzungen fiir eine 6ffentliche Zustellung nach
§ 11 Absatz 1 LVWZG lagen vor, die Vorgaben nach
§ 11 Absatz 2 LVWZG wurden eingehalten.

Im Rahmen der Neuerteilung der Fahrerlaubnis gelten
die Vorschriften fiir die Ersterteilung (§ 20 Absatz 1
FeV). Die Petentin muss somit iiber die erforderliche
Eignung zum Fiithren von Kraftfahrzeugen verfligen
(§ 11 Absatz 1 FeV).

Aufgrund der Entziehung der Fahrerlaubnis sowie des
Schriftwechsels der Petentin mit der Fahrerlaubnis-
behorde bestehen erhebliche Zweifel an der Kraftfahr-
eignung der Petentin. Der Fahrerlaubnisbehdrde liegt
ein Entlassungsbericht des Zentrums flir Psychiatrie
vor, wonach die stationdre Aufnahme aufgrund eines
Riickfalls bei bekannter Alkoholabhingigkeit erfolgte.

Die Anordnung einer medizinisch-psychologischen
Untersuchung nach § 13 Nummer 2 Buchstabe e FeV
im Rahmen der Bearbeitung des Antrages auf Neu-
erteilung der Fahrerlaubnis erfolgte daher zu Recht.
Bei dem vorliegenden Sachverhalt ist die Behorde
verpflichtet aufzukldren, ob ein Alkoholmissbrauch
oder eine Alkoholabhéngigkeit besteht, bevor eine
Neuerteilung der Fahrerlaubnis erfolgen kann.

Die Petentin hat zwei &rztliche Bescheinigungen zu
ihrer Petition nachgereicht. Eine &rztliche Bescheini-
gung nach Anlage 5 zur Fahrerlaubnis-Verordnung
vom 13. August 2020 sowie eine augendrztliche Be-
scheinigung nach Anlage 6 zur Fahrerlaubnis-Verord-
nung vom 15. September 2020.

Die beiden vorgelegten Bescheinigungen werden fiir
die Erteilung einer Fahrerlaubnis der Klassen Cl,
CIE, C, CE, DI, DIE, D oder DE benétigt. Sie sind
erforderlich, um die korperliche Eignung der Antrag-
stellerin tiberpriifen zu konnen. Die rechtliche Grund-
lage fiir die drztliche Untersuchung ist § 11 Absatz 9
Fahrerlaubnis-Verordnung, fiir die augenérztliche Un-
tersuchung § 12 Absatz 6 Fahrerlaubnis-Verordnung.
Fiir die Neuerteilung der Fahrerlaubnis gelten nach
§20 Absatz 1 Satz 1 Fahrerlaubnis-Verordnung die
Vorschriften iiber die Ersterteilung entsprechend.

Im Rahmen der Untersuchung nach Anlage 5 zur Fahr-
erlaubnis-Verordnung erfolgt eine #rztliche Begut-
achtung im Hinblick auf Erkrankungen, welche die
Fahreignung oder die bedingte Fahreignung aus-
schlieBen. Hierfiir reicht im Regelfall eine orientie-
rende Untersuchung durch den Arzt/die Arztin aus.
Eine Untersuchung nach Anlage 5 zur Fahrerlaubnis-
Verordnung kann bestehende Zweifel an der Eignung
im Hinblick auf eine Alkoholproblematik jedoch nicht
ausrdumen. Hierfiir fehlt es dieser Untersuchungs-
form an der psychologischen Begutachtung und Ein-
schétzung.
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Die Untersuchung nach Anlage 6 zur Fahrerlaubnis-
Verordnung umfasst nur das Sehvermogen. Im Rah-
men der Untersuchung wird gepriift, ob die Vorgaben
an das Sehvermogen erfiillt werden. Weitere Untersu-
chung erfolgen in diesem Zusammenhang nicht.

Mit der nachgereichten drztlichen Bescheinigung so-
wie der augenirztlichen Bescheinigung konnen die
bestehenden Zweifel an der Eignung der Petentin auf-
grund der bekannten Alkoholvorgeschichte (Alkohol-
abhidngigkeit) nicht ausgerdumt werden. Hierfiir be-
darf es einer medizinisch-psychologischen Untersu-
chung. Nach § 13 Nummer 2 Buchstabe ¢) Fahrerlaub-
nis-Verordnung ist die Vorlage eines Gutachtens einer
medizinisch-psychologischen Untersuchung anzuord-
nen, wenn zu kléren ist, ob Alkoholabhéngigkeit nicht
mehr besteht.

Die Anordnung einer medizinisch-psychologischen
Untersuchung nach § 13 Nummer 2 Buchstabe ¢) Fahr-
erlaubnis-Verordnung im Rahmen des Antrags auf
Neuerteilung der Fahrerlaubnis erfolgte zu Recht.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Kenner

17. Petition 16/5114 betr. Zulassung zum Abitur,
Corona-Pandemie

I. Gegenstand der Petition

Der Petent fordert, das einjéhrige Praktikum als Nach-
weis des berufsbezogenen Teils der in der gymnasia-
len Oberstufe erworbenen Fachhochschulreife erlas-
sen zu bekommen sowie die sofortige Ausgabe des
Fachhochschulreifezeugnisses, sofern ihm nicht die
Moglichkeit eingerdumt wird, an der miindlichen Abi-
turpriifung teilzunehmen.

II. Die Priifung ergab Folgendes:
1. Sachverhalt

Der Petent, der bereits die Jahrgangsstufe 1 in Kurs-
stufen an einem beruflichen Gymnasium wiederholt
hatte, erhielt am 14. Juli 2020 gemiB §23 Abiturprii-
fungsverordnung berufliche Gymnasien (BGVO) den
Nichtzulassungsbescheid zur miindlichen Abiturprii-
fung am Technischen Gymnasium (neun Kurse wur-
den mit weniger als 5 Notenpunkten bewertet, wobei
nur maximal acht ,unterpunktete” Kurse zugelassen
sind). Zuvor war der Petent im Profilfach Mechatro-
nik (Maschinenbau und Elektrotechnik) im Bereich
Maschinenbau unentschuldigt nicht zur schriftlichen
Leistungsfeststellung erschienen. Diese wurde des-
halb mit 0 Punkten bewertet.

Der anwaltlich vertretene Petent legte darauthin am
15. Juli 2020 beim Regierungsprasidium Widerspruch
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gegen die Nichtzulassung zur miindlichen Abiturprii-
fung ein.

Auf den Vorwurf des Petenten hin, ihm sei vor der
miindlichen Abiturpriifung keine angemessene Mog-
lichkeit eingerdumt worden, durch eine schriftliche
Wiederholungsarbeit eine Verbesserung der Note zu
erzielen, wurde ihm nachtriglich eine zusitzliche
schriftliche Leistungsfeststellung im Bereich Elektro-
technik ermdglicht. Der Rechtsanwalt des Petenten
wurde diesbeziiglich am 20. Juli 2020 informiert. Die
Leistungsfeststellung wurde auf den 24. Juli 2020 da-
tiert und das Thema ,,Operationsverstarkerschaltun-
gen“ zur inhaltlichen Vorbereitung explizit genannt.

Als Ergebnis des schriftlichen Leistungsnachweises
erreichte der Petent 5 Notenpunkte, die fiir den Be-
reich Elektrotechnik in Verrechnung mit der miindli-
chen Note die Endpunktzahl von 4 Notenpunkte er-
gab. Die fiir seine Zulassung zur Abiturpriifung erfor-
derliche Leistung von mindestens 11 Notenpunkte im
zusdtzlichen schriftlichen Leistungsnachweis wurde
deutlich verfehlt. Der Petent erreichte damit im 2. Halb-
jahr der Jahrgangsstufe 2 im Profilfach Mechatronik
3 Notenpunkte.

Der bereits zuvor fiir den Petenten aufgetretene
Rechtsanwalt teilte per E-Mail am 26. Juli 2020
anschlieBend mit, dass die Nachpriifung nicht ord-
nungsgemil abgelaufen sei. Auf Nachfrage des Re-
gierungsprésidiums, wie die E-Mail zu verstehen sei,
teilte dieser mit, dass das Mandatsverhéltnis nicht
mehr bestehe.

Der Petent hétte auch die Jahrgangsstufe 2 wiederho-
len konnen, nachdem er bereits die Jahrgangsstufe 1
wiederholt hatte. Zwar hatte die Schule in diesem Zu-
sammenhang vor den Sommerferien widerspriichliche
Informationen an den Petenten weitergeleitet, eine
Klarstellung und ein erneuter Hinweis auf die Mog-
lichkeit der Wiederholung zur Verbesserung der bis-
herigen Kursnoten erfolgte dann jedoch sowohl im
Oktober 2020 als auch nochmals im November 2020.
Von der Mdglichkeit der Wiederholung zur Verbesse-
rung der bisherigen Kursnoten machte der Petent je-
doch keinen Gebrauch. Der Petent hielt vielmehr an
seiner bereits vor dem Ende der Sommerferien in ei-
nem personlichen Gespridch an der Schule erfolgten
Erkldrung fest, dass er im Falle einer Nichtzulassung
zur miindlichen Abiturpriifung einen Praktikumsplatz
suchen wolle, um die Fachhochschulreife zu erlangen,
die fiir sein Wunschstudium ausreichen wiirde. Tat-
sdchlich begann der Petent seinen Angaben zufolge
im August 2020 ein Praktikum, das jedoch im Dezem-
ber 2020 seinen Angaben zufolge pandemiebedingt
endete.

Auf schriftliche Nachfrage des Regierungsprésidiums
(Schreiben vom 16. Dezember 2020) teilte der Petent
mit Schreiben vom 3. Januar 2021 mit, dass sowohl
sein Widerspruch gegen die Nichtzulassung zur miind-
lichen Abiturpriifung weiterhin bestehe als auch seine
Beschwerde im Zusammenhang mit der nachtriglich
erhobenen Leistungsfeststellung.

2. Rechtliche Wiirdigung

Soweit der Petent eine unrechtméBige Nichtzulassung
zur miindlichen Abiturpriifung vortrigt, insbesondere,
dass die ihm ermoéglichte, zusétzliche Leistungsprii-
fung im Profilfach nicht ordnungsgeméfB erfolgt sei,
als dass beispielsweise ein ,,Randthema® gepriift wor-
den sei, so hat die gemeinsame Nachpriifung des Kul-
tusministeriums und des Regierungsprésidiums erge-
ben, dass das Priifungsthema eines von mehreren
Lehrplaneinheiten im Bildungsplan ist. Zudem wurde
dem Petenten zuvor ausdriicklich das Priifungsthema
genannt, sodass eine entsprechende Vorbereitung mog-
lich war. Die Priifungszeit von 20 Minuten war vom
Kultusministerium als zulédssiger Zeitrahmen fiir
schriftliche Leistungsnachweise empfohlen worden.
Fiir die Aufgabenerstellung in allen Leistungsnach-
weisen sind mit Ausnahme der schriftlichen Abitur-
priifung die betreffenden Fachlehrkrifte zustindig.
Eine Benachteiligung des Petenten in dieser Priifungs-
situation ist nicht ersichtlich und wird von ihm im
Ubrigen auch nicht ndher ausgefiihrt, sondern ledig-
lich pauschal behauptet.

In Bezug auf den Erwerb der Fachhochschulreife in
der gymnasialen Oberstufe gilt:

Die Fachhochschulreifepriifung ist ein Abschluss, der
dem beruflichen Schulwesen zuzuordnen ist. Er um-
fasst neben dem schulischen Teil zwingend einen be-
rufsbezogenen Teil.

Die Voraussetzungen zum Erwerb der Fachhoch-
schulreife in der gymnasialen Oberstufe sind in der
Vereinbarung zur Gestaltung der gymnasialen Ober-
stufe und der Abiturpriifung (Beschluss der Kultus-
ministerkonferenz vom 7. Juli 1972 i.d. F. vom 15. Fe-
bruar 2018) geregelt. In Baden-Wiirttemberg wird die
Vereinbarung der Kultusministerkonferenz durch die
Verordnung des Kultusministeriums iiber den Erwerb
der Fachhochschulreife in der gymnasialen Oberstufe
(FHSRGymVO) vom 17. Mai 2009 umgesetzt.

Fiir den Erwerb des schulischen Teils der Fachhoch-
schulreife sind in vorgeschriebenen Fachern bestimm-
te Mindestpunktzahlen nachzuweisen.

Der berufsbezogene Teil der Fachhochschulreife kann
durch eine abgeschlossene Berufsausbildung, ein ein-
jéhriges Praktikum oder ein freiwillig abgeleistetes
soziales oder 6kologisches Jahr, den Wehr- oder Zi-
vildienst sowie den Bundesfreiwilligendienst abgeleis-
tet werden.

Nur wer die Voraussetzungen sowohl fiir den schuli-
schen Teil als auch fiir den berufsbezogenen Teil der
Fachhochschulreife erfiillt, erhdlt auf Antrag das
Zeugnis der Fachhochschulreife, das geméB o. g. Kul-
tusministerkonferenz-Vereinbarung bundesweit — mit
Ausnahme der Linder Bayern und Sachsen — aner-
kannt wird. Die Nichterfiillung der Voraussetzungen
fiir den berufsbezogenen Teil fithren zu einer Nicht-
anerkennung des Abschlusses.

Am 21. April 2020 hat die Kultusministerkonferenz
den Beschluss ,,Regelungen fiir die gegenseitige An-
erkennung von Abschliissen beruflicher Schulen unter
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den Gegebenheiten und Auswirkungen der Corona-
Pandemie® gefasst. Dieser enthielt u. a. die Regelung,
dass der Zuerkennung von Abschliissen und deren
Anerkennung im Abschlussjahr 2020 nicht entgegen-
steht, wenn unter anderem Praxiszeiten und Zeiten
von Betriebspraktika aufgrund der besonderen Um-
stinde der Pandemie nicht eingehalten werden kon-
nen. Zielrichtung des Beschlusses war jedoch kein ge-
nereller, von vornherein erteilter Erlass der an und fiir
sich vorgegebenen Unterrichts- und Praktikumszeiten.
Deren Erforderlichkeit wurde durch den Beschluss
grundsitzlich nicht in Frage gestellt. Die Handlungs-
option, die sich aus dem Beschluss ergab, erlaubte je-
doch, zugunsten der Schiilerin oder des Schiilers zu
reagieren, wenn sich im Einzelfall im Nachhinein
zeigt, dass die an und fiir sich zu erfiillenden Prakti-
kumszeiten pandemiebedingt nicht erfiillt werden
konnten.

In Bezug auf den angestrebten Fachhochschulreife-
abschluss zdhlt der Petent jedoch zum Abschlussjahr-
gang 2021, da ihm die Fachhochschulreife reguldr erst
nach dem Nachweis des fiir den Erwerb der Fach-
hochschulreife vorgeschriebenen einjdhrigen Prakti-
kums zuerkannt werden kann. Wenn sein Praktikum
vorzeitig endete, obliegt es ihm, fiir die verbleibende
Zeit einen anderen Praktikumsplatz zu suchen. Sollten
diese Bemiihungen keinen Erfolg haben, kann nach
Ablauf des reguldren Praktikumsjahres, das fiir den
Petenten mit der Aufnahme seines Praktikums im Au-
gust 2020 begonnen hat, entschieden werden, ob und
gegebenenfalls wie dies bei der Entscheidung iiber die
Zuerkennung der Fachhochschulreife beriicksichtigt
werden kann. Eine Suspendierung des Petenten von
der Praktikumsverpflichtung zum jetzigen Zeitpunkt
hingegen fiihrte fiir ihn zu einer Besserstellung ge-
geniiber anderen Schiilerinnen und Schiilern seines
Abschlussjahrgangs, die ihre Praktika, ein Freiwilli-
ges Soziales Jahr o.4. regulér erfiillen, und entbehrt
jeder rechtlichen Grundlage.

Im Sommer 2020, zu der Zeit, als sich der Petent um
eine Praktikumsstelle bemiihte, war die Corona-Situa-
tion vergleichsweise entspannt. Alternativ zum Prak-
tikum wére es ihm rechtlich auch moglich gewesen,
zum Beispiel ein Freiwilliges Soziales Jahr (FSJ) zu
beginnen.

Da das einjdhrige Praktikum gemd FHSRGymVO
nicht einschliagig sein muss, steht es dem Petenten
rechtlich offen, die fehlende Praktikumszeit in einem
anderen Bereich zu absolvieren, wie zum Beispiel in
Wirtschaftszweigen, die aufgrund der Corona-Situa-
tion aktuell keine Einbuflen zu verkraften haben. Ab-
geleistete Dienste im Rahmen eines freiwilligen so-
zialen oder Okologischen Jahres, des Wehr- oder
Wehrersatzdienstes oder des Bundesfreiwilligendien-
stes von unter einem Jahr werden auBerdem auf die
Dauer des Praktikums angerechnet.

Entscheidend dafiir, ob dem Petenten die Fachhoch-
schulreife nach Ablauf des reguldren Praktikumsjah-
res, das mit der Aufnahme seines Praktikums begon-
nen hat, zuerkannt werden kann, wird insoweit zu-
mindest und in jedem Fall sein, dass der Petent nach-
weisen kann, dass er sich intensiv um eine Anschluss-
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titigkeit nach Beendigung seines urspriinglich im Au-
gust 2020 begonnenen und vorzeitig im Dezember
2020 beendeten Praktikums bemiiht hat.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatterin: Miller

18. Petition 16/5076 betr. Offnungszeiten eines
Spielplatzes

Der Petent ist der Ansicht, der von ihm genannte
Spielplatz habe nur deshalb eine verkiirzte Offnungs-
zeit, weil ein Stadtrat neben dem Spielplatz wohne
und abends ,,seine Ruhe haben“ wolle. Auf allen an-
deren Spielpldtzen der Stadt seien die Offnungszeiten
auf 22:00 Uhr begrenzt; im Falle des in Rede stehen-
den Spielplatzes ende die Offnungszeit bereits um
19:00 Uhr.

Der Petent fordert eine Uberpriifung des Sachverhalts
auf eine eventuelle Vorteilsnahme durch den Stadtrat,
dariiber hinaus eine Ausweitung der Offnungszeiten
bis 22:00 Uhr und Mitteilung des fiir die verkiirzte
Offnungszeit des Spielplatzes Verantwortlichen.

Die Priifung der Petition hat Folgendes ergeben:

Nach Mitteilung der Stadtverwaltung wurde der
Spielplatz im Jahr 2009 umgestaltet. Danach sei er in
den Abendstunden vermehrt von Jugendlichen als
Treffpunkt genutzt worden. Der Verschmutzungs-
grad (durch bspw. Zigarettenstummel, Glasscherben)
und die Léarmbeldstigung flir die Anwohner hitten
deshalb stark zugenommen. Der kommunale Ord-
nungsdienst, der in der Folge damals hiufig gerufen
worden sei, habe daraufhin empfohlen, die Offnungs-
zeit auf 19:00 Uhr zu begrenzen. Es konne heute
nicht mehr genau nachvollzogen werden, wann dies
genau gewesen sei. Es sei aber auf jeden Fall vor
2014 gewesen. Inzwischen gebe es im Stadtgebiet
einen einheitlichen Spielbetrieb fiir Spielpldtze von
8:00 bis 22:00 Uhr. In Ausnahmenfillen (in der Re-
gel bei Bolzplatzen) sei die Schliezeit auf 20:00 Uhr
festgesetzt worden.

Da es bislang im betroffenen Stadtteil weder aus der
Biirgerschaft noch seitens des Ortschaftsrats den
Wunsch nach einer Ausweitung der Offhungszeit fiir
den in Rede stehenden Spielplatz gegeben habe, ist
die SchlieBzeit bislang nicht angepasst worden. Die
Stadt wird die Petition zum Anlass nehmen, den
Spielbetrieb auf dem Spielplatz zu priifen und dann
gegebenenfalls die Offnungszeit ausweiten.

Nach Auskunft der Stadt bestand die verkiirzte Off-
nungszeit schon seit mindestens vier Jahren vor dem
Zuzug des betreffenden Stadtradts. Die Stadt verwahrt
sich entschieden gegen die Unterstellung, sie habe
dem Stadtrat einen unrechtméfigen Vorteil gewéhrt.
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Rechtliche Wiirdigung:

Bei den stidtischen Spielpldtzen handelt es sich um
offentliche Einrichtungen nach § 10 Absatz 2 der Ge-
meindeordnung (GemO), die von der Stadt im Rah-
men ihres Selbstverwaltungsrechts in eigener Verant-
wortung errichtet und unterhalten werden. Ein An-
spruch auf Nutzung einer 6ffentlichen Einrichtung zu
bestimmten Zeiten gibt es nicht. § 10 Absatz 2 GemO
vermittelt lediglich ein subjektives Recht auf Benut-
zung in dem von der Stadt vorgegebenen Rahmen.

Die Aufsicht in weisungsfreien Angelegenheiten be-
schriankt sich nach § 118 Absatz 1 GemO darauf, die
GesetzmiBigkeit sicherzustellen, soweit gesetzlich
nichts anderes bestimmt ist. Anhaltspunkte fiir Rechts-
verstofle durch die Stadt, die ein Einschreiten der
Rechtsaufsichtsbehorde rechtfertigen konnten, sind
nicht ersichtlich. Fragen der ZweckmaBigkeit sind bei
Angelegenheiten der kommunalen Selbstverwaltung
einer Uberpriifung durch die Rechtsaufsicht des Lan-
des entzogen.

Ergebnis:

Der Vorwurf der Vorteilsnahme wurde {iberpriift und
konnte ausgeschlossen werden. Die Ausweitung der
Offnungszeiten wird derzeit neu evaluiert.

Beschlussempfehlung:

Mit der Zusage der Stadt, die Offnungszeit
des Spielplatzes zu tiberpriifen, wird die Pe-
tition fiir erledigt erkldrt. Dariiber hinaus
kann ihr nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Salomon

19. Petition 16/5397 betr. Gesetzesinitiative zur Di-
rektwahl des Bundesprisidenten

Der Petent bittet darum, sich fiir die Einfithrung einer
Direktwahl des Bundesprisidenten einzusetzen. Dies
soll ggf. auch im Wege eine Bundesratsinitiative er-
folgen.

Die Priifung der Petition ergab das Folgende:

Fiir eine Anderung der Regelung des Artikels 54
Grundgesetz iiber die Wahl des Bundesprisidenten
wire der Bundesgesetzgeber zustiandig. Der Petent hat
sich mit demselben Begehren bereits auch unmittelbar
an den Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages
gewandt.

Das derzeitige Wahlverfahren entspricht etablierten
Verfassungsgrundsitzen. Es wird daher kein Anlass
gesehen, eine Bundesratsinitiative mit dem Ziel einer
Direktwahl des Bundesprésidenten in die Wege zu
leiten.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Salomon

20. Petition 16/5243 betr. Rassismus
I. Gegenstand der Petition

Die Petentin macht einen ,,institutionellen Rassismus*
im deutschen Bildungssystem und an den Hochschu-
len geltend und begehrt mit dieser Begriindung die
Einfithrung bzw. Umsetzung verschiedener und nach-
folgend zusammenfassend wiedergegebenen Maf3nah-
men an den Hochschulen in Baden-Wiirttemberg. Die
MalBnahmen sollen laut der Petentin dazu dienen, den
institutionellen Rassismus* an den Hochschulen zu
erkennen, zu benennen und zu dekonstruieren. Unter
Hinstitutionellem Rassismus® versteht die Petentin
dabei die ,,Strukturen, die systematische Benachteili-
gung, Ausgrenzung und ungleiche Zugénge und Res-
sourcenverteilung reproduzieren und aufrechterhal-
ten®.

Die Petentin fordert unter anderem:

— Die Einfithrung von Antidiskriminierungsstellen
zuginglich an allen Hochschulen,

— die Anstellung von BIPoC (Abkiirzung fiir ,,Black,
Indigenous and People of Color®) mit Expertise im
Diversity Management,

— die Erarbeitung und Umsetzung von Malinahmen
zum Abbau ,,institutionell rassistischer Strukturen®,

— die (verpflichtende) Weiterbildung zum Thema
Anti-Rassismus fiir alle Personen mit ,,Lehr-, Aus-
bildungs- und Leitungsaufgaben®, z.B. durch E-
Learning-Angebote, unter Einbezug von BIPoC,

— die Uberpriifung der Fachexpertise von Dozieren-
den bei Veranstaltungen zu Themen wie z. B. Ras-
sismus, Diskriminierung, Diversitit oder soziale
Ungleichheit sowie das Bemiihen, diese Positionen
mit BIPoC zu besetzen,

— die verpflichtende Aufarbeitung von Beschwerden
in Bezug auf Rassismus anhand von ,,Trainings/
Selbstreflexionen/Beratungen/Gespriachen®, beglei-
tet durch BIPoC,

— die Uberarbeitung bestehender MaBnahmen unter
Einbezug von BIPoC sowie die Schaffung von Of-
fentlichkeit und Transparenz zu den Mafinahmen.

Die Priifung der Petition hat Folgendes ergeben:

Baden-Wiirttemberg positioniert sich klar gegen
Rassismus und Diskriminierung und fiir eine viel-
féltige und tolerante Gesellschaft. Dafiir tragen auch
die Hochschulen in Baden-Wiirttemberg Verantwor-
tung.
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Aufgrund seiner grundsitzlichen Bedeutung hat das
Wissenschaftsministerium das Thema Vielfalt und
Diversity in Wissenschaft und Forschung fest als
Hochschulaufgabe im Landeshochschulgesetz (LHG)
verankert. Die Hochschulen in Baden-Wiirttemberg
sind nach §2 Absatz 4 Satz 1| LHG aufgefordert, bei
der Erflillung ihrer Aufgaben die Vielfalt ihrer Mit-
glieder und Angehorigen zu berlicksichtigen. Die
Hochschulen tragen dabei insbesondere dafiir Sorge,
dass alle ihre Mitglieder und Angehorigen unter ande-
rem unabhéngig von der Herkunft und der ethnischen
Zugehorigkeit gleichberechtigt an der Forschung, der
Lehre, dem Studium und der Weiterbildung innerhalb
der Hochschulen teilhaben konnen. Weiterhin sind die
Hochschulen nach § 2 Absatz 4 Satz 2 LHG dazu auf-
gerufen, im Rahmen ihrer Offentlichkeitsarbeit bei
den an der Hochschule unterreprésentierten Bevolke-
rungsgruppen flir die Aufnahme eines Studiums zu
werben sowie die Integration ausldndischer Studieren-
der, die einen Studienabschluss in Baden-Wiirttem-
berg anstreben, zu fordern.

Die Hochschulen in Baden-Wiirttemberg sind bereits
jetzt gemél §4a Absatz 2 LHG verpflichtet, fiir ihre
Mitglieder und Angehorigen eine Ansprechperson fiir
Antidiskriminierung zu bestellen und Regelungen
zum weiteren Verfahren zu treffen. Die Hochschulen
wirken demnach darauf hin, dass ihre Mitglieder und
Angehorigen vor Diskriminierungen aus rassistischen
Griinden, wegen der ethnischen Herkunft oder der
religiésen und weltanschaulichen Identitdt geschiitzt
werden.

In der Gesetzesbegriindung zum Gesetzentwurf der
Landesregierung vom 20. Oktober 2020 zum Vierten
Hochschulrechtséinderungsgesetz (4. HRAG; Druck-
sache 16/9090) ist zu §4a Absatz 2 LHG ferner fest-
geschrieben, dass die Ansprechperson fiir Antidiskri-
minierung den mafigeblichen Stellen der Hochschule,
insbesondere der Hochschulleitung und dem Senat,
regelméBig, beispielsweise semesterweise oder jéhr-
lich, in anonymisierter Form tiiber ihre Arbeit berich-
ten soll. Dies soll es den Hochschulen ermoglichen,
frithzeitig von moglicherweise diskriminierungsrele-
vanten Vorfillen oder benachteiligenden Strukturen
innerhalb der Hochschule Kenntnis zu erlangen und
entsprechende MaBnahmen zu ergreifen.

Zudem gelten die Regelungen des Allgemeinen Gleich-
behandlungsgesetzes (AGG) fiir Beschéftigte unmit-
telbar und gemiB §4a Absatz 4 LHG teilweise (§7
Absatz 1, §12 Absitze 1 bis 4 sowie § 13 Absatz 1
AGQG) fiir Mitglieder und Angehédrige der Hochschu-
len, die keine Beschéftigten sind, entsprechend. Ba-
den-Wiirttemberg hat mit dieser Regelung dafiir Sor-
ge getragen, dass zum Beispiel auch Studierende teil-
weise unter Schutzbereich des AGG fallen. Die Hoch-
schulen sind nach § 13 Absatz 1 AGG verpflichtet,
Beschwerdestellen einzurichten. Beschiftigte, Mit-
glieder und Angehdrige der Hochschule haben das
Recht, sich zu beschweren, wenn sie sich unter ande-
rem aus rassistischen Griinden oder wegen der ethni-
schen Herkunft benachteiligt fithlen. Nach § 12 AGG
sind die Hochschulen zudem verpflichtet, erforderli-
che Maflnahme zum Schutz vor Benachteiligungen zu
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treffen. Dieser Schutz umfasst auch vorbeugende Maf3-
nahmen. Die Hochschulen sollen in geeigneter Art
und Weise auf die Unzuldssigkeit solcher Benachteili-
gungen hinweisen und darauf hinwirken, dass diese
unterbleiben. Der Gesetzgeber nennt beispielhaft be-
rufliche Aus- und Fortbildung als mégliche Mafnahme.

Personen, die an Hochschulen in Baden-Wiirttemberg
eine Diskriminierung erfahren (d.h. unter anderem
Mitarbeitende, Studierende), konnen sich ferner an
die Antidiskriminierungsstelle des Landes (LADS)
wenden. Die LADS fiihrt selbst keine umfassende Be-
ratung durch, sie informiert jedoch dariiber, welche
Beratungsstellen gegen Diskriminierung Betroffenen
in Baden-Wiirttemberg fiir eine Beratung zur Verfii-
gung stehen. Diese Beratungsstellen, zusammenge-
schlossen in der Landesarbeitsgemeinschaft Antidis-
kriminierungsberatung, sind Kooperationsorganisatio-
nen der LADS und werden vom Land kofinanziert.
Sie informieren und unterstiitzen alle Menschen, die
von Diskriminierung betroffen sind.

Die Hochschulen im Land verstehen sich als Orte der
Vielfalt und des wertschétzenden und respektvollen
Miteinanders. Zahlreiche Hochschulen haben tiber die
bereits genannten gesetzlichen Vorgaben hinaus ver-
schiedene MaBnahmen ergriffen, um ihre Mitglieder
und Angehorigen vor Rassismus und Diskriminierung
zu schiitzen und sich aktiv fiir Vielfalt und Diversitét
einzusetzen. Beispielhafte Maflnahmen sind die Ver-
ankerung von Diversitdt im Universitétsleitbild (z. B.
Universitit Heidelberg), die Einrichtung von Prorek-
toraten sowie Stabsstellen fiir Diversitit und Vielfalt
(z.B. Universitit Freiburg), die Verabschiedung und
Veroffentlichung von Richtlinien gegen Diskriminie-
rung und Diversity-Kodizes (z.B. Universitit Kon-
stanz), die Einrichtung von Diversitétsbiiros (z.B.
Universitit Tiibingen) sowie den Beitritt zur ,,Charta
der Vielfalt” oder dem Audit ,,Vielfalt gestalten* (z. B.
Hochschule Furtwangen, PH Freiburg).

Die Sicherstellung der jeweils konkreten fachlichen
Expertise der Dozierenden fiir die von ihnen durchge-
fihrten Veranstaltungen — auch fiir Veranstaltungen
zu Themen wie z. B. Rassismus, Diskriminierung, Di-
versitit oder soziale Ungleichheit — liegt im Verant-
wortungsbereich der Hochschulen. Inwieweit entspre-
chende Maflnahmen von BIPoC wahrgenommen oder
begleitet werden, kann nicht bewertet werden, da ent-
sprechende Erhebungen nicht vorliegen. Gleiches gilt
fir mogliche Weiterbildungsangebote im Bereich
Antidiskriminierung bzw. Anti-Rassismus einzelner
Hochschulen fiir deren Mitglieder und Angehdrige,
die nicht zentral erfasst werden.

Zusammenfassend ldsst sich festhalten, dass der Dis-
kriminierungsschutz an den Hochschulen in Baden-
Wiirttemberg — unter anderem durch die Einrichtung
von Ansprechpersonen fiir Antidiskriminierung gemaf
LHG und Beschwerdestellen fiir die Beschiftigten,
Mitglieder und Angehorigen der Hochschule geméf
AGG - bereits auf breiter rechtlicher Grundlage fest
verankert ist und die Hochschulen des Landes auch
dariiber hinaus zahlreiche Maflnahmen zum Schutz
ihrer Mitglieder vor Rassismus und Diskriminierung
umgesetzt und ergriffen haben.
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Beschlussempfehlung:

Die Petition wird, nachdem ihr mit den dar-
gelegten Mallnahmen bereits weitgehend ab-
geholfen werden konnte, fiir erledigt erklart.

Berichterstatterin: Seemann

21. Petition 16/5117 betr. Corona, Religionsfreiheit

Der Petent wendet sich mit seiner Petition im Wesent-
lichen gegen die Erméchtigungsgrundlage in § 12 Ab-
satz 3 CoronaVO, auf deren Grundlage das Kultus-
ministerium durch Rechtsverordnung weitere Vorga-
ben zum Infektionsschutz, insbesondere Obergrenzen
der Personenanzahl, erlassen kann. Der Petent begehrt
die Aufhebung der vorstehenden Vorschrift. Der Pe-
tent beruft sich auf die Glaubensfreiheit nach Artikel 4
Absatz 1 Grundgesetz (GG). Ohne ndhere Begriin-
dung sieht er einen Eingriff hierin und hélt § 12 Ab-
satz 3 CoronaVO fiir verfassungswidrig.

Die Priifung der Petition hat Folgendes ergeben:

Die Glaubensfreiheit sowie die Religionsausiibungs-
freiheit in Artikel 4 Absatz 1 GG erstreckt sich auch
auf die duBere Freiheit, den eigenen Glauben zu
betdtigen und in Gemeinschaft mit Anderen gemif
dem eigenen Selbstverstindnis Gottesdienste zu feiern.
Obergrenzen der Personenanzahl in Gottesdiensten und
dhnlichen religiosen Veranstaltungen stellen einen
Eingriff in das Recht auf Glaubensfreiheit dar.

Einschriankungen von Artikel 4 Absatz 1 GG miissen
sich aus der Verfassung selbst ergeben, weil dieses
Grundrecht keinen Gesetzesvorbehalt enthilt. Zu sol-
chen verfassungsimmanenten Schranken zdhlen die
Grundrechte Dritter sowie Gemeinschaftswerte von
Verfassungsrang. Als mit der Glaubensfreiheit in Wi-
derstreit tretendes Verfassungsgut, das einen Eingriff
in die Religionsfreiheit im vorliegenden Zusammen-
hang rechtfertigt, kommt die ebenfalls im Verfas-
sungsrang stehende staatliche Verpflichtung zum
Schutz des Lebens und der Gesundheit der Bevolke-
rung in Betracht.

Das Grundgesetz begriindet fiir den Staat in Artikel 2
Absatz 2 Satz 1 GG eine Schutzpflicht gegen Gefihr-
dungen der Grundrechte des Lebens und der kdrper-
lichen Unversehrtheit. Gegeniiber den sehr konkreten
Gefahren fiir Gesundheit und Leben muss das grund-
rechtlich geschiitzte Recht auf Religionsausiibung in
Teilen zuriicktreten. In Gottesdiensten und dhnlichen
religidsen Veranstaltungen kommen Menschen zu-
sammen. Damit wiirde sich die Gefahr der An-
steckung mit dem Virus, der Erkrankung vieler Perso-
nen (konkret zumeist gebrechliche oder kranke Men-
schen, die Trost und Zuspruch in den religiésen For-
men suchen) und der Uberlastung des Gesundheits-
wesens erheblich erh6hen, obwohl dies durch eine
Personenanzahlbeschrankung und Vorgaben zum In-
fektionsschutz hitte vermieden werden konnen. Dies

haben auch das Bundesverfassungsgericht und der
Verwaltungsgerichtshof Baden-Wiirttemberg bestétigt.

Die Einschrinkung in § 12 Absatz 3 CoronaVO in der
Fassung vom 30. November 2020 beruht auch auf der
hinreichend bestimmten gesetzlichen Grundlage in
§28a Absatz 1 Nr. 10 Infektionsschutzgesetz (IfSG).
Vor dem Hintergrund, dass §28a IfSG die mdglichen
SchutzmafBnahmen aus §28 IfSG mit Blick auf den
Bestimmtheitsgrundsatz konkretisiert, bestehen keine
verfassungsrechtlichen Bedenken gegen die Ein-
schrinkung der Religionsfreiheit. Der Verordnungs-
geber hat bei Schaffung des § 12 CoronaVO stets die
Bedeutung der verfassungsrechtlich besonders ge-
schiitzten Religionsfreiheit vor Augen gehabt.

Das Land ist sich der schwerwiegenden Folgen der
Grundrechtseinschrankungen bewusst. Das Land muss
aufgrund der sehr dynamischen Lage derzeit recht
kurzfristig Entscheidungen treffen. Hierbei hat es im-
mer zwischen dem Schutz der Bevolkerung auf der ei-
nen Seite sowie personlichen, gesellschaftlichen und
kulturellen Interessen auf der anderen Seite abzuwé-
gen. Der starke Anstieg der Infektionszahlen in dieser
zweiten Welle sowie die besorgniserregende Zahl an
Todesfillen in Zusammenhang mit dem Virus SARS-
CoV-19 lassen anderweitige Rechtsgiiter und Interes-
sen grundsétzlich hinter dem hochrangigen, vom Staat
besonders zu schiitzenden Rechtsgut des Lebens und
der Gesundheit der Bevolkerung zuriicktreten. Die
Schutzmafnahmen, die uns in der sonst gewohnten
Lebensfiihrung einschrianken, miissen dabei aber stets
in einem verfassungsrechtlich haltbaren Verhiltnis zu
den Auswirkungen im téglichen, sozialen Leben stehen.

Der Alltag soll daher nur soweit beschrinkt werden,
wie es die jeweilige Lage erfordert. Das aktuelle In-
fektionsgeschehen in Baden-Wiirttemberg ist zurzeit
sehr dynamisch; landesweit wurden sehr kritische In-
zidenzwerte erreicht. Das Gesundheitssystem droht
unter den massiven Infektionszahlen zu kollabieren
und die medizinische Versorgung der Bevdlkerung
kann bei ungebremstem Infektionsgeschehen nicht
mehr gewdhrleistet werden.

Das Land trdgt Sorge fiir seine Bevdlkerung. Ein-
schrankungen des tdglichen, sozialen Lebens werden
vor dem Hintergrund des Infektionsgeschehens diffe-
renziert betrachtet und bewertet. Daher ermdglicht die
Corona-Verordnung dem Kultusministerium in § 12
Absatz 3, im Falle einer Verschlimmerung des Pande-
miegeschehens effektiv und zeitnah zu reagieren. Bei
der derzeitigen Gefahrensituation und der sich hieran
anschliefenden dynamischen Strategie zur Bekdmp-
fung der epidemiologischen Gefahren ist es nicht hin-
nehmbar, dass die Corona-Verordnung keine Mog-
lichkeit fiir eine ausnahmsweise verschérfte Be-
schrinkung der Personenanzahl fiir Félle vorsieht, in
denen rasches Handeln erforderlich ist.

Keinesfalls positioniert sich das Land fiir oder gegen
die Religionsausiibung. Das Land sichert weiterhin
eine ungestorte Religionsausiibung zu, selbstversténd-
lich in dem Rahmen, in dem man Religionsausiibung
unter infektiologischen Gesichtspunkten vertreten
kann.
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Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Kenner

22. Petition 16/5138 betr. Beschwerde iiber Aus-
gangsbeschrinkungen wihrend der Corona-
Pandemie

Mit seiner Eingabe beanstandet der Petent insbeson-
dere die Ausgangsbeschrankungen, wie sie durch die
Verordnung der Landesregierung zur Anderung der
Corona-Verordnung vom 11. Dezember 2020 sowie
vom 16. Januar 2021 getroffen worden sind, gerade
auch vor dem Hintergrund, dass Schulen, Kindergér-
ten und Kindertagesstitten bis zum Beginn der Weih-
nachtsferien weiterhin offen waren. Hierzu schldgt er
vor, fiir Schiilerinnen und Schiiler, welche nicht {iber
die erforderliche Infrastruktur verfiigen und/oder de-
ren Eltern in der Pflege/Medizin arbeiten einen Not-
betrieb in Présenzunterricht zu organisieren. Fiir alle
anderen Schiilerinnen und Schiiler miisse es Digital-
unterricht geben.

Die Priifung der Petition hat Folgendes ergeben:

Die Mafinahmen der Landesregierung zur Bekdmp-
fung der Corona-Pandemie beruhen auf einem Ge-
samtkonzept, welches zudem weitestgehend mit den
Regierungsverantwortlichen in den anderen Bundes-
landern und dem Bund abgestimmt sind. Das Konzept
beruht darauf, die Anzahl der physischen Kontakte
unter Beachtung des Grundsatzes der Verhiltnis-
maBigkeit zu reduzieren. Bei den fiir November 2020
vorgesehenen Maflnahmen ging man — auch auf der
Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnisse — davon
aus, dass eine Senkung der Infektionszahlen durch
Einschrankungen bzw. SchlieBung von Einrichtungen,
die auf das Zusammenkommen von Menschen ange-
legt sind, wie Restaurants und Gaststitten, Messen
und Ausstellungen, Vergniigungsstitten und Freizeit-
parks, einschlieflich kultureller, sportlicher und son-
stiger Einrichtungen, die dem angenehmen Zeitver-
treib dienen, erreicht werden kann. Auch der Betrieb
von Einrichtungen, die auf die Erbringung korperna-
her Dienstleistungen ausgerichtet sind, wurde wegen
des hohen Infektionsrisikos untersagt, wobei hiervon
insbesondere medizinisch notwendige und solche
Dienstleistungen ausgenommen wurden, an deren Er-
bringung ein hohes gesellschaftliches Interesse be-
stand.

Ebenfalls von Beschriankungen ausgenommen wurden
Ansammlungen, die der Aufrechterhaltung des Ar-
beits-, Dienst- oder Geschiftsbetriebes, der offentli-
chen Sicherheit oder der sozialen Fiirsorge dienen.
Bildung ist ein hohes Gut, das den Schliissel fiir indi-
viduellen und wirtschaftlichen Wohlstand und eine
Grundlage fiir den Zusammenhalt und die Weiterent-
wicklung unserer Gesellschaft darstellt. In einer glo-
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balisierten und digitalen Welt kann unser Land auch
in Zukunft nur mit einem leistungsstarken und quali-
tativ hochwertigen Bildungssystem wettbewerbsfahig
bleiben, das an den Prinzipien von Chancengerechtig-
keit und Gleichberechtigung ausgerichtet ist. Die
SchlieBung von Schulen und Einrichtungen der Klein-
kinderbetreuung ist nur dort angezeigt, wo dies zur
Bekdmpfung der Pandemie unumgénglich notwendig
ist. Denn Fernunterricht und digitales Lernen bleibt
trotz des ihnen innewohnenden Potenzials filir die
meisten Schiilerinnen und Schiiler eine Herausforde-
rung. Der Prisenzunterricht kann durch diese Medien
nicht vollwertig ersetzt werden. Zuvorderst waren und
sind andere Maflnahmen der Kontaktreduzierung aus-
zuschopfen. Von diesen Erwidgungen, unter Beach-
tung des Grundsatzes der VerhéltnismaBigkeit, hat
sich die Landesregierung leiten lassen.

Nach Uberzeugung der Landesregierung sind Aus-
gangsbeschrinkungen, wie sie mit der 5. Verordnung
der Landesregierung zur Anderung der Corona-Ver-
ordnung vom 11. Dezember 2020 getroffen worden
sind, gesamtgesellschaftlich im Verhiltnis zu Schul-
schlieBungen als weniger einschneidend einzustufen.
Die Landesregierung greift dabei auf MalBnahmen
zurlick, die in der Vergangenheit lokal beschrankt be-
reits in sogenannten Hotspot-Gebieten im Land und in
anderen Mitgliedsstaaten der Europdischen Union
zum Einsatz gekommen sind und sich bewéhrt haben.
Vor allem die Erfahrungen in anderen Landern (z.B.
Irland, Frankreich, Italien) haben gezeigt, dass die
Anordnung von Ausgangsbeschrinkungen einen we-
sentlichen Baustein eines MaBBnahmenpakets darstellt,
mit dem das Ziel verfolgt wird, die Infektionszahlen
zu senken. Die konkreten Beschriankungen sind ab-
héngig von der jeweiligen Tag-/Nachtzeit. Das Ver-
lassen des privaten Wohnbereichs war und ist nur zu
bestimmten Zeiten und zu bestimmten Zwecken zu-
lassig. Die Kontaktreduzierungen sollen dazu beitra-
gen, dass der Eintritt einer akuten Gesundheitsnotlage
vermieden wird, d.h. eine Situation, in der die Leis-
tungsfahigkeit des Gesundheitssystems nicht mehr si-
chergestellt werden kann.

Die erheblichen Einschrinkungen in den Lebensge-
wohnheiten vieler Menschen waren der Landesregie-
rung ebenso bewusst, wie die Tatsache, dass sich die-
se Einschrankungen individuell sehr unterschiedlich
auswirken konnen. Die Pandemiebekdmpfung macht
es jedoch erforderlich, mdglichst einheitliche Vorga-
ben fiir typische Sachverhalte zu regeln und — wie
oben dargelegt — auf gesamtgesellschaftliche Priorita-
ten, ggf. auch Privilegierungen zu setzen.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Kenner
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23. Petition 16/5142 betr. Corona-Verordnung, Aus-
gangsbeschrinkungen

Mit ihrer Eingabe vom 14. Dezember 2020 beanstan-
det die Petentin die Ausgangsbeschrinkungen, wie sie
durch die Verordnung der Landesregierung zur Ande-
rung der Corona-Verordnung vom 11. Dezember 2020
getroffen worden sind, insbesondere die Festlegungen
der Tages- und Nachtzeiten auf 5:00 Uhr bis 20:00 Uhr
bzw. 20:00 Uhr bis 5:00 Uhr des Folgetags. Die Pe-
tentin mochte erreichen, dass die Bestimmungen iiber
die Ausgangsbeschrankungen iiberpriift werden, da
diese einen erheblichen Eingriff in die Freiheitsrechte
bedeuten, was sich zum Beispiel beim Einkaufen
deutlich auswirkt. Auch stellt sie die Wirksamkeit der
Mafnahmen insgesamt in Frage.

Die Priifung der Petition hat Folgendes ergeben:

Mit der 5. Verordnung zur Anderung der Corona-Ver-
ordnung vom 11. Dezember 2020 hat die Landesre-
gierung auf die besorgniserregende Entwicklung des
Infektionsgeschehens im Land reagiert und das bishe-
rige Mallnahmenpaket zur Bekdmpfung der Corona-
Pandemie unter anderem durch die Anordnung von
Ausgangsbeschrankungen im Sinne von § 28a Absatz 2
Nr.2 IfSG erginzt. Die konkreten Beschrinkungen
sind abhédngig von der jeweiligen Tag-/Nachtzeit. Das
Verlassen des privaten Wohnbereichs war nur zu be-
stimmten Zeiten und zu bestimmten Zwecken zulds-
sig. Denn die Landesregierung hat festgestellt, dass
mit den seit 1. November 2020 angeordneten Maf3-
nahmen im Rahmen des sog. ,,Lockdown light zwar
das exponentielle Wachstum des Infektionsgeschehens
zundchst gestoppt werden, das Ziel einer Umkehrung
der bedrohlichen Entwicklung hingegen nicht erreicht
werden konnte. Daher mussten unverziiglich durch
zusitzliche MaBBnahmen die Anzahl an Kontakten in
der Bevolkerung auf ein absolutes MindestmaB redu-
ziert werden, um den Eintritt einer akuten Gesund-
heitsnotlage zu vermeiden, d.h. eine Situation, in der
die Leistungsfahigkeit des Gesundheitssystems nicht
mehr sichergestellt werden konnte.

Die Landesregierung hat auf Mafnahmen zuriickge-
griffen, die in der Vergangenheit lokal beschriankt be-
reits in sog. Hotspot-Gebieten im Land und in anderen
Mitgliedsstaaten der Européischen Union zum Einsatz
gekommen sind und sich bewéhrt haben. Vor allem
die Erfahrungen in Irland, Frankreich, Italien haben
gezeigt, dass die Anordnung von Ausgangsbeschrin-
kungen, wesentliche Bausteine eines effektiven Maf3-
nahmenpakets sind. Denn das Virus breitet sich durch
Tropfcheninfektion und Aerosole aus, seine Bekdmp-
fung muss daher bei der Reduzierung der physischen
Kontakte ansetzen und Begegnungen von Menschen
auf das unerlésslich notwendige reduzieren.

Der Erfolg hat sich nicht zuletzt darin gezeigt, dass
die Anzahl der Neuinfektionen in Baden-Wiirttem-
berg deutlich schneller gesunken ist als in Bundeslan-
dern ohne Ausgangsbeschriankungen. Dies kann eben
auch auf das verdnderte Freizeitverhalten zuriickge-
fiihrt werden. Menschen haben sich seltener zu priva-
ten Zwecken und Feiern getroffen. Das Ansteckungs-

risiko gerade unter engen Angehdrigen und Freunden
wird gelegentlich unterschitzt, ist aber dennoch gege-
ben. Dass sich die Einschridnkungen individuell sehr
unterschiedlich auswirken konnen, war der Landes-
regierung bewusst. Die Pandemiebekdmpfung macht
es jedoch erforderlich, mdglichst einheitliche Vorga-
ben fiir typische Sachverhalte zu regeln, wobei beson-
deren personlichen Hérten bei Vorliegen von triftigen
Griinden durch entsprechende Ausnahmen begegnet
werden konnte. Eine Ausweitung der Offnungszeiten
bei Lebensmittelgeschédften und Mérkten war jedoch
nicht angezeigt.

Sowohl im Dezember 2020 als auch im Januar 2021
hat der Verwaltungsgerichtshof Baden-Wiirttemberg
die RechtmiBigkeit dieser infektionsschiitzenden Maf3-
nahme bestitigt. Aufgrund des landesweiten Riick-
gangs bei den Infektionszahlen hat der Verwaltungs-
gerichtshof die flichendeckende Fortgeltung der Aus-
gangsbeschriankungen beanstandet. Die hochstrichter-
liche Entscheidung zeigt aber auch, dass solche Be-
schrankungen in Regionen mit besonders hohen Inzi-
denzwerten auf der Grundlage von kommunalen All-
gemeinverfiigungen zuléssig sind, weil dann dem In-
fektionsschutz Vorrang vor den allgemeinen Frei-
heitsrechten beizumessen ist.

Beschlussempfehlung:
Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Kenner

24. Petition 16/5084 betr. Funkturm
I. Gegenstand der Petition

Die Petenten wenden sich gegen den geplanten Bau
eines ca. 16 m hohen Mobilfunksendemasts und for-
dern die Ablehnung des bei der zustdndigen unteren
Baurechtsbehorde anhdngigen Bauantrags bzw. eine
Standortverlegung mit groBerem Abstand zu empfind-
lichen Einrichtungen wie Schule und Kindergarten.

II. Die Priifung der Petition ergab Folgendes:
1. Sachverhalt

Mit Antrag vom 29. Juni 2020 wurde die Baugeneh-
migung fiir die Errichtung einer Mobilfunksendean-
lage mit einem Stahlrohr-Antennenmast sowie Out-
doortechnik auf Fundamentplatte beantragt.

Das Vorhaben befindet sich im planungsrechtlichen
AuBlenbereich nach §35 Baugesetzbuch (BauGB).
Ferner befindet sich das Vorhaben in einem FFH-Ge-
biet, grenzt unmittelbar an ein Landschaftsschutzge-
biet an und ist etwa 60 m von der ndchsten Wohnbe-
bauung entfernt. Entgegen der Angaben der Petenten
befindet sich das Vorhaben nicht im Landschafts-
schutzgebiet und nicht in der Néhe eines Vogel-
schutzgebiets.
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Unter Vorbehalt der naturschutzrechtlichen Anforde-
rungen sind die Genehmigungsvoraussetzungen grund-
sdtzlich gegeben. Aufgrund des Umstands, dass das
geplante Vorhaben in einem FFH-Gebiet liegt, wurde
durch das Baurechtsamt die untere Naturschutzbehor-
de im Landratsamt angehort. Diese hat zur abschlie-
Benden Beurteilung verschiedene Unterlagen nachge-
fordert. Im Baugenehmigungsverfahren wurden im
Ubrigen alle weiteren Triiger &ffentlicher Belange,
deren Aufgabenbereiche beriihrt sind, zum Vorhaben
beteiligt. Entgegenstehende 6ffentliche Belange wur-
den keine geltend gemacht.

Die Petenten beantragen die Versagung der Bauge-
nehmigung, hilfsweise die Suche nach einem alterna-
tiven Standort.

2. Rechtliche Beurteilung
2.1 Baurecht

Nach § 58 Absatz 1 Satz 1 Landesbauordnung (LBO)
ist die Baugenehmigung zu erteilen, wenn dem geneh-
migungspflichtigen Vorhaben keine von der Bau-
rechtsbehdrde zu priifenden o6ffentlich-rechtlichen
Vorschriften entgegenstehen.

Der Baurechtsbehdrde ist bei vorgenannter Rechts-
grundlage kein Ermessen eingerdumt, vielmehr hat
der Bauantragsteller einen Rechtsanspruch auf Ertei-
lung der Baugenehmigung, wenn das Vorhaben mit
den von der Baurechtsbehorde zu priifenden offent-
lich-rechtlichen Vorschriften im Einklang steht.

Baurechtlich verfahrensfrei sind nach Ziffer 5 c) des
Anhangs zu § 50 Absatz 1 LBO Antennen einschlie3-
lich Masten bis 10 m Hoéhe und zugehoriger Versor-
gungseinheiten bis 10 m*® Brutto-Rauminhalt sowie,
soweit sie in, auf oder an einer bestehenden baulichen
Anlage errichtet werden, die damit verbundene Nut-
zungsidnderung oder bauliche Anderung der Anlage;
fir Mobilfunkantennen gilt dies mit der Maligabe,
dass deren Errichtung mindestens acht Wochen vor-
her der Gemeinde angezeigt wird.

Da der geplante Mast eine Gesamthdéhe von 16,00 m
aufweist, féllt dieser nicht unter die verfahrensfreien
Vorhaben.

Im konkreten Fall handelt es sich um eine bauliche
Anlage im Sinne des §29 BauGB mit bodenrechtli-
cher Relevanz, deren bauplanungsrechtliche Zuléssig-
keit sich nach den §§ 30 ff. BauGB richtet.

Das Baugrundstiick befindet sich auflerhalb des Gel-
tungsbereichs eines Bebauungsplans und aufBerhalb
eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils im soge-
nannten Auflenbereich. Die bauplanungsrechtliche Zu-
lassigkeit des Vorhabens ist somit geméf § 35 BauGB
zu beurteilen.

Mobilfunkanlagen sind nach § 35 Absatz 1 Nummer 3
BauGB privilegiert zuldssig, wenn 6ffentliche Belange
nicht entgegenstehen, die ausreichende ErschlieBung
gesichert ist und wenn sie der offentlichen Versor-
gung mit Telekommunikationsdienstleistungen dienen.
Dariiber hinaus miissen sie einen spezifischen Stand-
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ortbezug aufweisen. Dies bedeutet, dass das Vorhaben
seinem Wesen und Gegenstand nach auf die geografi-
sche und geologische Eigenart des konkreten Stand-
orts angewiesen sein muss. Der Nachweis des spezifi-
schen Standortbezugs wurde vom Antragsteller er-
bracht. Vonseiten der unteren Naturschutzbehorde
wurden jedoch aus fachspezifischen Griinden weitere
Untersuchungen nachgefordert. Insofern ist festzustel-
len, dass die Privilegierung nach §35 Absatz 1 Num-
mer 1 BauGB davon abhidngt, zu welchem Ergebnis
die untere Naturschutzbehdrde nach Priifung der noch
nachzureichenden Unterlagen kommt. Sofern diese zu
dem Ergebnis kommt, dass gegen naturschutzrecht-
liche Bestimmungen verstoBen wird, d.h. 6ffentliche
Belange dem Vorhaben entgegenstehen, so miisste die
beantragte Genehmigung fiir das Vorhaben durch die
zustandige untere Baurechtsbehorde versagt werden.

Durch die Vorlage der Standortbescheinigung vom
23. April 2020 hat die Betreiberseite nachgewiesen,
dass die Anforderungen der 26. Verordnung zur
Durchfiihrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(26. BImSchV) und somit die bendtigten Sicherheits-
absténde eingehalten sind.

Aus bauordnungsrechtlicher Sicht ist festzustellen,
dass die Abstandsflichen geméfl § 5 LBO eingehalten
werden. Nach § 5 Absatz 7 LBO betrigt die Tiefe der
Abstandsflachen allgemein 0,4 der Wandhohe, bei ei-
ner Hohe von 16 m generiert der Mast demnach eine
Abstandsfldachentiefe von 6,40 m. Diese wird auf dem
Baugrundstiick eingehalten. Siidlich erstreckt sich die
Abstandsflachentiefe bis zur Mitte des angrenzenden
Feldweges. Dies ist gemall §5 Absatz 2 Satz 1 und 2
LBO nicht zu beanstanden. Danach miissen die Ab-
standsflichen auf dem Grundstiick selbst liegen. Sie
diirfen nach Satz 2 auch auf offentlichen Verkehrs-
flichen und offentlichen Wasserflichen liegen, bei
beidseitig anbaubaren Flédchen jedoch nur bis zu deren
Mitte.

2.2 Naturschutz

Zur Priifung der natur- und artenschutzrechtlichen Be-
lange sind vorliegend — auch aufgrund der Lage in
einem FFH-Gebiet — eine FFH-Vorpriifung, eine Ein-
griffs-Ausgleichs-Bilanz, eine Priifung artenschutz-
rechtlicher Betroffenheiten sowie Aussagen zu Bau-
zeiten und Bauablauf notwendig. Die Nachforderun-
gen der unteren Naturschutzbehérde sind insofern
nicht zu beanstanden und gerechtfertigt.

2.3 Immissionsschutz

Bei der Mobilfunksendeanlage handelt es sich um
eine nicht genehmigungsbediirftige Anlage im Sinne
von §22 BImSchG. Nicht genehmigungsbediirftige
Anlagen sind nach §22 Absatz 1 BImSchG so zu er-
richten und zu betreiben, dass schidliche Umweltein-
wirkungen verhindert werden, die nach dem Stand der
Technik vermeidbar sind und nach dem Stand der
Technik unvermeidbare schiadliche Umwelteinwir-
kungen auf ein Mindestmall beschrinkt werden.
Schidliche Umwelteinwirkungen sind nach §3 Ab-
satz 1 BImSchG Immissionen, die nach Art, Ausmal}
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oder Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nach-
teile oder erhebliche Beléstigungen fiir die Allge-
meinheit oder die Nachbarschaft herbeizufiihren. In
der 26. BImSchV sind zum Schutz vor schédlichen
Umwelteinwirkungen Immissionsgrenzwerte fiir die
elektrische und magnetische Feldstirke festgelegt.
Zum Nachweis der Gewihrleistung des Schutzes von
Personen in den durch den Betrieb von ortsfesten
Funkanlagen entstehenden elektromagnetischen Fel-
dern werden Standortbescheinigungen von der Bun-
desnetzagentur auf der Grundlage der Verordnung
iiber das Nachweisverfahren zur Begrenzung elektro-
magnetischer Felder (BEMFV) erteilt. Soweit die
Vorgaben der 26. BImSchV wie im konkreten Fall
eingehalten sind (vgl. § 3 BEMFV), wird die Stand-
ortbescheinigung fiir die geplante Mobilfunksendean-
lage erteilt.

Aus der Standortbescheinigung ergibt sich ein Ab-
stand, der fiir den konkreten Standort in Hauptstrahl-
richtung einen standortbezogenen Sicherheitsabstand
in Metern ausweist. Die hiernach sichergestellten
Grenzwerte der 26. BImSchV dienen geméal §23 Ab-
satz 1 Satz 1 BImSchG dem Schutz der Nachbarschaft
und der Allgemeinheit vor schiadlichen Umweltein-
wirkungen.

II1. Ergebnis

Aus den o.a. Darlegungen ergibt sich, dass die Bau-
antragspriifung noch nicht abgeschlossen und daher
das Verfahren noch offen ist.

Dem Anliegen der Petenten kénnte nur dann abgehol-
fen werden, soweit die abschlieBende Priifung der zu-
standigen unteren Baurechtsbehorde ergibt, dass der
geplante Standort der Mobilfunksendeanlage natur-
schutzrechtlichen Vorschriften zuwiderlduft, also dem
Vorhaben offentlich-rechtliche Belange entgegenste-
hen. Andernfalls ist das Bauvorhaben privilegiert im
planungsrechtlichen Auflenbereich zulédssig, dem An-
liegen konnte dann nicht entsprochen werden.

Beschlussempfehlung:

Soweit die laufende Priifung ergeben sollte,
dass der geplante Standort der Mobilfunk-
sendeanlage naturschutzrechtlichen Vor-
schriften zuwiderlduft, kann dem Anliegen
der Petenten entsprochen und die Petition
fur erledigt erklart werden. Dariiber hinaus
kann der Petition nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Miller

25. Petition 16/5087 betr. Betriebsuntersagungen in
der Gastronomie

Mit ihrer Eingabe vom 29. Oktober 2020 wendet sich
die Petentin gegen die Untersagung des Betriebs von
Einrichtungen der Gastronomie. Sie weist darauf hin,
dass in der Gastronomie mit groBem Aufwand, Enga-

gement und der notwendigen Sorgfalt Hygienekon-
zepte erstellt und die Einhaltung der Regeln beauf-
sichtigt wurden. Deshalb sei hier das Infektionsrisiko
deutlich niedriger einzustufen als beispielsweise in
Schulen oder dem offentlichen Nahverkehr. Sie sieht
durch die Betriebsuntersagungen die wirtschaftliche
Existenz vieler Gastronomiebetriebe stark gefahrdet,
Nutzen der gesetzlichen MaBnahmen stiinden aus ih-
rer Sicht in keiner Relation zu den zu erwartenden
Verlusten fiir die Betreiber.

Die Priifung der Petition hat Folgendes ergeben:

Mit der zum 2. November 2020 in Kraft getretenen
Corona-Verordnung haben Bund und Lénder auf die
seit Herbst 2020 stark ansteigenden Infektionszahlen
reagiert. Es hatte sich ndmlich gezeigt, dass allein
durch Hygienekonzepte, Abstandsgebote und techni-
sche Vorkehrungen die Ausbreitung des Virus SARS-
CoV-2 nicht effektiv verhindert werden konnte. Im
Gegenteil, es war zu einem exponentiell steigenden
Wachstum bei einem insgesamt diffusen Infektions-
geschehen gekommen. Bei bis zu Zweidrittel der
Neuinfektionen konnten die Kontakte durch die Ge-
sundheitsdmter nicht mehr nachverfolgt und Infek-
tionsketten nicht mehr unterbunden werden. In dieser
Situation bestand dringender Handlungsbedarf. Die
Regierungschefinnen und Regierungschefs haben da-
her auf der Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnis-
se MafBnahmen beraten und ein bundesweit abge-
stimmtes Vorgehen beschlossen.

Da die Hauptiibertragungswege fiir das Virus SARS-
CoV-2 Tropfcheninfektionen und Aerosole sind, war
es geboten, diese Ubertragungswege durch eine starke
Reduzierung der physischen Kontakte zu unterbinden.
Die MaBnahmen zur Kontaktreduzierung waren
primér auf publikumsintensive Bereiche wie Freizeit-,
Kunst- und Kultureinrichtungen, Sportanlagen, Hotel
und Gastronomie sowie bestimmte koérpernahe
Dienstleistungen gerichtet. Fiir die Zukunftsfahigkeit
und den Zusammenhalt in unserer Gesellschaft iiber-
ragend wichtige Bereiche wurden von den Betriebs-
schlieBungen teilweise ausgenommen. Dazu gehdrten
insbesondere Bildung und Betreuung fiir Kleinkinder,
Schiilerinnen und Schiiler, Angebote der sozialen Fiir-
sorge, Einzelhandel und Gewerbe sowie Einrichtun-
gen der Daseinsfiirsorge. Aus gebotenen Griinden der
VerhiltnisméBigkeit wurden zur Kompensation der
wirtschaftlichen Einbuf3en der betroffenen Betriebe Ent-
schiadigungen von bis zu 75 % des Umsatzes bezogen
auf den Vergleichsmonat des Vorjahres beschlossen.

Angesichts der dargestellten Infektionslage standen
mildere Mittel um die Pandemie einzuddmmen und
Gefahren fiir Leben und Gesundheit der Bevolkerung
abzuwenden, nicht zur Verfiigung. Trotz der positiven
Tendenz besteht nach wie vor eine zu hohe Infekti-
onslage. Es ist ebenfalls zu beriicksichtigen, dass sich
derzeit ein Anstieg der — nach aktuellen Erkenntnis-
sen — problematischeren, da ansteckenderen Virus-
mutationen beobachten ldsst.

Es ist bedauerlich, aber derzeit aus Griinden des In-
fektionsschutzes nicht zu vermeiden, dass insbeson-
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dere die Betreiberinnen und Betreiber der oben ge-
nannten Einrichtungen weiterhin von Schliefungen
betroffen sind. Diese Betriebsuntersagungen werden
durch die Landesregierung jedoch regelmifig auf ihre
Geeignet-, Erforderlich- und VerhédltnismaBigkeit
iberpriift.
Beschlussempfehlung:

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Miller

23.6.2021 Der Vorsitzende:

Marwein
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	1. Mit Schreiben vom 14. März 2020 wurden den Schulen Informationen zur Gestaltung der durch die Maßnahme der Schulschließung bedingten unterrichtsfreien Zeit im Schuljahr 2019/2020 übermittelt. Die Schulen wurden gebeten sicherzustellen, dass die Schülerinnen und Schüler Unterrichtsmaterialien zur Bearbeitung zu Hause erhalten und von ihren Lehrkräften beim Lernen unterstützt werden. Sicherlich konnten diese Maßnahmen keinen Unterricht vor Ort ersetzen, konnten aber doch dafür sorgen, dass sich die Schüler
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	3. Für das Schuljahr 2020/2021 hat das Kultusminis terium ein Konzept entwickelt, dessen zentrales Anliegen es ist, dass die Schülerinnen und Schüler in der Regel im Präsenzunterricht in der Schule unterrichtet werden. Mit dieser Vorgehensweise steht Baden-Württemberg im Einklang mit den Beschlüs sen der Kultusministerkonferenz, die am 18. Juni 2020 entschieden hat, dass im Schuljahr 2020/2021 auch an allen weiterführenden Schulen im regulären Schulbetrieb nach geltenden Stundentafeln in den Schulen vor Ort
	-
	-
	-
	-

	 
	4. Verpflichtende Grundlage für diesen Schulbetrieb unter Pandemiebedingungen ist das Kerncurriculum des Bildungsplans, das auf drei Viertel der Unterrichtszeit ausgelegt ist.  
	-
	-

	 
	5. Schülerinnen und Schülern, die nicht am Präsenzunterricht teilnehmen können, wird eine Lehrkraft als Tutorin bzw. als Tutor zugewiesen, die das Lernen der Schülerinnen und Schüler begleitet.  
	-
	-

	 
	6. Unterstützt werden die Schulen bei der Unterrichtsgestaltung im Zusammenspiel von Präsenz- und Fernunterricht durch Angebote des Zentrums für Schulqualität und Lehrerbildung (ZSL). 
	-

	 
	7. Mit Schreiben vom 6. Januar 2021 hat das Kultusministerium den auf der Grundlage der politischen Entscheidung der Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsidenten und der Bundeskanzlerin am 5. Ja nuar 2021 getroffenen Beschluss der Landesregierung kommuniziert, wonach für die Schülerinnen und Schüler ab der Klassenstufe 5 zunächst Fernunterricht angeboten wird, für den die seit Juli 2020 landesweit verbindlichen Qualitätskriterien und Vor gaben gelten. 
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Beschlussempfehlung:  
	 
	Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 
	 
	Berichterstatter: Miller 
	 
	 
	 
	 
	 
	3. Petition 16/5131 betr. Corona-Verordnung, Kon taktbeschränkungen an Weihnachten 
	-

	 
	Der Petent wendet sich gegen die in der Verordnung der Landesregierung über infektionsschützende Maßnahmen gegen die Ausbreitung des Virus SARS-CoV-2 in der ab 16. Dezember 2020 gültigen Fassung (CoronaVO) festgelegten Beschränkungen. Dies betrifft insbesondere die Kontaktbeschränkungen nach  § 9 CoronaVO. Der Petent sieht darin eine Diskriminierung von Familien.  
	-
	-
	-

	 
	Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben:  
	 
	Mit der gegenständlichen CoronaVO reagiert die Landesregierung auf die besorgniserregende Entwicklung des Infektionsgeschehens im Land und ergänzt das bisherige Maßnahmenpaket zur Bekämpfung der Co rona-Pandemie – auf Grundlage des Beschlusses der Bundeskanzlerin mit den Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsidenten vom 13. Dezember 2020 – um weitere einschneidende Maßnahmen.  
	-
	-

	 
	Diese Entscheidung trägt den besorgniserregenden Entwicklungen eines erneuten exponentiellen Wachstums des Infektionsgeschehens Rechnung. Dies hat es erforderlich gemacht, unverzüglich durch zusätzliche Maßnahmen die Anzahl an Kontakten in der Bevölkerung auf ein absolutes Mindestmaß zu reduzieren. Es gilt den Eintritt einer akuten Gesundheitsnotlage zu vermeiden, d. h. eine Situation, in der die Leistungsfähigkeit des Gesundheitssystems nicht mehr sichergestellt werden kann.  
	-
	-
	-
	-

	 
	Der Landesregierung ist bewusst, dass mit den Maßnahmen erhebliche Eingriffe in die Grundrechte der betroffenen Bürgerinnen und Bürger verbunden sind. Dem Schutz der Gesundheit und dem Leben der Bevölkerung kommt jedoch eine hohe verfassungsrechtliche Bedeutung zu. Dies gilt es bei der Abwägung mit den sonstigen Grundrechten und Rechtsgütern zu berücksichtigen.  
	-
	-
	-

	 
	Gerade mit Blick auf die hohe Bedeutung von Weihnachten für Familien hat die Landesregierung mit § 9 Absatz 1 Nr. 3 CoronaVO eine Ergänzung zu den bisherigen Regelungen für private Zusammenkünfte vorgenommen. An den Weihnachtsfeiertagen, also in der Zeit vom 24. bis 26. Dezember 2020, können sich die Angehörigen des eigenen Haushalts mit bis zu vier weiteren Personen aus dem engsten Familienkreis treffen – unabhängig von der Anzahl der Haushalte, denen die vier Personen angehören. Eine dieser vier Personen 
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Beschlussempfehlung: 
	 
	Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 
	 
	Berichterstatter: Miller 
	 
	 
	 
	 
	 
	4. Petition 16/5223 betr. Schulwesen (G9) 
	 
	Der Petent fordert die vollständige Rückkehr zum neunjährigen Bildungsgang am allgemein bildenden Gymnasium, wenigstens jedoch für jede Schülerin bzw. jeden Schüler die realistische Chance auf einen Platz in einem gymnasialen neunjährigen Bildungsgang. 
	 
	Die Forderung wird begründet mit dem Mehrgewinn an Zeit, sodass man die Gymnasialzeit „entspannter angehen“ könne. Auch habe die Corona-Pandemie  gezeigt, dass mehr Zeit benötigt werde, um auch in unvorhergesehen auftretenden Situationen Stress zu vermeiden. 
	 
	Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben: 
	 
	Auch im Gymnasium müssen Schulprogramm und Zeit für außerschulisches Engagement, für Familie und Freunde, für sportliche und musische Interessen für die Kinder und Jugendlichen vereinbar bleiben. Das Kultusministerium hat deshalb bereits vor etlichen Jahren die Eckpunkte des baden-württembergischen Gymnasiums definiert und dabei unter anderem die Wochenstundenzahl für die jeweiligen Klassen stufen festgelegt sowie die Pflichtstundenzahl bis zum Abitur reduziert. 
	-
	-
	-

	 
	Seit dem Schuljahr 2010/2011 werden zudem an allen allgemein bildenden Gymnasien in Baden-Württemberg Poolstunden für individuelle Förderung eingesetzt. Mit diesen Stunden werden die Programme „Gut ankommen am Gymnasium“ in der Unterstufe, „Den eigenen Weg finden“ in der Mittelstufe und „Sicher zum Abitur“ in der Oberstufe erfolgreich umgesetzt; flankiert werden diese Förderbausteine von unterstützenden Maßnahmen wie beispielsweise der Hausaufgabenbetreuung. 
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Entscheidung der Landesregierung, am achtjährigen Bildungsgang festzuhalten, wird durch die Studie „Konsequenzen der G8-Reform“ von Herrn Professor Dr. Ulrich Trautwein (Universität Tübingen) aus dem Jahr 2015 bestätigt, in der aufgezeigt wird, dass es in den Abiturjahrgängen 2011, 2012 und 2013 keine  Unterschiede bei den Abiturnoten der ersten G8- und letzten G9-Schülerinnen und -Schüler und keine signifikanten Unterschiede bei den Kompetenzen in Mathematik, Physik und Biologie gab. In Bezug auf die z
	-
	-
	-
	-

	 
	Eine Untersuchung der Stiftung Mercator aus dem Jahr 2017 bestätigt diese Ergebnisse. Hierbei handelt es sich um eine Erhebung und Zusammenstellung verschiedener empirischer Studien in Deutschland zur Einführung und zu den Folgen der G8-Reform. Die zentrale Erkenntnis dieser Untersuchung von Herrn Professor Dr. Olaf Köller vom Leibniz-Institut für die Pädagogik der Naturwissenschaften und Mathematik in Kiel ist, dass die G8-Reform keine negativen Folgen hat. Zwischen G8- und G9-Abiturientinnen und  -Abituri
	-
	-
	-

	 
	Dass in Baden-Württemberg seit der Einführung des achtjährigen Bildungsgangs 2004 immer mehr Schülerinnen und Schüler an das allgemein bildende Gymnasium wechseln, ist ebenfalls ein Hinweis darauf, dass die Schülerinnen und Schüler mit der Dauer des Bildungsgangs insgesamt gut zurechtkommen.  
	-
	-

	 
	Im Übrigen hat die Landesregierung dafür gesorgt, dass den Schülerinnen und Schülern in Baden-Württemberg ausreichend viele Alternativen zur Wahl stehen, neben dem achtjährigen Gymnasium in einem anderen Zeitkorridor zum Abitur zu gelangen. Zu nennen sind hier die Gemeinschaftsschulen, die einen neunjährigen Bildungsgang zum Abitur ermöglichen, sowie der Weg über die beruflichen Gymnasien.  
	-
	-

	 
	Auch auf die Auswirkungen der Corona-Pandemie konnte das Kultusministerium unter anderem mit den folgenden Maßnahmen reagieren, um die Anschluss fähigkeit aller Schülerinnen und Schüler sicherzustellen: 
	-
	-

	 
	1. Mit Schreiben vom 14. März 2020 wurden den Schulen Informationen zur Gestaltung der durch die Maßnahme der Schulschließung bedingten unterrichtsfreien Zeit im Schuljahr 2019/2020 übermittelt. Die Schulen wurden gebeten sicherzustellen, dass die Schülerinnen und Schüler Unterrichtsmaterialien zur Bearbeitung zuhause erhalten und von ihren Lehrkräften beim Lernen unterstützt werden. Sicherlich konnten diese Maßnahmen keinen Unterricht vor Ort ersetzen, konnten aber doch dafür sorgen, dass sich die Schüleri
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	2. Außerdem wurde in den letzten beiden Wochen der Sommerferien das Lern- und Förderprogramm „Lern brücken“ angeboten. Es ermöglichte Schülerinnen und Schülern, versäumten Unterrichtsstoff aufzuholen, Lerninhalte zu wiederholen und gezielt an Lernschwierigkeiten zu arbeiten, damit sie gut vorbereitet und motiviert in das neue Schuljahr starten konnten. Das Programm richtete sich ins besondere an Schülerinnen und Schüler an Vollzeitschularten, die durch das Fernlernen nur punktuell oder gar nicht erreicht we
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	3. Für das Schuljahr 2020/2021 hat das Kultusminis terium ein Konzept entwickelt, dessen zentrales Anliegen es ist, dass die Schülerinnen und Schüler in der Regel im Präsenzunterricht in der Schule unterrichtet werden. Diese Vorgehensweise steht im Einklang mit den Beschlüssen der Kultusministerkonferenz, die am 18. Juni 2020 entschieden hat, dass im Schuljahr 2020/2021 auch an allen weiterführenden Schulen im regulären Schulbetrieb nach geltenden Stundentafeln in den Schulen vor Ort unterrichtet werden sol
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	4. Verpflichtende Grundlage für diesen Schulbetrieb unter Pandemiebedingungen ist das Kerncurriculum des Bildungsplans, das auf drei Viertel der Unterrichtszeit ausgelegt ist.  
	-
	-

	 
	5. Unterstützt werden die Schulen bei der Unterrichtsgestaltung im Zusammenspiel von Präsenz- und Fernunterricht durch Angebote des Zentrums für Schulqualität und Lehrerbildung (ZSL). 
	-

	 
	6. Mit Schreiben vom 6. Januar 2021 hat das Kultusministerium den auf der Grundlage der politischen Entscheidung der Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsidenten und der Bundeskanzlerin am 5. Ja nuar 2021 getroffenen Beschluss der Landesregierung kommuniziert, wonach für die Schülerinnen und Schüler ab der Klassenstufe 5 zunächst Fernunterricht angeboten wird, für den die seit Juli 2020 landesweit verbindlichen Qualitätskriterien und Vorgaben gelten. 
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Beschlussempfehlung: 
	 
	Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 
	 
	Berichterstatter: Miller 
	 
	 
	 
	 
	 
	5. Petition 16/5202 betr. Pflege von Grabstätten nach dem Gräbergesetz in Rexingen 
	 
	Der Petent bringt vor, dass auf dem jüdischen Friedhof in Rexingen, einem Stadtteil der Stadt Horb am Neckar, drei Soldaten des Ersten Weltkrieges bestattet seien. Damit fielen diese Grabstätten unter den Schutz des Gräbergesetzes. Der Petent bringt weiter vor, dass diese Grabstätten nicht als Grabstätten nach dem Gräbergesetz durch die nach Landesrecht zuständige Behörde geführt werden. Damit verbunden sei, dass eine dauerhafte Erhaltung und Pflege der Grabstätten nicht gewährleistet sei. 
	-
	-

	 
	Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben: 
	 
	Die Stadt führt aus, dass die in der Petitionsschrift genannten Grabstätten innerhalb des jüdischen Friedhofs Rexingen lägen. Dieser Friedhof werde – wie die in der Petitionsschrift genannten Grabstätten – dauerhaft erhalten. Sowohl die Pflege als auch die Verkehrssicherung der Gräber und der Friedhofsanlage sei sichergestellt. Die Stadt führt weiter aus, dass die vom Petenten angeführten drei Grabstätten in der bei ihr geführten Ausfertigung der Kriegsgräberliste aufgelistet seien.  
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die vom Petenten angeführten Kriegsgräber sind Gräber, die unter das Gesetz über die Erhaltung der Gräber der Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft (Gräber gesetz) in der Fassung der Bekanntmachung vom  16. Januar 2012, das zuletzt durch Artikel 3 Absatz 2 des Gesetzes vom 4. Dezember 2018 geändert worden ist, fallen. 
	-
	-
	-

	 
	Als zuständige Behörden für die Feststellung der Gräber, den Nachweis in Gräberlisten und die Fortschreibung der Gräberlisten sind im Land die Gemeinden bestimmt. Danach ist die Stadt Horb am Neckar zuständig für die Feststellung der Gräber, den Nachweis in Gräberlisten und die Fortschreibung der Gräber listen, für die auf ihrem Gebiet liegenden Gräber, die unter das Gräbergesetz fallen. Dieser Verpflichtung kommt die Stadt auch im Falle der in der Petitionsschrift genannten Grabstätten nach. 
	-
	-
	-
	-
	-

	Ergebnis: 
	 
	Die vom Petenten angeführten Kriegsgräber sind in der bei der Stadt Horb am Neckar geführten Ausfertigung der Kriegsgräberliste aufgeführt, ihre dauerhafte Erhaltung und Pflege sind gewährleistet. 
	-

	 
	Beschlussempfehlung:  
	 
	Die Petition wird für erledigt erklärt. 
	 
	Berichterstatter: Behrens 
	 
	 
	 
	 
	 
	6. Petition 16/3611 betr. Bausache 
	 
	I. Gegenstand der Petition 
	 
	Im Anschluss an das abgeschlossene Petitionsverfahren 16/2392 (vgl. Drucksache 16/6178) wendet sich der Petent erneut gegen den Um- und Ausbau des bestehenden Wohn- und Geschäftshauses […]-Straße 46 einschließlich der bereits erteilten Baugenehmigung und wasserrechtlichen Genehmigung für das Bauvorhaben. Nach Auffassung des Petenten enthält der Bericht zur Petition 16/2392 in Drucksache 16/6178 Unstimmigkeiten und unzulängliche sachfremde Aus sagen.  
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	In wasserrechtlicher Hinsicht wendet sich der Petent gegen die teilweise Überbauung des Gewässerrandstreifens sowie gegen die Errichtung des Vorhabens im festgesetzten Überschwemmungsgebiet. Insbesondere wendet sich der Petent gegen die auf dem Grundstück vorgenommenen Abgrabungen. Insoweit würden sämtliche Genehmigungsvoraussetzungen fehlen und es sei das hochwasserrechtliche Rücksichtnahmegebot nach § 78 Absatz 5 Satz 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) verletzt. Die Errichtung von Granitstelen an der Grenze zu
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Dem Petitionsausschuss seien u. a. diese Anforderungen und Sachverhalte seitens der verschiedenen Be hörden nicht vorgelegt worden. So liege eine eindeu tige Falschaussage vor, dass für die Sicherung des Wasserabflusses im Falle eines Hochwassers und zur Aufrechterhaltung der Fließwege auf eine mögliche Grenzbebauung (Richtung Norden) verzichtet werden könne und durch einen Abstand von 2,50 m zum Nachbargebäude keine negativen Auswirkungen auf den Hochwasserabfluss zu erwarten seien. Weiterhin werde fälschl
	-
	-
	-
	-

	 
	Gemäß dem Fazit der Petition richtet sich die erneute Petition darauf, den Nachbarschutz wiederherzustellen und die Stadt zu verpflichten, den Anbau zurückzubauen bzw. wieder zu entfernen. Weiter soll die Stadt bzw. der Wasserverband verpflichtet werden, die ohne Vorwarnung oder Benachrichtigung durch das Einrammen von Flussbausteinen am 15. Dezember 2012 sowie von Spundwänden in der Woche nach Ostern 2018 verursachten massiven Schäden am petitionsgegenständlichen Gebäude […]-Straße 44 zu ersetzen. 
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	II. Die Prüfung der Petition ergab Folgendes: 
	 
	1. Sachverhalt 
	 
	Das Baugrundstück liegt im Innenstadtbereich und befindet sich nach den Hochwassergefahrenkarten (HWGK) des Landes Baden-Württemberg vollständig innerhalb des Überschwemmungsgebietes des dortigen Gewässers. Der Anbau an das Wohn- und Geschäftshaus […]-Straße 46 befindet sich teilweise im Gewässerrandstreifen. 
	-
	-

	 
	Die Stadt hat mit Entscheidung vom 3. Dezember 2018 die Baugenehmigung und die wasserrechtliche Genehmigung nach § 78 Absatz 5 WHG sowie die widerrufliche wasserrechtliche Befreiung nach § 29 Absatz 4 Wassergesetz (WG) von dem Verbot des Bauens im Gewässerrandstreifen nach § 29 Absatz 3 Nr. 2 WG erteilt. 
	-
	-
	-

	 
	Das genehmigte Bauvorhaben sieht einen Anbau an das bestehende Gebäude für einen gastronomischen Betrieb sowie eine Geländeabgrabung zur Anpassung an bestehende Geländeverhältnisse vor. Diese Abgrabung wurde zunächst zur teilweisen Kompensation für den mit dem Anbau verbundenen Retentionsraumverlust von insgesamt 26 m³ herangezogen. Der verbleibende Retentionsraumverlust von 12,4 m³ wurde über das Hochwasserschutzregister der Stadt ausgeglichen. Mittlerweile wurde der Ausgleich des Verlusts von verlorengehe
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Das Bauvorhaben ist zwischenzeitlich errichtet. Im Rahmen der Ausführung des Vorhabens erfolgte eine Abgrabung im nördlichen Bereich des Grundstücks, welches direkt an die im Miteigentum des Petenten stehende Garage angrenzt. An der nördlichen Grundstücksgrenze erfolgte eine Grenzbefestigung mittels Granitstelen.  
	-

	 
	2. Beurteilung des Falles, insbesondere rechtliche Wür digung 
	-

	 
	2.1 Bauvorhaben […]-Straße 46 
	 
	2.1.1 Bauen im Gewässerrandstreifen 
	 
	Dieser Sachverhalt war bereits Bestandteil der Peti tion 16/2392. Der Petent trägt keine neuen Gesichtspunkte vor, die zu einer Neubewertung der Sach- und Rechtslage führen. 
	-
	-

	2.1.2 Bauen im Überschwemmungsgebiet 
	 
	Das Grundstück wird entsprechend der HWGK des Landes Baden-Württemberg bei einem 100-jährlichen Hochwasserabfluss vollständig überflutet. Somit befindet sich der Vorhabenstandort in einem Überschwemmungsgebiet nach § 76 WHG i. V. m. § 65 Absatz 1 Nr. 2 WG.  
	-
	-

	 
	2.1.2.1 Fehlerhafte bzw. unvollständige Planunterlagen 
	 
	Der Petent bringt vor, dass die Antragsunterlagen des Bauvorhabens für eine abschließende Bewertung des Vorhabens, insbesondere in Bezug auf die Hochwassergefährdung, nicht vollständig und ausreichend gewesen seien. Eine Prüfung des Bauvorhabens im Hinblick auf dessen Hochwassergefährdung konnte nach Ansicht des Petenten somit nicht in ausreichendem Maße erfolgen. 
	-
	-
	-

	 
	Die vom Petenten als in den Bauunterlagen fehlend dargelegten Informationen entstammen dem Hin weisblatt „Hinweise für Bauvorhaben in festgesetz- ten Überschwemmungsgebieten und in Risikogebieten außerhalb von Überschwemmungsgebieten“ vom 9. Februar 2015 einer Fortbildungsgesellschaft für Gewässerentwicklung. Die in diesem Hinweisblatt enthaltenen Hinweise stellen, wie unter Ziffer 1 dieses Hinweisblattes formuliert, keine verbindlichen Durchführungsregeln für Zulassungsverfahren dar, sondern sind beispielh
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die untere Wasserbehörde hat bei der Prüfung des Bauvorhabens die damit einhergehende mögliche Hoch wassergefährdung erkannt, auch ohne dass die Höhenangaben für das HQ100 in Schnitten und Ansichten des Bauvorhabens in den Bauunterlagen dargestellt sind. Zu den Bauunterlagen gehörte im Übrigen die Retentionsberechnung des Ingenieurbüros F. in den Fassungen vom 4. September 2017 und 29. Oktober 2018. In dieser Berechnung war sowohl die Lage des Vorhabenstandortes im Überschwemmungsgebiet sowie der Bemessungs
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	2.1.2.2 Einhaltung der Voraussetzungen des § 78 Absatz 5 Satz 1 WHG  
	-

	 
	Nach § 78 Absatz 4 Satz 1 WHG ist die Errichtung und die Erweiterung baulicher Anlagen nach §§ 30, 33, 34 und 35 Baugesetzbuch (BauGB) in festgesetzten Überschwemmungsgebieten grundsätzlich untersagt. Abweichend von § 78 Absatz 4 Satz 1 WHG kann die zuständige Behörde nach § 78 Absatz 5 Satz 1 Nr. 1 WHG die Errichtung und Erweiterung einer baulichen Anlage genehmigen, wenn im Einzelfall die in Buchstabe a) bis d) aufgeführten Voraussetzungen vorliegen oder die nachteiligen Auswirkungen durch Nebenbestimmung
	-
	-

	 
	Die untere Wasserbehörde hat das Vorliegen dieser Voraussetzungen im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens geprüft und in der Stellungnahme vom  20. April 2018 deren Vorliegen für die Erteilung der wasserrechtlichen Genehmigung bestätigt. Lediglich eine Anpassung der Erdgeschossfußbodenhöhe an die Wasserspiegellage bei HQ100 war aufgrund des Anbaus an das denkmalgeschützte Gebäude nicht möglich. Zur Sicherstellung, dass das Bauvorhaben trotzdem hochwasserangepasst ausgeführt wird, wurde in der Stellungnahme 
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Der Petent macht geltend, dass durch die Ausführung des Vorhabens, insbesondere die vorgenommenen Abgrabungen, die wasserrechtlichen Ausnahmevoraussetzungen nach § 78 Absatz 5 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a) bis d) WHG in Bezug auf das konkret ausgeführte Vorhaben nicht vollständig erfüllt sind. Durch die Anordnung des Anbaus und die vorgenommenen Abgrabungen werde der Wasserstand und der Hochwasserabfluss nachteilig verändert. Zudem sei der Anbau nicht hochwasserangepasst ausgeführt. 
	-
	-
	-
	-

	 
	Nach Auffassung des Umweltministeriums sind die in  § 78 Absatz 5 Satz Nr. 1 Buchst. a) bis d) WHG genannten Voraussetzungen für die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung weiterhin gegeben: 
	-
	-

	 
	a) Retentionsraumausgleich 
	 
	Bereits in der Petition 16/2392 hat der Petent vorgebracht, dass der Retentionsraumverlust aufgrund von falschen Grundlagen berechnet worden sei. Die Ermittlung der Wasserspiegelveränderungen infolge der örtlichen Hochwasserschutzmaßnahmen in den benachbarten Kommunen war schon Gegenstand verschiedener Verfahren. Insoweit wird auch auf die Aus führungen in den Petitionen 16/2392 (vgl. Drucksache 16/6178) und 16/1630 (vgl. Drucksache 16/3743) verwiesen. Neue Gesichtspunkte trägt der Petent nicht vor.  
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	b) Keine nachteilige Veränderung des Wasserstandes und des Abflusses bei Hochwasser 
	 
	Nach § 78 Absatz 5 Satz 1 Nr. 1 Buchst. b) WHG darf der Wasserstand und der Abfluss bei Hochwasser nicht nachteilig durch das Vorhaben verändert werden. Der Nachweis hierfür erfolgte mit der Retentionsraumberechnung des Ingenieurbüros F. in den Fassungen vom 4. September 2017 und 29. Oktober 2018. Danach hat die Baumaßnahme auf die berechneten Wasserstände beim HQ100 keinen Einfluss. 
	-
	-

	 
	Das Grundstück […]-Straße 46 befindet sich hinter einer bestehenden Hochwasserschutzmauer. Somit liegt dieses Grundstück außerhalb des Hochwasserabflussquerschnittes. Folglich sind im Vorhabenbereich keine hohen Fließgeschwindigkeiten zu erwarten.  
	-

	 
	Durch die Freihaltung eines 2,50 m breiten Korridors zwischen dem Anbau und der Garage im nördlichen Grundstücksbereich und der Außenbewirtschaftungsfläche im westlichen Grundstücksbereich, werden die Fließwege weiterhin aufrechterhalten. Durch die vorgenommenen Abgrabungen zur Geländeanpassung wird zudem zusätzlicher Rückhalteraum auf dem Grundstück […]-Straße 46 zur Verfügung gestellt. Ursprünglich befand sich im Bereich des Anbaus ein Blechschuppen in einem geringeren Abstand zur Hochwasserschutzmauer al
	-
	-

	 
	Nachdem sich der Anbau und die vorgenommene Abgrabung außerhalb des Strömungsbereiches des Gewässers befinden, ist keine nachteilige Veränderung des Wasserstandes und des Hochwasserabflusses nach § 78 Absatz 5 Satz 1 Nr. 1 b) WHG zu erwarten. 
	-
	-

	 
	c) Keine Beeinträchtigung des bestehenden Hochwasserschutzes 
	-

	 
	In der Umgebung bzw. im Wirkbereich des Bauvorhabens befindet sich lediglich die entlang des Grundstückes verlaufende Hochwasserschutzmauer. Der Anbau ist ausreichend von dieser Hochwasserschutzmauer entfernt und auch die vorgenommene Abgrabung wirkt sich nicht auf die Hochwasserschutzmauer aus. Die aktuell vorgenommene Erhöhung der Hochwasserschutzmauer durch die Stadt erfolgte planmäßig von der Wasserseite aus. 
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Folglich sind mit dem genehmigten Bauvorhaben keine Auswirkungen auf die bestehende Hochwasserschutzmauer bzw. deren Funktion verbunden. Dementsprechend wird mit diesem Vorhaben der bestehende Hochwasserschutz gemäß § 78 Absatz 5 Satz 1 Nr. 1 Buchst. c) nicht beeinträchtigt. 
	-
	-
	-
	-

	 
	d) Hochwasserangepasste Ausführung 
	 
	Die Forderung nach einer hochwasserangepassten Ausführung des Bauvorhabens gemäß § 78 Absatz 5 Satz 1 Nr. 1 Buchst. d) WHG beinhaltet den Schutz vor Hochwassergefahren für das Gebäude und die Schadensminimierungspflicht, d. h. die Pflicht, das Schadenspotenzial im Hochwassergefahrenfall möglichst niedrig zu halten. Die untere Wasserbehörde des Landratsamts hat in ihrer Stellungnahme vom 19. Dezember 2017 an das Baurechtsamt vorgegeben, dass die Belange des Hochwasserschutzes und der Hochwasservorsorge zu be
	-
	-
	-

	 
	Ein vollständiges Ausweichen aus der Gefahrenzone war in diesem Fall nicht möglich, da aus Gründen des Denkmalschutzes eine Anhebung der Erdgeschoss fußbodenhöhe über die Wasserlinie bei HQ100 nicht umsetzbar war. Allerdings wurde auf eine Unterkellerung verzichtet und ein bestehender Kellerraum verfüllt. Wohn- und Schlafräume sind nicht betroffen. Auch befindet sich in diesem Gebäude keine Ölheizung. Dementsprechend erfüllt das Bauvorhaben die wasserrechtlichen Vorgaben nach einer hochwasser angepassten Au
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Zu dem Vortrag des Petenten, dass der Anbau aufgrund seiner nicht hochwasserangepassten Ausfüh rung bereits bei einem Hochwasserabfluss von HQ20 bzw. HQ30 geflutet wird, wird wie folgt Stellung genommen:  
	-
	-
	-

	 
	Die bestehende Hochwasserschutzmauer bis hin zur Brücke A. ist durchgehend höher als die in der Hochwassergefahrenkarte angegebene Wasserspiegellage bei einem 10-jährlichen Hochwasserereignis (HQ10). In der Hochwassergefahrenkarte ist für das Grundstück […]-Straße 46 im Bereich des Anbaus jedoch eine Überflutung bei HQ10 dargestellt. Nachdem die Wasserspiegellage bei HQ10 entsprechend der Hochwasserrisikomanagement-Abfrage bei 240,20 m üNN liegt, die Bestandsmauer dagegen am niedrigsten Punkt eine Höhe von 
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Wasserspiegellagen bei einem Hochwasserabfluss von HQ20 bzw. HQ30 liegen für diesen Bereich nicht vor. Die Wasserspiegellage bei einem 50-jähr lichen Hochwasserereignis liegt entsprechend der HWGK im Bereich dieses Bauvorhabens jedoch bei 241,14 m üNN. Die Höhe der bestehenden Hochwasserschutzmauer bis hin zur Brücke A. weist in diesem Bereich (mit einer Höhe von 241,37 m üNN am niedrigsten Punkt) durchgehend eine größere Höhe auf. Dementsprechend wird der Vorhabenbereich auch bei einem 50-jährlichen Ho
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Zusammenfassend wird festgehalten, dass bei dem Bauvorhaben […]-Straße 46 die Ausnahmevoraus setzungen des § 78 Absatz 5 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a) bis d) WHG eingehalten werden. 
	-

	 
	e) Verletzung des hochwasserrechtlichen Rücksichtnahmegebots nach § 78 Absatz 5 Satz 2 WHG 
	-

	 
	Der Petent führt an, dass bei der Prüfung der wasserrechtlichen Ausnahmevoraussetzungen nach § 78 Absatz 5 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a) bis d) WHG die Auswirkungen auf die Nachbarschaft nicht berücksichtigt und somit das hochwasserrechtliche Rücksichtnahmegebot des § 78 Absatz 5 Satz 2 WHG nicht beachtet wurde. 
	-
	-
	-
	-

	 
	Das Vorliegen der Ausnahmevoraussetzungen nach  § 78 Absatz 5 Satz 1 Nr. 1 a) bis d) WHG wurde im Frühjahr 2018 seitens des Landratsamts nochmals geprüft und mit der Stellungnahme vom 20. April 2018 bestätigt. In dieser Stellungnahme werden zwar die einzelnen Ausnahmegenehmigungen geprüft und deren Einhaltung dargelegt, auf mögliche Auswirkungen auf die Nachbarschaft wird jedoch nicht gesondert eingegangen. Diese fehlende Erwähnung nimmt der Petent als Beleg dafür, dass seitens der unteren Wasserbehörde die
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Dies ist jedoch nicht der Fall. Die untere Wasserbehörde hat diese drittschützende Wirkung bei der Prüfung der Ausnahmevoraussetzungen durchaus be rücksichtigt.  
	-
	-

	 
	Hierzu führt das Verwaltungsgericht Karlsruhe in einem Beschluss vom 2. August 2018 aus, dass eine  generelle drittschützende Wirkung der einschlägigen hochwasserrechtlichen Vorschriften nicht anzunehmen ist. Vielmehr kommt es bei der Drittanfechtungssituation darauf an, ob das hochwasserrechtliche Rücksichtnahmegebot durch die wasserrechtliche Zulassung eines Bauvorhabens verletzt wird. Dies ist dann der Fall, wenn die angegriffene behördliche Maßnahme zu einer nicht hinnehmbaren Beeinträchtigung des betro
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Wie oben unter 2.1.2.2 dargelegt, werden bei dem Bauvorhaben die Ausnahmevoraussetzungen eingehalten, ohne dass sich hierdurch im Hinblick auf die Hochwassergefahren Beeinträchtigungen für das Grundstück und das Gebäude des Petenten ergeben. Folglich ist nicht ersichtlich, dass sich durch das Bauvorhaben eine für das Grundstück des Petenten spürbare Beeinträchtigung in den durch die hochwasserrechtlichen Vorschriften geschützten Belange ergibt. 
	-
	-
	-
	-

	 
	Nach Auffassung des Petenten ergeben sich des Weiteren aufgrund der tatsächlich vorgenommenen Abgrabungen unzumutbare Beeinträchtigungen für das in seinem Miteigentum stehende Grundstück bzw. die Garage. Herr B., welcher im Rahmen der Durchführung der innörtlichen Hochwasserschutzmaßnahmen auf Wunsch des Petenten als externer Sachverständiger hinzugezogen wird, hat mit Datum 10. Oktober 2019 eine gutachterliche Stellungnahme zu den Lösungsvarianten für das Gebäude und die Stütz mauer auf dem Grundstück […]-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die hierzu abgegebene fachliche Stellungnahme des bei dem Bauvorhaben […]-Straße 46 tätigen Statikers vom 4. November 2019 wurde der höheren Baurechtsbehörde beim Regierungspräsidium vorgelegt und wurde im Rahmen des baurechtlichen Berichts vom 13. Januar 2020 berücksichtigt. Fragestellungen zur Standfestigkeit der Garage aufgrund der Abgrabung beim Bauvorhaben sind baurechtlicher Natur (siehe unter 2.6). 
	-
	-

	 
	Aus wasserrechtlicher Sicht stellt sich die Thematik wie folgt dar: 
	 
	Die Nutzungsbeschränkungen der §§ 78 ff. WHG knüp fen an die Hochwassergefahr für Grundstücke in einem tatsächlich bestehenden Überschwemmungsgebiet an. Es soll verhindert werden, dass sich die bestehende Hochwassergefahr durch den weiteren Verlust von Rückhalteraum verschärft und dadurch Menschen und Sachwerte gefährdet werden. 
	-
	-
	-
	-

	 
	Laut der gutachterlichen Stellungnahme von Herrn B. vom 10. Oktober 2019 könnte das Wasser im Hochwasserfall mit steigendem Grundwasserstand auch hinter der Hochwasserschutzwand bis über Oberfläche Gelände ansteigen und ufernahe Stadtbereiche überfluten. Die Häufigkeit dieser Überflutung und deren Dauer ist jedoch abhängig von der Jährlichkeit des Hochwasserereignisses und dessen Dauer. Ein Grundwasseranstieg erfolgt in der Regel zeitverzögert zu der Hochwasserwelle.  
	-
	-
	-
	-

	 
	DIN 19712 gibt Hinweise zum Bau von technischen Hochwasserschutzanlagen. Dabei ist zu beachten, dass technische Hochwasserschutzeinrichtungen keine völlig dichten Bauwerke sind, sondern je nach Bauweise landseitig mehr oder weniger Dränage- bzw. Sickerwasser anfallen kann. Der Austausch zwischen Grundwasser und Fließgewässer darf aber durch die gegebenenfalls entstehende Abriegelung (Dichtung, Hochwasserschutzwand) nicht relevant verändert werden. Die Ertüchtigung der Hochwasserschutzmaßnahme erfolgte nach 
	-
	-
	-
	-

	 
	Die aufgrund möglichen Druck- und Sickerwassers folgende zeitweise Beeinträchtigung der Nutzung land seitiger Gebiete muss aber laut DIN 19712 beachtet werden. Aus § 5 WHG ergibt sich, dass gegebenenfalls im Rahmen der Eigenvorsorge vom Eigentümer Maßnahmen zum Schutz vor nachteiligen Hochwasserfolgen (d. h. einschließlich Druck- und Sickerwasser) und zur Schadensminderung getroffen werden müssen.  
	-
	-
	-

	 
	Die Problematik des aufsteigenden Grundwassers ergibt sich unabhängig von dem Bauvorhaben und auch unabhängig von der Sanierung der Hochwasserschutz mauer. Es ist jedoch davon auszugehen, dass es mit der Fertigstellung des Hochwasserrückhaltebeckens O. zu einer weiteren Verbesserung kommen wird, da die Höhe des Hochwassers und der daraus folgende mögliche Grundwasseranstieg vermindert wird.  
	-
	-

	 
	Dementsprechend kann sich der Petent nicht auf eine Verletzung des hochwasserrechtlichen Rücksichtnahmegebots des § 78 Absatz 5 Satz 2 WHG berufen.  
	-

	 
	2.1.3 Fehlende wasserrechtliche Genehmigung für die vorgenommenen Abgrabungen 
	 
	Der Petent führt an, dass für die durchgeführte Geländeabgrabung ein separates Wasserrechtsverfahren erforderlich gewesen wäre. Bei der Geländeabgrabung handelt es sich jedoch nicht um eine selbstständige Abgrabung. Die Abgrabung zur Neugestaltung des Geländes erfolgte im direkten Zusammenhang mit dem Bauvorhaben und war Bestandteil des Genehmigungsverfahrens. 
	-
	-
	-

	 
	Die Retentionsraumberechnung enthält unter Ziffer 4 „Grundlagen Planungsgelände“ die Aussage: „Die Geländehöhe des geplanten Biergartens auf der Westseite zwischen dem Bestandgebäude und der Mauer [zu dem Gewässer] soll auf dem bestehenden Niveau erhalten bleiben. Die westlich und nördlich an den Anbau angrenzenden Außenanlagen sollen auf das Niveau des Biergartengeländes im Mittel um ca. 0,45 m auf 240,90 m üNN abgegraben werden. Dadurch kann auch ein Teil des durch den Anbau verlorengehenden Retentionsvol
	-
	-
	-

	 
	Ziel der Abgrabungen war danach in erster Linie, ein einheitliches Geländeniveau der Außenflächen des Vorhabens zu schaffen. Als Bestandteil des Bauvorhabens bedurften die Abgrabungen keiner gesonderten wasserrechtlichen Zulassung. Vielmehr ist die Abgrabung Bestandteil der Baugenehmigung und der wasserrechtlichen Ausnahmegenehmigung nach § 78 Absatz 5 WHG. 
	-
	-
	-

	 
	Soweit der Petent beanstandet, dass ein Retentionsraumausgleich grundsätzlich nicht innerhalb eines Überschwemmungsgebietes hergestellt werden kann, da dort Vertiefungen und Abgrabungen verboten seien, ist dies unzutreffend.  
	-

	 
	Gemäß § 78 Absatz 5 Satz 1 Nr. 1 WHG ist verlorengehender Rückhalteraum umfang-, funktions- und zeitgleich auszugleichen. Ein funktionsgleicher Retentionsraumausgleich kann jedoch nur innerhalb eines Überschwemmungsgebietes erfolgen. Der Retentionsausgleich kann durch eine Maßnahme des Bauherrn selbst oder nach § 65 Absatz 3 Satz 2 WG über ein Hochwasserschutzregister erfolgen, dem kommunale Maßnahmen zur Schaffung von Rückhalteraum zugrunde liegen.  
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	2.1.4 Fehlende wasserrechtliche Ausnahmegenehmigung 
	-

	 
	Soweit der Petent in seinem Schreiben vom 20. Oktober 2019 geltend macht, dass in der Baugenehmigung die wasserrechtliche Genehmigung für das Bauen im Überschwemmungsgebiet gar nicht erteilt worden sei, ist Folgendes zu bemerken: Bereits in der Petition 16/2392 wird darauf hingewiesen, dass die ursprünglich am 19. Oktober 2018 erteilte Baugenehmigung aufgrund einer durch das Landratsamt gesetzten neuen wasserrechtlichen Sachlage durch eine Baugenehmigung vom 3. Dezember 2018 ersetzt wurde. In der Entscheidu
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	2.1.5 Ausweisung eines Baugebietes im Überschwem mungsgebiet 
	-

	 
	Bei dem Anbau an das Gebäude […]-Straße 46 handelt es sich um ein Einzelbauvorhaben. Für die erforderliche wasserrechtliche Gestattung kommt aus schließlich die wasserrechtliche Ausnahmegenehmigung nach § 78 Absatz 5 WHG in Betracht. Die vom Petenten vorgebrachten Ausführungen zur Ausweisung eines neuen Baugebietes nach § 78 Absatz 2 WHG sind daher unzutreffend.  
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	2.1.6 Errichtung einer Grenzbefestigung mit Granitstelen im Überschwemmungsgebiet 
	-

	 
	Der Petent führt an, dass entlang der Grenze zu seinem Grundstück widerrechtlich eine Grenzbefestigung aus Granitstelen errichtet wurde. Diese Granitstelen wurden aufgrund der vorgenommenen Abgrabungen entlang der Garagenwand sowie weiterführend in dem Bereich zwischen der Garage und der Hochwasserschutzmauer errichtet. Sie sind jedoch nicht Bestandteil der baurechtlichen Genehmigung und der wasserrechtlichen Ausnahmegenehmigung vom 3. Dezember 2018. Die Stadt hat die Errichtung der Granitstelen entlang der
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	In einem Überschwemmungsgebiet ist gemäß § 78a Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 WHG die Errichtung von Mauern, Wällen oder ähnlichen Anlagen, die den Wasserabfluss behindern können, untersagt. Aufgrund ihres Verlaufs quer zur Fließrichtung des Gewässers und ihrer Höhe stellen diese Granitstelen in dem Bereich zwischen der Hochwasserschutzmauer und der Garage ein Abflusshindernis im Hochwasserfall dar. Folglich ist diese Grenzbefestigung mit Granitstelen in diesem Bereich gemäß § 78a Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 WHG nicht zul
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Lediglich im weiteren Verlauf stellt diese Grenzbe festigung keine Behinderung des Wasserabflusses dar, da diese hier entweder entlang des Garagengebäudes oder höhengleich zu bereits vorhandenen Mauern und Befestigungen verläuft. Ein Rückbau ist daher hier nicht erforderlich. 
	-
	-

	 
	Mit Schreiben vom 23. September 2019 hat das Landratsamt den Bauherrn daher aufgefordert, die aus Granitstelen bestehende Grenzbefestigung in dem aufgezeigten Abschnitt zu entfernen. 
	-
	-
	-

	 
	2.2 Brücke A. 
	 
	Die Höherlegung der Brücke war ebenfalls schon Gegenstand der Petition 16/2392. Es wird daher auf den Bericht zur Petition 16/2392 verwiesen. 
	-

	 
	Soweit der Petent geltend macht, dass die Vorschrift des § 77 WHG nicht beachtet worden sei, wird ergänzend ausgeführt: 
	-

	 
	Gemäß § 77 Absatz 1 Satz 1 WHG sind Überschwemmungsgebiete im Sinne des § 76 WHG in ihrer Funktion als Rückhalteflächen zu erhalten. Soweit überwie gende Gründe des Wohls der Allgemeinheit dem entge genstehen, sind rechtzeitig die notwendigen Ausgleichs maßnahmen zu treffen (§ 77 Absatz 1 Satz 2 WHG).  
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Unter natürlichen Rückhalteflächen sind Landareale zu verstehen, die aufgrund ihrer besonderen Nähe zu dem jeweiligen Gewässer dem Hochwasser durch ihre zumeist seitliche Ausdehnung über das Ufer hinaus Ausbreitungsmöglichkeiten geben und auf diese Weise einen beschleunigten Abfluss des Wassers zumeist stromabwärts verhindern. Bereits bebaute Flächen und regelmäßig auch Flächen innerhalb im Zusammenhang bebauter Ortsteile fallen jedoch nicht unter den Begriff „Rückhalteflächen“, da sie durch menschliche Nut
	-
	-
	-
	-

	 
	2.3 Bauvorhaben in der unmittelbaren Nähe 
	 
	Neue Anhaltspunkte führt der Petent nicht an. Es wird auf den Bericht zur Petition 16/2392 verwiesen. 
	 
	2.4 Funktionsfähigkeit der Retentionsmulde „O.“ 
	 
	Der Petent hat insoweit keine neuen Gesichtspunkte vorgetragen. Die Funktionsfähigkeit der Retentionsmulde war bereits Gegenstand der Petition 16/1630.
	-

	2.5 Schäden Gebäude […]-Straße 44 
	 
	Der Petent begehrt auch die Verpflichtung der Stadt bzw. des Wasserverbands, die ohne Vorwarnung oder Benachrichtigung durch das Einrammen von Fluss bausteinen am 15. Dezember 2012 sowie von Spundwänden in der Woche nach Ostern 2018 verursachten massiven Schäden am Gebäude […]-Straße 44 zu ersetzen.  
	-
	-
	-

	 
	Der Petent macht gemäß der Niederschrift über ein Gespräch im Rathaus am 10. April 2018 geltend, dass die zu diesem Zeitpunkt stattgefundenen Baumaßnahmen zwecks Errichtung von innerörtlichen Hochwasserschutzmaßnahmen zwischen dem Parkhaus Stadtmitte und dem Gebäude […]-Straße 44 Schäden an seinem im Miteigentum stehenden Gebäude […]-Straße 44 hervorgerufen hätten. Solche Schäden seien auch im Jahr 2012 durch das Einrammen tonnenschwerer Flussbausteine durch eine Firma im Auftrag der Stadt entstanden. 
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Anfang April 2018 in der Nachbarschaft des Gebäudes […]-Straße 44 durchgeführten Arbeiten erfolgten im Zuge der Errichtung der innerörtlichen Hochwasserschutzmaßnahmen. Mit Beschluss des Landratsamts vom 12. Oktober 2015 war der Plan für die örtlichen Hochwasserschutzmaßnahmen festgestellt worden. Die sofortige Vollziehung der Entscheidung wurde angeordnet. Die Hochwasserschutzplanung wurde bereits ausführlich in der Petition 16/1630 dargestellt.  
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Der Planfeststellungsbeschluss vom 15. Dezember 2015 enthält keine Vorgaben zur Durchführung von Beweissicherungsanträgen. In Abschnitt V wird im Hinweis Nr. 1 jedoch darauf hingewiesen, dass der Antragsteller für alle Schäden haftet, die durch den Bau und den Betrieb der Anlage entstehen. 
	 
	Die Stadt hatte der Erbengemeinschaft des Gebäudes […]-Straße 44 im Dezember 2017 einen Vereinbarungsentwurf übersandt, welcher u. a. eine Verpflichtung der Stadt vorsah, vor Beginn der Baumaßnahmen ein Beweissicherungsverfahren durchzuführen. Eine Unterzeichnung ist nicht erfolgt. Von Seiten des Petenten wurden u. a. statische und geologische Berechnungen für das Gebäude […]-Straße 44 gefordert. Mit Schreiben vom 20. März 2018 wandte sich die P.-GmbH im Auftrag der Stadt an die Erbengemeinschaft zur Durchf
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Für den Bereich der Grundstücke der Erbengemeinschaft sehen die Planungen vor, die vorhandene Mauer entlang des Grundstücks […]-Straße 44 zu ertüch tigen und zu erhöhen. Nach Umsetzung dieser Maßnahmen sind sowohl das Grundstück als auch das Gebäude […]-Straße 44 soweit geschützt, dass ein 100-jährliches Hochwasserereignis (HQ100) ohne Klimazuschlag und Freibord schadlos abgeführt werden kann (vgl. Petition 16/1639). Im Planfeststellungsbeschluss vom 12. Oktober 2015 finden sich folgende Ausführungen: „Mit 
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Seit Sommer 2018 stand das Landratsamt in Kontakt zu dem Petenten. Insbesondere war die notwendige Untersuchung und Überprüfung der vorhandenen Mauer im Bereich des Grundstücks […]-Straße 44 in der Diskussion. Mit Schreiben vom 25. Juni 2018 übersandte das Landratsamt dem Petenten den Vereinbarungsentwurf vom 7. Dezember 2017 zwecks Herstellung des örtlichen Hochwasserschutzes an den Grundstücken […]-Straße 42 und […]-Straße 44. Das Landratsamt kündigte in diesem Schreiben den Erlass einer Anordnung zur Dul
	-

	 
	In einer gemeinsamen Besprechung mit Vertretern der Stadt und dem Petenten am 13. August 2018 wurde vereinbart, dass der Petent einen Sachverständigen seines Vertrauens für die Abstimmung des Untersuchungsrahmens und der Sanierungsmaßnahmen hinzuziehen darf. Von Seiten des Petenten wurde Herr B. vorgesehen.  
	-
	-

	 
	Am 4. Dezember 2018 fand eine umfangreiche Besprechung zum weiteren Vorgehen mit dem Petenten, der Stadt, dem Landratsamt und beteiligten Ingenieurbüros statt. Die Kosten von Herrn B. für die Teilnahme an diesem Gespräch übernahm das Landratsamt. Ein Ergebnis dieses Gesprächs war die zukünftige Einbindung von Herrn B. als externer Sachverständiger zur Abstimmung des Rahmens der Untersuchungen an der genannten Mauer, zur Bewertung und Beurteilung der Untersuchungsergebnisse sowie zur Abstimmung der eventuell
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Vereinbart wurde weiter, dass das Ingenieurbüro F. das genaue Untersuchungsprogramm der Mauer entlang des Grundstücks und des Gebäudes […]-Stra- ße 44 im Detail mit Herrn B. abstimmen wird. 
	-

	Der Vermerk vom 28. März 2019 über die Besprechung vom 4. Dezember 2018 enthält folgende Aussage: „Herr [B.] weist darauf hin, dass die möglichen Vorschädigungen des Gebäudes […]-Straße 44 vorab gründlich zu erheben sind. Hierfür ist ausreichend, dass die von der [P.]-GmbH vorgenommene Beweissicherung um Übersichtsbilder für die einzelnen Räum lichkeiten ergänzt wird. Erst dann lassen sich die erfassten Schadensbilder räumlich zuordnen. Nach Abschluss aller Arbeiten wird eine Abschlussdokumentation für die 
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Mit E-Mail vom 28. März 2019 stimmte der Petent den in dem Protokoll vom 28. März 2019 vermerkten Untersuchungsmaßnahmen zu. Am 3. April 2019 fand ein Abstimmungsgespräch mit dem Petenten vor Ort über die vorgesehenen Maßnahmen zur Untersuchung der Ufermauer beim Gebäude […]-Straße 44 statt. Die daraufhin am 10. und 11. April 2019 vorgenommenen Untersuchungen zeigten, dass die Mauer entlang des Grundstücks aufgrund der vorhandenen Bausubstanz nicht für eine Einbindung in die innerörtlichen Hochwasserschutzm
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Am 10. Oktober 2019 legte Herr B. die gutachterliche Stellungnahme zu den Lösungsvarianten für das Gebäude und die Stützmauer auf der […]-Straße 44 vor. 
	-

	 
	Die gutachterliche Stellungnahme von Herrn B. enthält folgende Äußerungen zu den Schäden des Gebäudes […]-Straße 44: „Bei der Orts- und Hausbesichtigung am 11. April 2019 in der […]-Straße 44 waren eindeutig die Setzungsrisse in Küche, Bad und Schlafzimmer im Bereich des Anschlusses Außenwand zu Fußboden im EG zu sehen. […] Aufgrund dieser Herstellungsweise treten auch die am Bestandbau beobachteten Setzungen von bis zu 3 bis 5 cm Höhe auf. Der darunter befindliche Boden/Aufschüttung setzt sich mit abfließe
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die von der Stadt beauftragte F.-GmbH erstellte mit Datum 20. November 2019 eine Stellungnahme zur gutachterlichen Stellungnahme von Herrn B. In dieser wird ausgeführt, dass die Setzungsrisse nicht durch die aktuellen Baumaßnahmen entstanden seien, sondern – wie von Herrn B. beschrieben worden sei – durch die damalige Bauweise.  
	-

	 
	Am 11. Dezember 2019 fand ein Abstimmungsgespräch mit Herrn B., Vertretern der Stadt, Vertretern der F.-GmbH sowie Vertretern des Landratsamts statt. Gegenstand dieser Besprechung war die Bewertung der gutachterlichen Stellungnahme von Herrn B. vom 10. Oktober 2019. Gemäß Vermerk vom 12. Dezember 2019 wurde beschlossen, dass vor Beginn der Baumaßnahmen durch die Stadt ein weiteres Beweissicherungsverfahren an den Gebäuden […]-Straße 44 veranlasst wird. Weiterhin wurde beschlossen, dass Herr B. mit den neuen
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Durch die intensiven Gespräche und Kontakte zwischen den Beteiligten und insbesondere durch die Einbindung eines unabhängigen Sachverständigen schien es zunächst möglich, eine einvernehmliche Vorgehensweise herzustellen.  
	-

	 
	Zwischenzeitlich hat sich der Petent mit E-Mail vom 1. Oktober 2019 jedoch dahin gehend geäußert, dass er seine Zustimmung für die Umsetzung der überplanten Hochwasserschutzmaßnahmen von dem Tenor der Stellungnahme des Landratsamts zu seinem Petitionsverfahren bezüglich des Bauvorhabens abhängig macht.  
	-
	-

	 
	Der Petent hat sich mittlerweile auch an den Rechnungshof Baden-Württemberg gewandt mit der Bitte um Prüfung, inwieweit in dem Fall die rechtliche und wirtschaftliche Ordnungsmäßigkeit des Verwaltungshandelns der Stadt bzw. des Wasserverbands mit der Haushalts- und Wirtschaftsführung des Landes vereinbar ist. Auch in dieser E-Mail bringt der Petent zum Ausdruck, dass er seine Zustimmung zu dem erforderlichen Lückenschluss zwischen den bereits bestehenden innerörtlichen Hochwasserschutzmaßnahmen und den erfo
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Eine einvernehmliche Vorgehensweise – um welche sich behördlicherseits bemüht wurde – konnte somit bisher nicht erzielt werden.  
	 
	Die Stadt haftet für alle Schäden, die durch die von ihr beauftragten Baumaßnahmen entstehen. Bislang liegen jedoch keine Nachweise vor, dass die von dem Petenten geltend gemachten Baumaßnahmen im Jahr 2012 und 2018 kausal für die vorhandenen Schäden des Gebäudes […]-Straße 44 waren. Das behördlicherseits vorgesehene Vorgehen, die Haftungsfrage erst nach Abschluss aller Arbeiten und nach Vorliegen aller Erkenntnisse abschließend zu prüfen und zu entscheiden, ist nicht zu beanstanden. 
	-
	-

	 
	2.6 Bauplanungsrechtliche und bauordnungsrechtliche Gesichtspunkte 
	 
	Die Petitionsschrift vom 14. August 2019 enthält in Bezug auf das Bauplanungsrecht ausschließlich Sachverhalte, die bereits Gegenstand der abgeschlossenen Petition 16/2392 waren. Die damaligen Einwendungen werden vom Petenten in der neuen Petition ohne wesentliches neues Vorbringen lediglich wiederholt.  
	-
	-

	 
	Insbesondere war der Vortrag des Petenten, die Voraussetzungen für eine Befreiung zur Überschreitung der im Bebauungsplan festgesetzten Baugrenze nach § 31 Absatz 2 BauGB hätten nicht vorgelegen, bereits Gegenstand des abgeschlossenen Petitionsverfahrens 16/2392 und wurde in diesem Rahmen umfassend und abschließend behandelt. Dabei wurde zutreffend festgestellt, dass im vorliegenden Fall durch die Befreiung von der überbaubaren Grundstücksfläche in Richtung des Flusses die Grundzüge der Planung nicht berühr
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Auch die Frage, ob vorliegend durch das Bauvorhaben das Gebot der baunachbarlichen Rücksichtnahme nach § 15 Absatz 1 BauNVO verletzt wird, wurde bereits abschließend im abgeschlossenen Petitionsverfahren behandelt. Dabei wurde zutreffend festgestellt, dass von der Überschreitung der überbaubaren Grundstücksfläche nach Westen hin keine belästigende oder erdrückende Wirkung im Sinne einer Unzumutbarkeit ausgeht. Dies gilt insbesondere im Hinblick darauf, dass der Anbau lediglich eingeschossig und mit Flachdac
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	Im Ergebnis ist somit festzustellen, dass sich die neu eingereichte Petition 16/3611 in Bezug auf darin angesprochene bauplanungsrechtliche Fragen auf einen Sachverhalt bezieht, der bereits Gegenstand der abgeschlossenen Petition 16/2392 war, und inhaltlich kein wesentliches neues Vorbringen enthält. 
	-
	-

	 
	Als neuen Vortrag gegenüber der Petition 16/2392 trägt der Petent aus bauordnungsrechtlicher Sicht vor, das Gelände an der Wand des Anbaus sei rechtswidrig um 80 cm abgegraben worden. Dadurch ergebe sich ein Verstoß gegen Abstandsflächenrecht. Außerdem gefährde die Abgrabung die Standsicherheit der Garage des Petenten. 
	-

	 
	Es ergibt sich allerdings kein Verstoß gegen das Abstandsflächenrecht. 
	-

	 
	Die Garage hat gemäß den genehmigten Plänen eine Höhe von 3,30 m, gemessen ab dem geplanten Ge lände. Aus den Plänen ergibt sich, dass das geplante Gelände nach Ausführung des Vorhabens etwa 0,30 m unter dem ursprünglichen „Gelände Bestand“ liegt. Eine Abgrabung des Geländes um 0,30 m wurde damit genehmigt. 
	-
	-

	 
	Die Tiefe der Abstandsfläche beträgt im Kerngebiet gemäß § 5 Absatz 7 Satz 1 Nr. 2, Satz 2 Landesbauordnung (LBO) 0,2 der Wandhöhe, sie darf jedoch  2,5 m nicht unterschreiten. Maßgebend ist die tatsächliche Geländeoberfläche nach Ausführung des Bauvorhabens nach § 5 Absatz 4 Satz 5 LBO. Der Abstandsflächenplan vom 13. Mai 2019 zeigt, dass der Anbau einen Abstand von 2,53 m bzw. 2,57 m einhält. Die behauptete Abgrabung von 80 cm wäre unbeachtlich für die Tiefe der Abstandsfläche. Die Wand wäre selbst unter 
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Auch der vom Petenten behauptete Verstoß gegen die Standsicherheit liegt im petitionsgegenständlichen Fall nicht vor. 
	 
	Nach § 13 Absatz 1 Satz 3 LBO dürfen die Stand sicherheit anderer baulicher Anlagen und die Tragfähigkeit des Baugrundes der Nachbargrundstücke nicht gefährdet werden. Mit der Forderung, die Standsicherheit anderer baulicher Anlagen und die Tragfähigkeit des Baugrundes des Nachbargrundstücks nicht zu gefährden, ist jedoch nur die Bauausführung angesprochen. Gemäß § 2 Absatz 1 Satz 2 Verfahrensverordnung zur Landesbauordnung (LBOVVO) sind bautechnische Nachweise, zu denen gemäß § 9 Absatz 1 Nr. 1 LBOVVO auch
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Der Petent stellte beim Verwaltungsgericht einen Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung im Sinne des § 80 Absatz 2 Nr. 3 i. V. m. § 80 Absatz 5 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) seines am 6. De zember 2018 erhobenen Widerspruchs gegen die dem Bauherrn erteilte Baugenehmigung vom 3. Dezember 2018 für den Umbau und Anbau eines Wohn- und Geschäftshauses sowie der Errichtung einer Außenbewirtschaftungsfläche. Dieser Antrag wurde durch Beschluss des Verwaltungsgerichts am 23. Januar 2019 abgelehnt. Gege
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Beschlussempfehlung: 
	 
	Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 
	 
	Berichterstatter: Brauer 
	 
	 
	 
	 
	 
	7. Petition 16/4620 betr. Bau eines Mobilfunkmasts 
	 
	I. Gegenstand der Petition 
	 
	Die Petentin wendet sich gegen die geplante Errichtung eines 35,00 m hohen Mobilfunkmasts (Stahlgittermast mit zwei Plattformen sowie Outdoortechnik auf Fundamentplatte) im planungsrechtlichen Außenbereich nach § 35 BauGB in einem Naturpark. 
	-
	-
	-

	 
	II. Die Prüfung der Petition ergab Folgendes: 
	 
	1. Sachverhalt 
	 
	Mit Antrag vom 28. April 2020 beantragte die Bauherrin beim zuständigen Landratsamt als unterer Baurechtsbehörde die Baugenehmigung zur Errichtung  einer 35,00 m hohen Mobilfunksendeanlage (Stahlgittermast mit zwei Plattformen). Das Vorhabengrundstück befindet sich im bauplanungsrechtlichen Außenbereich. Der Standort liegt auf einer Wiese. Das Grundstück wird bisher landwirtschaftlich genutzt. In unmittelbarer Nähe liegt ein Landschaftsschutzgebiet. 
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Petentin trägt vor, dass es bei diesem Sendemast nicht um eine sichere Grundversorgung mit Mobilfunk gehe, sondern um einen mobilfunktechnischen „Overkill“, welcher dem Ort eine nie vorstellbare Vervielfachung der Strahlungsbelastung beschere und zu vielfachen Leiden und Krankheiten führen werde.  
	-

	 
	Die Gemeinde hat in der Sitzung des Gemeinderats am 21. Juli 2020 über den von der Bauherrin beantragten Standort befunden und sein nach § 36 BauGB erforderliches Einvernehmen zu dem Vorhaben vorsorglich versagt. Eine inhaltliche Auseinandersetzung und Erörterung erfolgte nicht. Nach Mitteilung des Landratsamts hat die Prüfung des Bauantrags bereits ergeben, dass aller Voraussicht nach aufgrund der vorgelegten Unterlagen eine Baugenehmigung für diesen Standort erteilt werden kann. Grundsätzliche Probleme si
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Vor dem Hintergrund dieser Sach- und Rechtslage wurde in dem Schreiben des Landratsamts vom  24. Sep tember 2020 der Gemeinde die Möglichkeit gegeben, das notwendige Einvernehmen bis spätes tens 9. Oktober 2020 herzustellen. In der am 6. Oktober 2020 anberaumten Gemeinderatssitzung der Gemeinde wurde dieser Tagesordnungspunkt allerdings verschoben. Das Landratsamt beabsichtigt daher, das gemeindliche Einvernehmen mit Erteilung der Baugenehmigung zu ersetzen. 
	-
	-
	-
	-

	 
	2. Rechtliche Beurteilung 
	 
	Nach § 58 Absatz 1 Satz 1 LBO ist die Baugenehmigung zu erteilen, wenn dem genehmigungspflichtigen Vorhaben keine von der Baurechtsbehörde zu prüfenden öffentlich-rechtlichen Vorschriften entgegenstehen. 
	-
	-

	 
	Der Baurechtsbehörde ist bei vorgenannter Rechtsgrundlage kein Ermessen eingeräumt, vielmehr hat der Bauantragsteller einen Rechtsanspruch auf Erteilung der Baugenehmigung, wenn das Vorhaben mit den von der Baurechtsbehörde zu prüfenden öffentlich-rechtlichen Vorschriften im Einklang steht. 
	-
	-
	-

	 
	Baurechtlich verfahrensfrei sind nach Ziffer 5 c) des Anhangs zu § 50 Absatz 1 LBO Antennen einschließlich Masten bis 10 m Höhe und zugehöriger Versorgungseinheiten bis 10 m³ Brutto-Rauminhalt sowie, soweit sie in, auf oder an einer bestehenden baulichen Anlage errichtet werden, die damit verbundene Nutzungsänderung oder bauliche Änderung der Anlage; für Mobilfunkantennen gilt dies mit der Maßgabe, dass deren Errichtung mindestens acht Wochen vorher der Gemeinde angezeigt wird. 
	-
	-
	-
	-

	 
	Da der geplante Mast eine Gesamthöhe von 35,00 m aufweist, fällt dieser nicht unter die verfahrensfreien Vorhaben. 
	 
	2.1 Baurecht 
	 
	2.1.1 Planungsrecht 
	 
	Im konkreten Fall handelt es sich um eine bauliche Anlage im Sinne des § 29 BauGB mit bodenrechtlicher Relevanz, die den bauplanungsrechtlichen Zulässigkeitskriterien der §§ 30 ff. BauGB unterworfen ist.  
	-
	-

	 
	Das Baugrundstück befindet sich außerhalb des Geltungsbereichs eines Bebauungsplanes, außerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und sonach im sogenannten Außenbereich. Die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit des Vorhabens ist somit gemäß § 35 BauGB zu beurteilen.  
	-
	-

	 
	Mobilfunkanlagen sind nach § 35 Absatz 1 Nummer 3 BauGB privilegiert zulässig, wenn öffentliche Be lange nicht entgegenstehen, die ausreichende Erschlie ßung gesichert ist und wenn sie der öffentlichen Versorgung mit Telekommunikationsdienstleistungen dienen. Darüber hinaus müssen sie einen spezifischen Standortbezug aufweisen. Dies bedeutet, dass das Vorhaben seinem Wesen und Gegenstand nach auf die geografische und geologische Eigenart des konkreten Standorts angewiesen sein muss. Der Nachweis des spezifi
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Durch die Vorlage der Standortbescheinigung vom 29. Januar 2020 hat die Betreiberseite nachgewiesen, dass die Anforderungen der 26. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (26. BImSchV) und somit die benötigten Sicherheitsabstände eingehalten sind. Nachdem die Petentin Bedenken gegen die erteilte Standortbescheinigung vorgetragen hat, hat die untere Baurechtsbehörde eine ergänzende Stellungnahme der Bundesnetzagentur angefordert, welche die Richtigkeit der ausgestellten Bescheinigung
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	2.1.2 Bauordnungsrecht 
	 
	Aus bauordnungsrechtlicher Sicht ist festzustellen, dass die Abstandsflächen gemäß § 5 LBO eingehalten werden. Nach § 5 Absatz 7 LBO beträgt die Tiefe der Abstandsflächen allgemein 0,4 der Wandhöhe, bei  einer Höhe von 35 m generiert der Mast demnach eine Abstandsflächentiefe von 14 m. Diese wird auf dem Baugrundstück eingehalten. Nachdem es sich im pe titionsgegenständlichen Fall um einen viereckigen Mast handelt, liegt die Abstandsfläche jeweils direkt vor den Außenwänden. Maßgebend für die Berechnung ist
	-
	-
	-

	 
	Die Voraussetzungen für das Ersetzen eines rechtswidrig versagten Einvernehmens beurteilen sich nach § 54 Absatz 4 LBO: 
	-

	 
	Hat eine Gemeinde ihr nach § 14 Absatz 2 Satz 2, § 22 Absatz 5 Satz 1, § 36 Absatz 1 Sätze 1 und 2 BauGB erforderliches Einvernehmen rechtswidrig versagt, hat die zuständige Genehmigungsbehörde das fehlende Einvernehmen nach Maßgabe der Sätze 2 bis 7 zu ersetzen. Gemäß Satz 6 und 7 dieser Vorschrift ist die Gemeinde vor der Erteilung der Genehmigung anzuhören. Dabei ist ihr Gelegenheit zu geben, binnen angemessener Frist erneut über das gemeindliche Einvernehmen zu entscheiden. 
	-
	-
	-

	 
	Dieser Verpflichtung ist das Landratsamt mit Schreiben vom 24. September 2020 nachgekommen. In dem Anhörungsschreiben hat das Landratsamt der Gemeinde gleichzeitig die Möglichkeit gegeben, das gemeindliche Einvernehmen bis spätestens 9. Oktober 2020 zu erteilen bzw. herzustellen. Nachdem wie im Sachverhalt dargelegt in der am 6. Oktober 2020 anberaumten Gemeinderatssitzung der Gemeinde dieser Tagesordnungspunkt verschoben wurde, beabsichtigt das Landratsamt daher, das durch die Gemeinde rechtswidrig versagt
	-
	-
	-
	-

	 
	2.2 Immissionsschutz 
	 
	Bei der Mobilfunksendeanlage handelt es sich um eine nicht genehmigungsbedürftige Anlage im Sinne von  § 22 BImSchG. Nicht genehmigungsbedürftige Anlagen sind nach § 22 Absatz 1 BImSchG so zu errichten und zu betreiben, dass schädliche Umwelteinwirkungen verhindert werden, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind und nach dem Stand der Technik unvermeidbare schädliche Umwelteinwirkungen auf ein Mindestmaß beschränkt werden. Schädliche Umwelteinwirkungen sind nach § 3 Absatz 1 BImSchG Immissionen, die 
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Aus der Standortbescheinigung ergibt sich ein Abstand, der für den konkreten Standort in Hauptstrahlrichtung einen standortbezogenen Sicherheitsabstand in Metern ausweist. Die hiernach sichergestellten Grenzwerte der 26. BImSchV dienen gemäß § 23 Absatz 1 Satz 1 BImSchG dem Schutz der Nachbarschaft und der Allgemeinheit vor schädlichen Umwelteinwirkungen. 
	-
	-
	-
	-

	 
	2.3 Sonstiges 
	 
	Der Vorschlag von Alternativgrundstücken bzw. die Bewertung der Notwendigkeit und die Wirtschaftlichkeit des Vorhabens gehört indes nicht zum Prüfprogramm der Baurechtsbehörden. Etwaige Vereinbarungen und Selbstverpflichtungen der Mobilfunkanbieter gegenüber den Kommunen zur Forderung der gemeinsamen Standortsuche ändern hieran nichts. Es obliegt grundsätzlich dem Bauherrn, den geeigneten Standort bzw. das Vorhabengrundstuck zur Errichtung eines Mobilfunkmasts unter Berücksichtigung des geltenden Rechtsrahm
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Beschlussempfehlung:  
	 
	Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 
	 
	Berichterstatter: Brauer 
	 
	 
	 
	 
	 
	8. Petition 16/5074 betr. Rundfunkbeitrag für Studentinnen und Studenten 
	-

	 
	Der Petent fordert die Befreiung von Studentinnen und Studenten sowie sonstiger in Ausbildung befindlicher volljähriger Personen, wie Schülerinnen und Schüler und Auszubildende vom Rundfunkbeitrag und führt an, dass diese Gruppen zum einen überwiegend über ein geringes Einkommen verfügten bzw. dass deren Eltern belastet würden, wenn diese für den Rundfunkbeitrag aufkommen. Weiter spricht sich der Petent für eine Befreiung von Studentinnen und Studenten in der aktuellen Corona-Pandemie aus, da Studentinnen u
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben: 
	 
	Der Rundfunkbeitrag wird seit dem 1. Januar 2013 im privaten Bereich wohnungs- und nicht mehr wie zuvor gerätebezogen erhoben. Dies bedeutet, dass im Grundsatz für jede Wohnung ein Rundfunkbeitrag in Höhe von derzeit 17,50 Euro im Monat zu bezahlen ist, unabhängig davon, ob dort Geräte zum Empfang bereitgehalten werden und unabhängig davon, wie viele Personen dort wohnen. Rechtsgrundlage für die Bei tragsflicht ist der sogenannte Rundfunkbeitragsstaatsvertrag (RBStV). Dieser wurde von allen Regierungschefin
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Grundsätzlich besteht damit für jede Wohnung, also auch für die Wohnung einer Studentin bzw. eines Studenten, eine Rundfunkbeitragspflicht. Sofern die Wohnung mit anderen Personen bewohnt wird, wird nur ein Beitrag fällig. Es genügt dann, dass im Außenverhältnis gegenüber dem Zentralen Beitragsservice bzw. der zuständigen Landesrundfunkanstalt eine Person als Beitragskonteninhaber auftritt.  
	-
	-
	-

	 
	Mit der Frage, ob die Vorschriften zur Erhebung des Rundfunkbeitrags für die Erstwohnung und im nicht privaten Bereich der Verfassung entsprechen, hat sich das Bundesverfassungsgericht zuletzt mit seiner Entscheidung vom 18. Juli 2018 (Az. 1 BvR 1675/16, 1 BvR 745/17, 1 BvR 836/17, 1 BvR 981/17) auseinandergesetzt. Das Bundesverfassungsgericht kam hierbei zu dem Ergebnis, dass diese Vorschriften verfassungsgemäß sind. 
	-
	-
	-
	-

	 
	Im Rundfunkbeitragsstaatsvertrag sind in § 4 Befreiungs- und Ermäßigungsmöglichkeiten aus finanziellen, sonstigen sozialen oder gesundheitlichen Gründen vorgesehen. Die Befreiungstatbestände sind in § 4 Absatz 1 RBStV abschließend geregelt. Eine Befreiung aus finanziellen Gründen ist als Ausfluss des Sozialstaatsprinzips grundsätzlich möglich. Allerdings knüpft die Befreiung nicht an das Einkommen, sondern an das Vorliegen eines Leistungsbescheides einer staatlichen Behörde an. Nach § 4 Absatz 1 Nr. 5 RBStV
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Sofern eine Person an mehreren Adressen gemeldet ist, also einen Hauptwohnsitz und einen Zweitwohnsitz aufweist, kann nach § 4a RBStV eine Befreiung von der Rundfunkbeitragspflicht für die Zweit- oder Nebenwohnung erfolgen, da jede Person nur zur Zahlung eines vollen Beitrags herangezogen werden soll. Die Befreiung erfolgt, wenn die beitragspflichtige Person selbst, der Ehegatte bzw. die Ehegattin oder der eingetragene Lebenspartner bzw. die eingetragene Lebenspartnerin den Rundfunkbeitrag für die Hauptwohn
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	Im Verfahren nach dem Rundfunkbeitragsstaatsvertrag findet keine gesonderte beitragsspezifische Beurteilung der finanziellen Leistungsfähigkeit der Betroffenen statt. Es wird vielmehr akzessorisch an die Regelungen im Sozialrecht angeknüpft. Mit dieser Regelung (sogenannte bescheidgebundene Befreiungsmöglichkeit) soll vermieden werden, dass komplizierte und umfangreiche Einkommensberechnungen, die originär in die Zuständigkeit der Sozialbehörden fallen, von den für die Befreiung allein zuständigen Rundfunka
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Zur Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks an die individuelle Leistungsfähigkeit über beispielsweise einen Anteil an der Einkommenssteuer anzuknüpfen, begegnet dagegen verfassungsrechtlichen Bedenken (Grundsatz der Staatsferne des Rundfunks). Auch ein Anknüpfen an den Kindergeldbezug würde zur beschriebenen Erhöhung des Rundfunkbeitrags führen. 
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Mit dem behördlich geprüften Sozialleistungsbescheid gibt es einen klaren Anknüpfungspunkt, der die Beitragserhebung und -befreiung im Massenverfahren erst handhabbar macht. Ist kein Anspruch auf eine Sozialleistung gegeben, geht der Gesetzgeber daher davon aus, dass den Betroffenen die Entrichtung des Rundfunkbeitrags möglich und zumutbar ist.  
	-
	-
	-

	 
	Die Abwesenheit vom Studienort aufgrund der fehlenden Präsenzveranstaltungen an den Universitäten als Befreiungstatbestand zu erfassen, kommt im oben beschrieben System gleichfalls nicht in Betracht. Das Fehlen von Präsenzveranstaltungen führt nicht automatisch dazu, dass Studierende sich nicht am Studienort aufhalten, eine Überprüfung dieser Umstände wäre dem Beitragsservice nicht möglich. In der bereits zitierten Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts aus dem Juli 2018 hat dieses nochmals dargelegt, d
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die vom Petenten beschriebenen Auswirkungen der oben genannten Regelungen bei Wohngemeinschaften sind zutreffend dargestellt. Alle in einer Wohngemeinschaft lebenden Mitbewohnerinnen und Mitbewohner haften hierfür als sogenannte Gesamtschuldnerinnen und Gesamtschuldner. Dies ergibt sich aus  § 2 Absatz 3 Satz 1 RBStV. Dies bedeutet, dass alle gemeinsam für den Rundfunkbeitrag einzustehen haben, der Beitragsservice aber natürlich insgesamt nur einen vollen Rundfunkbeitrag pro Wohnung erheben darf. Unter mehr
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Änderungen am bestehenden System des Rundfunkbeitrags und der Möglichkeit zur Befreiung von der Rundfunkbeitragspflicht im privaten Bereich sind aktuell nicht geplant. Sofern sich aufgrund der Corona-Pandemie die finanzielle Situation einer Person negativ verändert, kann bereits nach dem bestehenden  System in den gesetzlich vorgesehenen Fällen eine Befreiung von der Rundfunkbeitragspflicht erfolgen. Eine allgemeine Befreiung von Studierenden oder vergleichbarer Gruppen ist jedoch gesetzlich nicht vorgesehe
	-
	-
	-
	-

	 
	Beschlussempfehlung: 
	 
	Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 
	 
	Berichterstatter: Dr. Jung 
	 
	 
	 
	 
	 
	9. Petition 16/4977 betr. Beschwerde über das Sozialamt 
	-

	 
	Gegenstand der Petition: 
	 
	Der Petitionsverfasser beanstandet die Rechtmäßigkeit der Vorgehensweise des Sozialamts, welches die von ihm Betreute aufgrund einer Rentenauskunft aufgefordert hatte, einen Rentenantrag zu stellen. Der  Petitionsverfasser ist der Ansicht, dass die Auffor derung des Sozialamts auf einer Vermutung bzw.  einer unverbindlichen Rentenauskunft beruht habe. Das So zialamt habe trotz seines Hinweises auf das Fehlen der Voraussetzungen für eine Rente wegen  Erwerbsminderung auf eine Antragstellung im Rahmen der Mit
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	Sachverhalt: 
	 
	Der Petitionsverfasser wurde mit Bestellungsurkunde vom 21. November 2017 zum Betreuer bestellt. Die Betreute (im Folgenden: Petentin), die in einer Werkstatt für behinderte Menschen tätig ist, erhielt vor der Gewährung von Leistungen nach SGB XII Leistungen nach SGB II durch das Sozialamt bzw. das Jobcenter. Mit Bescheid des Jobcenters vom 11. Oktober 2019 wurden der Petentin ab dem 4. November 2019 Leis tungen zur beruflichen Teilhabe bewilligt. Seit dem  1. Dezember 2019 erhält die Petentin Leistungen de
	-
	-

	 
	Mit Schreiben des Sozialamts vom 20. Juli 2020 wurde die Petentin darauf hingewiesen, dass die Vermutung bestehe, dass sie einen Anspruch auf Rente wegen voller Erwerbsminderung haben könnte und dass diese Rente eine vorrangig in Anspruch zu nehmende Sozialleistung darstelle. Sie wurde daher im Rahmen ihrer Mitwirkungspflichten dazu aufgefordert, eine Rente wegen Erwerbsminderung zu beantragen. 
	-
	-
	-

	 
	Mit E-Mail vom 22. Juli 2020 fragte der Petitionsverfasser (Betreuer) nach den Gründen, die der Vermutung eines Rentenanspruchs zugrunde liegen sollten. Das Sozialamt antwortete, dass nach der Wartezeitauskunft der Deutschen Rentenversicherung vom  19. August 2019 die Wartezeit für eine Rente wegen Erwerbsminderung bei der Petentin erfüllt und die Pflichtbeitragszeiten vorhanden seien. Daher sei zu prüfen, ob ein vorrangiger Anspruch auf Rente wegen Erwerbsminderung bestehe. Der Betreuer teilte dem Sozialam
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Mit Schreiben vom 10. August 2020 teilte die Deutsche Rentenversicherung der Petentin mit, dass sie die Mindestversicherungszeit für die Rente wegen Erwerbsminderung nicht erfülle. Die Petentin sei bereits seit Geburt voll erwerbsgemindert und die „allgemeine Wartezeit“ von 60 Monaten nicht erfülle.  
	-
	-
	-

	 
	Die daraufhin erfolgende Dienst- und Fachaufsichtsbeschwerde des Betreuers gegen die Sachbearbeiterin des Sozialamts beantwortete die Amtsleitung am  4. September 2020 mit den Hinweisen auf ein korrektes Verwaltungshandeln. So sei es übliche Verwaltungspraxis, auf die Folgen einer fehlenden Mitwirkung hinzuweisen. Auf ein weiteres Schreiben des Betreuers teilte die Amtsleitung des Sozialamts mit Schreiben vom 6. Oktober 2020 mit, dass ihr die Dienst- und Fachaufsicht für den Zuständigkeitsbereich des Sozial
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Rechtliche Würdigung: 
	 
	Bei der von der Betreuten im Raum stehenden Rente wegen Erwerbsminderung handelt es sich um eine Leistung der gesetzlichen Rentenversicherung (§ 23 SGB I) und bei der Deutschen Rentenversicherung um einen Leistungsträger einer anderen Sozialleistung (§ 12 SGB I). Aufgrund der Regelung des Nachrangs der Sozialhilfe in § 2 Absatz 1 SGB XII und den Anspruchsvoraussetzungen des § 19 Absatz 2 Satz 1 SGB XII sind vorrangige Leistungsansprüche eines Leistungsberechtigten gegenüber einem Rentenver sicherungsträger 
	-
	-

	 
	Gemäß § 43 Absatz 1 Nr. 1 bis 3 und Absatz 2 Nr. 1 bis 3 SGB VI haben Versicherte bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze Anspruch auf Rente wegen teilweiser oder voller Erwerbsminderung, wenn sie in den letzten fünf Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung drei Jahre Pflichtbeiträge für eine versicherte Beschäftigung oder Tätigkeit und vor Eintritt der Erwerbsminderung die allgemeine Wartezeit erfüllt haben. Auf die allgemeine Wartezeit von 60 Monaten werden Beitrags- und Ersatzzeiten sowie Wartezeitmonate
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Aufgrund der von der Deutschen Rentenversicherung mitgeteilten Wartezeitauskunft vom 19. August 2019 an die Betreute von 105 Monaten Beitragszeit sowie der Bestätigung, dass die erforderliche Wartezeit von fünf Jahren mit Beitrags- und Ersatzzeiten erfüllt sei, begründete sich die Aufforderung an die Betreute, einen der Sozialhilfe vorgehenden Anspruch auf Rente wegen Erwerbsminderung zu klären. Die Aufforderung, eine Erwerbsminderungsrente zu beantragen, beruhte damit nicht auf einer Vermutung, wie der Bet
	-
	-
	-
	-

	 
	Für das Sozialamt war es im Hinblick auf die ge nannte Wartezeitauskunft, die Betreuerbestellung im November 2017, den Bezug von Leistungen nach dem SGB II bis November 2019 sowie die Beantragung  einer beruflichen Rehabilitation im Oktober 2019 nicht ersichtlich, dass bei der Petentin bereits seit  ihrer Geburt eine dauerhafte volle Erwerbsminderung besteht und sie deshalb nicht die allgemeine Wartezeit von 60 Monaten vor Eintritt der Erwerbsminderung erfüllen konnte. 
	-

	 
	Das Sozialministerium kommt in seiner Stellungnahme zu dem Ergebnis, dass die Mitarbeiterin des So zialamts mit ihrer Aufforderung an die Petentin, einen Rentenantrag zu stellen, ihrer Verpflichtung nachgekommen sei. Denn alleine der Träger der Rentenversicherung könne eine eindeutige Feststellung vornehmen, ob die Voraussetzungen für eine Rente wegen Erwerbsminderung erfüllt seien. Der Hinweis auf die Folgen der fehlenden Mitwirkung entspreche der üblichen Verwaltungspraxis des Sozialamts und diene der Ver
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Hinsichtlich der Kritik des Betreuers, wie mit seiner Beschwerde verfahren worden sei, wird Folgendes ausgeführt: Der Oberbürgermeister hat der Person mit Leitungsfunktion die Dienst- und Fachaufsicht für die Mitarbeitenden des jeweiligen Bereichs übertragen. Für den Zuständigkeitsbereich des Sozialamts sei demnach dessen Amtsleitung zuständig. Diese hat dem Betreuer auf seine Beschwerde hin auch geantwortet. 
	-

	 
	Die obere Fachaufsichtsbehörde ist das Regierungspräsidium, die oberste Fachaufsichtsbehörde das  Sozialministerium des Landes Baden-Württemberg. Aufgrund deren Informationsrechts wurde der Betreuer mit Schreiben vom 22. September 2020 darauf hingewiesen, dass eine Weiterleitung bzw. ein Vorlegen einer Fachaufsichtsbeschwerde gesetzlich nicht vorgesehen seien. Dienstaufsichtsbeschwerden zielen darauf ab, dienstaufsichtsrechtliche Maßnahmen gegen den betreffenden Beschäftigten einzuleiten. Daher sind diese g
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Das Sozialministerium kommt abschließend zu dem Ergebnis, dass eine rechtsfehlerhafte Auslegung der maßgeblichen bundesgesetzlichen Regelungen oder ein fehlerhaft ausgeübtes Ermessen nicht ersichtlich seien. 
	 
	Der Berichterstatter teilt diese Einschätzung: Aus seiner eigenen beruflichen Kenntnis heraus stellt sich die Sachlage so dar, dass die Sachbearbeiterin des Sozialamts formal völlig richtig gehandelt hat und dass es hier keinerlei Anlass zur Beanstandung gibt. 
	-
	-

	 
	Beschlussempfehlung: 
	 
	Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 
	 
	Berichterstatter: Kenner 
	 
	 
	 
	 
	 
	10. Petition 16/5113 betr. Schulwesen, Teilnahme an der Hauptschulabschlussprüfung 
	 
	I. Gegenstand der Petition 
	 
	Die Petenten fordern für drei ihrer inklusiv beschulten Mitschülerinnen und Mitschüler, dass diesen die Möglichkeit zur Teilnahme an der Hauptschulabschluss prüfung im Schuljahr 2020/2021 eingeräumt wird. Dies sei den drei Mitschülerinnen und Mitschüler von ihrer Schule versprochen worden. 
	-

	 
	II. Sachverhalt 
	 
	Die drei Schülerinnen und Schüler haben einen Anspruch auf ein sonderpädagogisches Bildungsangebot mit dem Förderschwerpunkt Lernen. Der Antrag auf Aufhebung des Anspruchs auf ein solches Bildungsangebot ist von der besuchten Schule beim Staat lichen Schulamt zu stellen, falls konkrete Hinweise vorliegen, dass die Voraussetzungen für eine Aufhebung gegeben sind. Die Erziehungsberechtigten aller drei Schülerinnen und Schüler hatten sich im Rahmen der Schullaufbahnempfehlung in Klassenstufe 8 für das Anstrebe
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	III. Rechtliche Würdigung 
	 
	Das Ministerium für Kultus, Jugend und Sport, welches zu der Petition um Stellungnahme gebeten wurde, hat berichtet, dass das Versäumnis der Schule nicht zum Nachteil der drei Schülerinnen und Schüler ausgelegt werden solle. Diese würden seit dem Beginn des Schuljahres 2020/2021 unter regulären Bedingungen wie die anderen Schülerinnen und Schüler am Unterricht auf dem erforderlichen Niveau teilnehmen und die gleichen Leistungsrückmeldungen erbringen. Daher wird das Staatliche Schulamt gebeten, den Anspruch 
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Der Berichterstatter schließt sich der Einschätzung des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport an: Die drei Schülerinnen und Schüler dürfen keinen Nachteil haben, weil ihre Schule die Anspruchsaufhebung im letzten Schuljahr versäumt hat. Den Schülerinnen und Schüler wird also die Teilnahme an der Hauptschulabschlussprüfung im Schuljahr 2020/2021 ermöglicht. 
	-
	-

	 
	Beschlussempfehlung: 
	 
	Die Petition wird, nachdem dem Anliegen entsprochen werden konnte, für erledigt erklärt. 
	-

	 
	Berichterstatter: Kenner 
	 
	 
	 
	 
	 
	11. Petition 16/5174 betr. Corona-Maßnahmen 
	 
	Mit ihrer Eingabe vom 6. Januar 2021 beanstanden die Petenten die Verlängerung des „harten Lock downs“, insbesondere auch die Schließung von Fachgeschäften für Elektrowaren, Schuhe, Bekleidung und dergleichen. Sie sind der Auffassung, auch diese Güter gehören zu den Bedarfen des täglichen Lebens und müssten ähnlich wie Lebensmittelläden für den Kundenverkehr geöffnet sein. Ferner tragen die Petenten vor, die derzeitige epidemische Lage unterfiele nicht dem Katastrophenschutz, weshalb insoweit staatliches Ha
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben: 
	 
	Die Maßnahmen der Landesregierung von Baden-Württemberg zur Bekämpfung der Corona-Pandemie beruhen auf einem Gesamtkonzept, welches zudem mit den Regierungsverantwortlichen in den anderen Bundesländern und dem Bund abgestimmt sind. Im Wesentlichen geht es darum, die Anzahl der physischen Kontakte unter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit zu reduzieren, um so wirksam die weitere Ausbreitung des Virus SARS-CoV-2 zu verhindern. 
	-

	 
	Nachdem die im sogenannten „Lockdown light“ für die Monate November und teils Dezember 2020 getroffenen Maßnahmen allenfalls zu einer Stabilisierung der Infektionszahlen auf hohem Niveau geführt haben und sich ab Mitte Dezember sogar ein deutlicher Anstieg abzeichnete, waren weitergehende Maßnahmen erforderlich. Die Kontaktreduzierungen sollen insbesondere auch dazu beitragen, dass der Eintritt einer akuten Gesundheitsnotlage vermieden wird, d. h. eine Situation, in der die Leistungsfähigkeit des Gesundheit
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder und die Bundeskanzlerin haben sich am 13. De zember 2020 für die schärferen Maßnahmen entschieden, zu denen auch die Schließung des Handels mit Ausnahme von essentiell notwendigen Sparten (u. a. die Versorgung mit Lebensmittel, Apotheken, Reformhäuser, Sanitätshäuser, Drogerien, Tankstellen, Banken, Poststellen) gehörten. Damit wird nicht bestritten, dass auch die Versorgung mit weiteren Gütern – und gerade auch solchen, wie sie die Petenten nennen – wi
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Bei der insgesamt gebotenen Abwägung zwischen dem Gesundheitsschutz der Bevölkerung und dem Interesse der Kunden und Betreiber an der Offenhaltung der Betriebe für den Publikumsverkehr war dem Gesundheitsschutz Vorrang einzuräumen. Die Rechtsgrundlage dazu ergibt sich aus § 1 Absatz 1 Infek tionsschutzgesetz (IfSG) in Verbindung mit § 32 sowie den §§ 28 bis 31 IfSG, wonach die zuständigen Behörden die geeigneten Maßnahmen gegen die Weiterverbreitung von Infektionskrankheiten, hier die Ausbreitung des Virus 
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Beschlussempfehlung: 
	 
	Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 
	 
	Berichterstatter: Miller 
	 
	 
	 
	 
	 
	12. Petition 16/4773 betr. Verfall und Abbruch von Denkmälern 
	 
	Die Petition richtet sich gegen den Verfall bzw. drohenden Abriss von mehreren Denkmälern und es werden Forderungen erhoben, u. a. zur Verhängung von Bußgeldern wegen Verstoßes gegen die Erhaltungspflicht. 
	-
	-
	-

	 
	Zu mehreren der in der Eingabe aufgeführten Kulturdenkmale wurden bereits Petitionsverfahren durchgeführt, auch aufgrund von Eingaben der Petentin. 
	-
	-

	 
	Im Einzelnen: 
	 
	Ehemaliger Stadtfriedhof: 
	 
	Auf die abgeschlossene Petition 16/3000 wird verwiesen (vgl. Drucksache 16/6972, lfd. Nr. 5). 
	-

	 
	Fußgängersteg: 
	 
	Das Kulturdenkmal war bereits Gegenstand mehrerer Petitionsverfahren. Wegen der in der vorliegenden Pe tition geforderten Verhängung eines Bußgelds in dieser Sache wird auf die abgeschlossene Petition 16/1778 verwiesen (vgl. Drucksache 16/7157, lfd. Nr. 2). 
	-

	 
	Ehemaliges Lagerhaus: 
	 
	Hinsichtlich des Gebäudes wird auf die abgeschlossenen Petitionen 16/901 (vgl. Drucksache 16/5058, lfd. Nr. 2), 16/2559, 16/2792 und 16/2996 (vgl. Druck sache 16/6972, lfd. Nr. 3) verwiesen. In diesen Fällen drohen weder Abbruch noch Zerfall der Kulturdenkmale. 
	-
	-
	-

	 
	Gartenhaus in der G.-Straße: 
	 
	Nach Feststellungen der Stadt ist der bauliche Zustand dieses Kulturdenkmals gut. 
	-

	 
	H.-Hof: 
	 
	Hier erfolgte eine aktuelle Baukontrolle der Stadt mit der Ergebnis, dass sich das Gebäude insgesamt in einem ordentlichen Zustand befindet. 
	-

	 
	Bauernhof bei K.: 
	 
	Es kämen hierbei mehrere Bauernhöfe in Frage. Die Angaben in der Petitionsschrift sind hier für weitere Untersuchungen zu unpräzise. 
	 
	Gasthof A.: 
	 
	Der Gasthof wird derzeit niederschwellig saniert. Im September 2021 soll dort ein Studierendenworkshop der Bau- und Kunstdenkmalpflege, ausgerichtet vom Deutschen Nationalkomitee für Denkmalschutz, stattfinden. Von einem Zerfall oder gar Abbruch dieses Kulturdenkmals kann keine Rede sein. 
	-

	 
	Bewertung: 
	 
	Die Angaben in der Petition zum Zustand der verschiedenen Kulturdenkmale entsprechen nicht den  bereits vorhandenen Erkenntnissen, sind unzutreffend oder zu unpräzise, um weitere Untersuchungen anstellen zu können. Forderungen in der Petition zur Verhängung von Bußgeldern, z. B. wegen Verstoßes gegen die Erhaltungspflicht gegenüber den genannten Kulturdenkmalen, sind damit hinfällig. 
	-
	-
	-
	-

	 
	Beschlussempfehlung:  
	 
	Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 
	 
	Berichterstatterin: Krebs 
	 
	 
	 
	 
	 
	13. Petition 16/5028 betr. Impfung der Bevölkerung gegen Corona und weitere Infektionskrank heiten 
	-

	 
	Der Petent bittet darum, dass bei den ab 2021 durchzuführenden Corona-Massenimpfungen die gute Chance dazu genutzt wird, den Menschen zugleich anzubieten, auch die Impfung gegen andere wichtige Krankheiten (wie z. B. Masern, Röteln, Mumps, Windpocken) durchführen zu lassen. Dies sei eine sehr gute Möglichkeit, zugleich den Impfschutz in der Bevölkerung auch gegen andere Krankheiten zu verbessern. Die Landesregierung sollte diese Chance nicht ungenutzt lassen. 
	-
	-

	 
	Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben: 
	 
	Auch aus Sicht der Landesregierung sollte jede Gelegenheit genutzt werden, über die Bedeutung von Impfungen zu informieren und fehlende Impfungen nachzuholen. 
	-
	-
	-

	 
	In Bezug auf die Gleichzeitigkeit der Durchführung der vom Petenten benannten Impfungen mit der Impfung gegen COVID-19 ist jedoch darauf hinzuweisen, dass bei COVID-19-Impfungen ein Mindestabstand von zwei Wochen zu anderen Impfungen eingehalten werden muss.  
	-

	 
	In den Impfzentren werden ausschließlich Impfungen gegen COVID-19 durchgeführt. Aufgrund der besonderen Anforderungen dieser Impfung bezüglich des Transports und der Lagerung sowie der Dokumenta tion liegt deren Durchführung zumindest in den ersten Monaten in der Verantwortung der Länder. Die Zuständigkeit für die anderen, vom Petenten benannten Impfungen, liegt in der ambulanten Regelversorgung. Impfungen gegen andere Krankheiten sind insofern bei allen niedergelassenen Ärzten (z. B. auch Fachärzten) mögli
	-
	-
	-
	-

	 
	Beschlussempfehlung: 
	 
	Der Petition kann nicht abgeholfen werden.  
	 
	Berichterstatterin: Krebs 
	14. Petition 16/5027 betr. Einsatz von „Hamburger Gittern“ durch die Polizei 
	 
	I. Gegenstand der Petition 
	 
	Der Petent begehrt die Ausrüstung polizeilicher Gitterlinien zur Absperrung neuralgischer Bereiche mit Durchlassstellen, die so gestaltet sind, dass etwaige Beschädigungen des Untergrundes sowie Aufwände für die Einsatzkräfte reduziert werden. 
	-

	 
	II. Die Prüfung der Petition ergab Folgendes: 
	 
	1. Vorbringen des Petenten 
	 
	Der Petent bringt im Rahmen seiner Petition vor, dass er im Zusammenhang mit einem Versammlungsgeschehen beobachtet habe, dass Einsatzkräfte der Polizei zum Zwecke des Durchlasses von Passanten bzw. Versammlungsteilnehmerinnen und -teilnehmern die dort aufgestellten Absperrgitter (sog. „Hamburger Gitter“) von Hand aufzogen bzw. wieder zuschoben. Dies führte nach Ansicht des Petenten zu Beschädigungen am dortigen Straßenbelag. Der Petent regt aufgrund dieser Beobachtung an, dass entsprechende Durchlassstelle
	-
	-
	-
	-

	 
	2. Sachverhalt 
	 
	Im konkreten Fall wurden auf Veranlassung des einsatzführenden Polizeipräsidiums – räumlich abgesetzt zu einem Versammlungsort – temporär Absperrgitter aufgestellt. Die konkrete Festlegung des Aufstellortes erfolgte zur Gewährleistung der möglichst ungehinderten Ausübung der verfassungsrechtlich geschützten Versammlungs- und Meinungsfreiheit unter Be rücksichtigung von einsatztaktischen Gesichtspunkten. Hierzu sollte insbesondere der möglichst ungehinderte Zugang für Versammlungsteilnehmerinnen und -teilneh
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Absperrgitterlinie wurde am Einsatztag zunächst offengehalten, musste jedoch mit dem Beginn des Technikaufbaus durch die Initiatoren der Versammlung aus einsatztaktischen Erwägungen geschlossen werden, um Gegendemonstranten von der Versammlungsörtlichkeit fernzuhalten. Dies führte in der Folge dazu, dass Einsatzkräfte der Polizei die Absperrgitter bei Bedarf aufzogen bzw. zuschoben, um berechtigten Personenverkehr zuzulassen. Aufgrund der Materialbeschaffenheit der Absperrgitter (Stahl) in Kombination m
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	3. Bewertung 
	 
	Nach Sichtung des vom Petenten gefertigten Videos, der Einholung einer Stellungnahme beim Polizeipräsidium sowie von technischen Beratungsleistungen bewertet das Landespolizeipräsidium den vorliegenden Sachverhalt wie folgt: 
	-
	-

	 
	Die Polizei Baden-Württemberg verfügt derzeit nicht über die Möglichkeit, Absperrgitter bei Bedarf einerseits unter Ausschluss etwaiger Beschädigungen des Untergrundes und andererseits ohne den Körpereinsatz der Einsatzkräfte lage- und bedarfsorientiert zu öffnen bzw. zu schließen, weshalb die durch den Petenten beschriebenen Tätigkeiten der Einsatzkräfte in der Gesamtschau nicht zu beanstanden sind.  
	-
	-
	-

	 
	Polizeiliche Absperrgitter müssen technisch so konstruiert und beschaffen sein, dass 
	-

	 
	–  eine Errichtung von standsicheren Absperrlinien ohne Rücksichtnahme auf die Topografie auf ebenen/unebenen sowie befestigten/unbefestigten Flä chen erfolgen kann, 
	-
	-

	 
	–  sie möglichst unempfindlich gegenüber Fremdeinwirkungen und dementsprechend langlebig sind, 
	-

	 
	–  temporäre bzw. oftmals nicht vorhersehbare Öffnungsoptionen an neuralgischen Stellen jederzeit mög lich sind (Stichwort: Rettungs- bzw. Flucht wege). 
	-
	-

	 
	Die beschriebene Robustheit führt dazu, dass die durch die Polizei genutzten Absperrgitter bereits seit mehreren Jahrzehnten zuverlässig eingesetzt werden können und ein Ende des Nutzungszyklus derzeit nicht absehbar ist.  
	 
	Mit Blick auf die Tatsache, dass die Polizei Baden-Württemberg ihr Vorgehen im Einzelfall sowie die ihr zur Verfügung stehenden Führungs- und Einsatzmittel kontinuierlich überprüft und diese gegebenenfalls an sich ändernde Rahmenbedingungen anpasst ist festzustellen, dass  
	-

	 
	–  die Polizei losgelöst von der Intention des Petenten, die lediglich einen Teilaspekt der Problemstellung abdeckt, für bestimmte Einsatzlagen zwar einen gewissen einsatztaktischen Bedarf zur Beschaffung von sogenannten „Durchlassstellen“ für Absperrgitterlinien identifiziert hat, 
	-
	-

	 
	–  die technische Implementierung dieser Durchlassstellen in Bauart und Bauform (neue Generation vs. alte Generation) in einen widerstandsfähigen Verbund derzeit jedoch nicht möglich ist,  
	-
	-

	 
	–  die Polizei im Zuge der Einsatzbewältigung auf  eine größtmögliche einsatztaktische Flexibilität – ohne Rücksicht auf fest integrierte Durchlassstellen – angewiesen ist, um lage- und bedarfsorientiert gegebenenfalls auch temporär Durchlässe in Absperrgitterlinien zu schaffen sowie  
	-

	 
	–  eine etwaige technische Nachrüstung der vorhan denen Absperrgitter (beispielsweise mit Rollen für den Einsatz auf glatten Oberflächen) aus Stabilitäts-, Sicherheits- sowie Transportgründen bis dato nicht möglich war. 
	-
	-
	-

	 
	Aufgrund der Tatsache, dass das Ende des Nutzungszyklus für die bei der Polizei Baden-Württemberg vorhandenen Absperrgitter derzeit nicht absehbar ist und sich derartige Beschaffungen auch in das Gesamtgefüge wirtschaftlich nachhaltigen Handelns einfügen sollten, ist derzeit eine Beschaffung derartiger Durchlassstellen nicht vorgesehen. 
	-
	-
	-

	 
	III. Ergebnis 
	 
	Der Petition kann mit Blick auf die vorgenannte Bewertung derzeit nicht abgeholfen werden. Gleichwohl kann das Ansinnen des Petenten bei – derzeit zeitlich nicht absehbaren – Ersatzbeschaffungen für die bei der Polizei Baden-Württemberg genutzten Absperrgitter standardmäßig unter Abwägung von taktischen, technischen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten geprüft werden.  
	-
	-
	-

	 
	Beschlussempfehlung: 
	 
	Der Petition kann derzeit nicht abgeholfen werden. 
	 
	Berichterstatter: Lorek 
	 
	 
	 
	 
	 
	15. Petition 16/5182 betr. Allgemeines Versammlungsverbot, Einschränkung des Demonstrationsrechts 
	-
	-

	 
	I. Gegenstand der Petition 
	 
	Der Petent fordert ein allgemeines Versammlungsverbot während der Corona-Pandemie. Er nimmt eine Demonstration, die am 6. Januar 2021 stattgefunden hat zum Anlass, sich grundsätzlich gegen die Abhaltung von Versammlungen während der Corona-Pandemie auszusprechen.  
	-
	-
	-

	 
	Der Petent fordert ein allgemeines Versammlungsverbot nach Möglichkeit durch Gesetz und dementsprechend eine zügige Untersagung von verbotenen Versammlungen. Demonstrationen seien nicht mit den geltenden Kontaktbeschränkungen in Einklang zu bringen. Insbesondere bei wiederkehrenden Demonstrationen, bei denen es in der Vergangenheit zu Auflagenverstößen kam, sollten strenger gehandhabt werden. Einem grundsätzlichen Verbot käme dabei eine besondere Bedeutung zu, da ein solches einfacher umzusetzen sei, als di
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Besonders verurteile er den Gebrauch von Trillerpfeifen, da diese eine große Aerosolwolke erzeugen. 
	-

	 
	II. Sachverhalt 
	 
	Nach Auskunft der zuständigen Versammlungsbehörde wurde am 2. Januar 2021 die Versammlung für den 6. Januar 2021 angemeldet. Gegenstand der Versamm lung waren insbesondere Proteste gegen die Beschränkungen der geltenden Corona-Verordnung des Landes Baden-Württemberg. 
	-
	-
	-

	 
	Eine gleichlautende Versammlung hatte bereits in der Woche zuvor am 30. Dezember 2020 stattgefunden. Dabei war es zu diversen Auflagenverstößen gegen versammlungsrechtliche Auflagen gekommen, insbesondere durch Tanzeinlagen der Teilnehmer sowie im Rahmen eines dynamischen Aufzugs. Gleiches gilt für Versammlungen am 31. Dezember 2020, die zwar nicht vom selben Anmelder getätigt worden sind, aber das gleiche Thema zum Gegenstand hatten. 
	-

	 
	Die Versammlungsbehörde hat diese in der Vergangenheit erfolgten Verstöße zum Anlass genommen, die für den 6. Januar 2021 anberaumte Versammlung zu beschränken. So wurde die Versammlung auf einen größeren Platz verlegt. Zudem wurde ein Aufzug und etwaige Folgeaufzüge im Rahmen des Koopera tionsgesprächs untersagt, weil es während eines Aufzugs und wegen der Zahl der Teilnehmer nicht möglich ist, die erforderlichen Abstände einzuhalten. Des Weiteren wurde festgelegt, dass „keine discoähnliche Musik“ gespielt
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Im Einzelnen ergingen folgende Auflagen: 
	 
	–  Je zehn Teilnehmer ist ein Ordner einzusetzen, um die Einhaltung der Auflagen dieses Bescheids und die Einhaltung der Hygieneregelungen zu gewährleisten. Sollte sich die Teilnehmerzahl erhöhen oder verringern, ist die Zahl der Ordner mit der Formel pro zehn Teilnehmer ein Ordner anzupassen. 
	-

	 
	–  Der zeitliche Verlauf der Versammlung und der Versammlungsbereich sind einzuhalten. Abweichungen sind mit der Versammlungsbehörde oder dem Polizeivollzugsdienst vor Ort abzusprechen. 
	-

	 
	–  Die Vorgaben zu den Abstandsregelungen nach  § 11 Absatz 2 i. V. m. § 2 der Corona-Verordnung BW in der aktuellen Fassung sind einzuhalten. Durch geeignete organisatorische Maßnahmen insbesondere durch Markierung auf dem Boden sowie durch Hinweise des Versammlungsleiters und der eingesetzten Ordner ist sicherzustellen, dass ein Mindestabstand von 1,5 m zu anderen Personen eingehalten wird. Neben der Einhaltung des Mindestabstandes gilt eine Verpflichtung zum Tragen einer geeigneten Mund-Nasen-Bedeckung. 
	-
	-
	-
	-
	-

	–  Zu Passanten ist generell ein ausreichender Abstand von 2 m einzuhalten. Dies ist durch geeignete organisatorische Maßnahmen (z. B. Einsatz von Flatterband, etc.) sowie durch Hinweise des Versammlungsleiters und der eingesetzten Ordner sicherzustellen. 
	-
	-
	-

	 
	–  Die Redebeiträge während der Kundgebung haben eine übergeordnete Rolle gegenüber der Musik zu spielen. Die Musikbeiträge sind je halbe Stunde auf einen 10-Minuten-Block zu begrenzen. Die Musik muss gemäßigt, dem Feiertag angemessen, abgespielt werden. Die Musik darf keinen discoähnlichen Charakter haben, auch im Hinblick, dass eine Versammlung keine Tanzveranstaltung darstellt. Hierauf und auf die fehlende Eigenschaft als Tanzveranstaltung/-umzug/-aufzug ist in geeigneter Form bei der Bewerbung der Versa
	-
	-
	-

	 
	Die Versammlung wurde schlussendlich vor Ort aufgelöst, weil sich entgegen der Absprachen und Auf lagen ein Aufzug aus der Versammlung lösen wollte und der Versammlungsleiter sowie seine eingesetzten Ordner dies nicht verhindern konnten. 
	-
	-

	 
	III. Beurteilung des Falles, insbesondere rechtliche Würdigung 
	 
	1. Allgemeines Demonstrationsverbot, mögliche Auflagen 
	-

	 
	Artikel 8 Absatz 1 Grundgesetz (GG) schützt die Freiheit, mit anderen Personen zum Zwecke einer gemeinschaftlichen, auf die Teilhabe an der öffentlichen Meinungsbildung gerichteten Erörterung oder Kundgebung örtlich zusammenzukommen. Mit der Freiheit zur kollektiven Meinungskundgabe ist die Versammlungsfreiheit für eine freiheitlich demokratische Staats ordnung konstituierend. Nach Artikel 8 Absatz 2 GG kann die Versammlungsfreiheit für Versammlungen unter freiem Himmel durch Gesetz oder aufgrund eines Gese
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Im April 2020 hat das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) im Wege der einstweiligen Anordnung über Regelungen der damals aktuellen Corona-Verordnung des Landes Baden-Württemberg entschieden, die ein generelles Versammlungsverbot mit Erlaubnisvorbehalt vorsah. In seiner Entscheidung hat das BVerfG verfassungsrechtliche Zweifel geäußert, im Ergebnis aber offengelassen, ob es Artikel 8 GG erlaubt, die Ausübung der Versammlungsfreiheit durch Rechtsverordnung einem grundsätzlichen Verbot mit Erlaubnisvorbehalt zu 
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Ein vollständiges Versammlungsverbot kommt nach dieser Rechtsprechung vor dem Hintergrund der Wahrung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes nicht in Betracht, soweit durch entsprechende Auflagen in Abhängigkeit von den jeweiligen örtlichen Begebenheiten des Einzelfalles der Infektionsschutz auf andere Weise sichergestellt werden kann.  
	-
	-
	-

	 
	Eine Untersagung der Verwendung von Trillerpfeifen kann je nach den konkreten Umständen des Einzelfalles eine mögliche Auflage zur Sicherstellung des Infektionsschutzes darstellen. 
	-
	-

	 
	In die Ermessenserwägungen im Rahmen der Entscheidung im Vorfeld einer Versammlung können darüber hinaus Erfahrungen mit vorangegangenen vergleichbaren Demonstrationen einfließen. Kam es in der Vergangenheit zu Auflagenverstößen und steht zu befürchten, dass solche auch bei künftigen Versammlungen beispielsweise derselben Gruppierung oder desselben Versammlungsleiters auftreten werden, kann dem mit entsprechenden Beschränkungen im Wege von Auflagen oder in letzter Konsequenz mit einem einzelfallbezogenen Ve
	-
	-
	-

	 
	2. Demonstration am 6. Januar 2021 
	 
	Mit den oben genannten Auflagen hat die Versammlungsbehörde sichergestellt, dass die Versammlungsfreiheit einerseits und die Belange des Infektionsschutzes in einem angemessenen Ausgleich stehen. Insbesondere wurde sichergestellt, dass keine discoähnliche Veranstaltung stattfindet und die Teilnehmer sich lediglich ortsfest versammeln. Ein darüber hinaus gehendes generelles Versammlungsverbot war nach Auskunft der zuständigen Versammlungsbehörde zum Zeitpunkt des Erlasses des Auflagenbescheides nicht angezei
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Beschlussempfehlung: 
	 
	Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 
	 
	Berichterstatter: Lorek 
	16. Petition 16/4918 betr. Führerscheinsache 
	 
	I. Gegenstand der Petition 
	 
	Die Petentin wendet sich gegen den Entzug der Fahrerlaubnis sowie die Anordnung einer medizinisch-psychologischen Untersuchung im Rahmen der Neuerteilung der Fahrerlaubnis. 
	-
	-

	 
	II. Die Prüfung der Petition ergab Folgendes: 
	 
	1. Kurze Schilderung des Sachverhalts 
	 
	Der Petentin wurde bereits am 8. August 2012 die Fahrerlaubnis durch Strafbefehl des Amtsgerichtes wegen fahrlässiger Gefährdung des Straßenverkehrs entzogen. Bei der zugrundeliegenden Verkehrsauffälligkeit am 10. Juli 2012 wurde eine Blutalkoholkonzentration von 1,76 Promille festgestellt. 
	-
	-

	 
	Auf Antrag der Petentin wurde nach einem positiven medizinisch-psychologischen Eignungsgutachten die Fahrerlaubnis der Klassen A, BE, CE am 5. September 2014 durch das Landratsamt A neuerteilt. 
	-

	 
	Ein Bericht des Polizeireviers vom 17. Oktober 2019 unterrichtete die zwischenzeitlich zuständige Fahr erlaubnisbehörde B über eine fahreignungsrelevante Auffälligkeit der Petentin. Sie hatte am Busbahnhof in […] die Verbringung in ein Zentrum für Psychiatrie verlangt. Dabei habe sie geäußert, dass sie im September 2019 einen Alkoholentzug unternommen und nun einen Rückfall erlitten habe. Es wurden ihrerseits auch Suizidabsichten geäußert. Ein durchgeführter Alkoholtest ergab eine Atemalkoholkonzentration v
	-
	-

	 
	Die Fahrerlaubnisbehörde B ordnete aufgrund der  polizeilichen Mitteilung ein fachärztliches Gutachten nach § 13 Absatz Nummer 1 Fahrerlaubnis-Verordnung an. Das Gutachten sollte die Frage klären, ob bei der Petentin eine Alkoholabhängigkeit vorliegt. Die Anordnung vom 13. Dezember 2019 wurde aufgrund einer nicht feststellbaren Meldeadresse der Petentin nach § 11 Absatz 2 Landesverwaltungszustellungsgesetz öffentlich zugestellt. 
	-
	-

	 
	Das Landratsamt B hat mit Entscheidung vom 24. Februar 2020 der Petentin die Fahrerlaubnis entzogen, nachdem sie der Anordnung vom 13. Dezember 2019 nicht fristgerecht nachgekommen war. 
	-

	 
	Die Petentin ist seit 29. Mai 2020 im Zuständigkeitsbereich des Landratsamtes C gemeldet. Sie hat am  17. September 2020 beim Landratsamt C die Neu erteilung der Fahrerlaubnis beantragt. Der Schriftwechsel zwischen der Petentin und der Fahrerlaubnisbehörde umfasst einen Entlassungsbericht des Zentrums für Psychiatrie. Aus diesem geht hervor, dass die stationäre Aufnahme der Petentin aufgrund eines Rückfalls bei bekannter Alkoholabhängigkeit erfolgte. Die Entlassung der Petentin erfolgte am 25. Oktober 2019 
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	2. Beurteilung des Falles, insbesondere rechtliche Wür digung 
	-

	 
	Werden Tatsachen bekannt, die Bedenken daran begründen, dass der Inhaber einer Fahrerlaubnis zum Führen eines Kraftfahrzeuges ungeeignet oder nur noch bedingt geeignet ist, finden die §§ 11 bis 14 Fahr erlaubnis-Verordnung (FeV) entsprechende Anwendung (§ 46 Absatz 3 FeV). 
	-
	-
	-

	 
	Geeignet zum Führen von Kraftfahrzeugen ist, wer die notwendigen körperlichen und geistigen Anforderungen erfüllt und nicht erheblich oder wiederholt gegen verkehrsrechtliche Vorschriften oder Strafgesetze verstoßen hat (§ 2 Absatz 4 Straßenverkehrsgesetz – StVG). Die notwendigen körperlichen und geistigen Anforderungen an die Eignung sind insbesondere dann nicht erfüllt, wenn ein Mangel nach der Anlage 4  oder 5 zur FeV vorliegt (§ 11 Absatz 1 FeV). 
	-
	-

	 
	Die Mitteilung der Polizei sowie eine Mitteilung des Zentrums für Psychiatrie über einen stationären Kli nikaufenthalt (Klinik für Suchttherapie und Entwöhnung) löste bei der Fahrerlaubnisbehörde Bedenken gegen die Kraftfahreignung der Petentin aus. Die vorliegenden Tatsachen ließen die Vermutung zu, bei der Petentin könnte eine Alkoholabhängigkeit bestehen. Bei einer Alkoholabhängigkeit besteht nach Num- mer 8.1 der Anlage 4 zur Fahrerlaubnis-Verordnung keine Eignung zum Führen von Kraftfahrzeugen. Hierbei
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Zustellung an die Petentin blieb erfolglos. Über das Einwohnermeldeamt wurde die aktuelle Melde anschrift durch die Fahrerlaubnisbehörde mehrfach angefragt. Die Petentin war zum Zeitpunkt der Meldeabfragen jeweils nach unbekannt abgemeldet. Der Meldebehörde war keine neue Meldeanschrift bekannt. Da der Fahrerlaubnisbehörde kein Aufenthaltsort bekannt war, durfte die Zustellung der Anordnung vom 13. Dezember 2019 durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen, (§ 11 Absatz 1 Nummer 1 Verwaltungszustellungsges
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Auch nach der öffentlichen Zustellung veranlasste die Fahrerlaubnisbehörde mehrere Meldeanfragen, die erfolglos blieben. 
	-

	 
	Nachdem das geforderte ärztliche Gutachten nicht innerhalb der gesetzten Frist vorgelegt wurde, durfte die Fahrerlaubnisbehörde nach § 11 Absatz 8 FeV auf die Nichteignung der Petentin schließen. Die Fahrerlaubnis ist zu entziehen, wenn sich der Inhaber einer Fahrerlaubnis als nicht geeignet erweist (§ 3 Absatz 1 StVG, §§ 3 Absatz 1, 46 Absatz 1 FeV). 
	-
	-
	-

	 
	Zum Zeitpunkt der Entscheidung der Fahrerlaubnisbehörde am 24. Februar 2020 konnte der Aufenthaltsort der Petentin weiterhin nicht ermittelt werden, die Voraussetzungen für eine öffentliche Zustellung nach § 11 Absatz 1 LVwZG lagen vor, die Vorgaben nach § 11 Absatz 2 LVwZG wurden eingehalten. 
	-
	-

	 
	Im Rahmen der Neuerteilung der Fahrerlaubnis gelten die Vorschriften für die Ersterteilung (§ 20 Absatz 1 FeV). Die Petentin muss somit über die erforderliche Eignung zum Führen von Kraftfahrzeugen verfügen (§ 11 Absatz 1 FeV). 
	 
	Aufgrund der Entziehung der Fahrerlaubnis sowie des Schriftwechsels der Petentin mit der Fahrerlaubnisbehörde bestehen erhebliche Zweifel an der Kraftfahreignung der Petentin. Der Fahrerlaubnisbehörde liegt ein Entlassungsbericht des Zentrums für Psychiatrie vor, wonach die stationäre Aufnahme aufgrund eines Rückfalls bei bekannter Alkoholabhängigkeit erfolgte.  
	-
	-

	 
	Die Anordnung einer medizinisch-psychologischen Untersuchung nach § 13 Nummer 2 Buchstabe e FeV im Rahmen der Bearbeitung des Antrages auf Neu erteilung der Fahrerlaubnis erfolgte daher zu Recht. Bei dem vorliegenden Sachverhalt ist die Behörde verpflichtet aufzuklären, ob ein Alkoholmissbrauch oder eine Alkoholabhängigkeit besteht, bevor eine Neuerteilung der Fahrerlaubnis erfolgen kann.  
	-

	 
	Die Petentin hat zwei ärztliche Bescheinigungen zu ihrer Petition nachgereicht. Eine ärztliche Bescheinigung nach Anlage 5 zur Fahrerlaubnis-Verordnung vom 13. August 2020 sowie eine augenärztliche Bescheinigung nach Anlage 6 zur Fahrerlaubnis-Verordnung vom 15. September 2020. 
	-
	-
	-

	 
	Die beiden vorgelegten Bescheinigungen werden für die Erteilung einer Fahrerlaubnis der Klassen C1, C1E, C, CE, D1, D1E, D oder DE benötigt. Sie sind erforderlich, um die körperliche Eignung der Antragstellerin überprüfen zu können. Die rechtliche Grundlage für die ärztliche Untersuchung ist § 11 Absatz 9 Fahrerlaubnis-Verordnung, für die augenärztliche Untersuchung § 12 Absatz 6 Fahrerlaubnis-Verordnung. Für die Neuerteilung der Fahrerlaubnis gelten nach  § 20 Absatz 1 Satz 1 Fahrerlaubnis-Verordnung die V
	-
	-
	-

	 
	Im Rahmen der Untersuchung nach Anlage 5 zur Fahr erlaubnis-Verordnung erfolgt eine ärztliche Begut achtung im Hinblick auf Erkrankungen, welche die Fahreignung oder die bedingte Fahreignung aus schließen. Hierfür reicht im Regelfall eine orientierende Untersuchung durch den Arzt/die Ärztin aus. Eine Untersuchung nach Anlage 5 zur Fahrerlaubnis-Verordnung kann bestehende Zweifel an der Eignung im Hinblick auf eine Alkoholproblematik jedoch nicht ausräumen. Hierfür fehlt es dieser Untersuchungsform an der ps
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	Die Untersuchung nach Anlage 6 zur Fahrerlaubnis-Verordnung umfasst nur das Sehvermögen. Im Rahmen der Untersuchung wird geprüft, ob die Vorgaben an das Sehvermögen erfüllt werden. Weitere Untersuchung erfolgen in diesem Zusammenhang nicht. 
	-
	-

	 
	Mit der nachgereichten ärztlichen Bescheinigung sowie der augenärztlichen Bescheinigung können die bestehenden Zweifel an der Eignung der Petentin aufgrund der bekannten Alkoholvorgeschichte (Alkohol abhängigkeit) nicht ausgeräumt werden. Hierfür bedarf es einer medizinisch-psychologischen Untersuchung. Nach § 13 Nummer 2 Buchstabe e) Fahrerlaub nis-Verordnung ist die Vorlage eines Gutachtens einer medizinisch-psychologischen Untersuchung anzuordnen, wenn zu klären ist, ob Alkoholabhängigkeit nicht mehr bes
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Anordnung einer medizinisch-psychologischen Untersuchung nach § 13 Nummer 2 Buchstabe e) Fahr erlaubnis-Verordnung im Rahmen des Antrags auf Neuerteilung der Fahrerlaubnis erfolgte zu Recht. 
	-

	 
	Beschlussempfehlung: 
	 
	Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 
	 
	Berichterstatter: Kenner 
	 
	 
	 
	 
	 
	17. Petition 16/5114 betr. Zulassung zum Abitur, Corona-Pandemie 
	 
	I. Gegenstand der Petition 
	 
	Der Petent fordert, das einjährige Praktikum als Nachweis des berufsbezogenen Teils der in der gymnasialen Oberstufe erworbenen Fachhochschulreife erlassen zu bekommen sowie die sofortige Ausgabe des Fachhochschulreifezeugnisses, sofern ihm nicht die Möglichkeit eingeräumt wird, an der mündlichen Abiturprüfung teilzunehmen. 
	-
	-
	-
	-

	 
	II. Die Prüfung ergab Folgendes: 
	 
	1. Sachverhalt 
	 
	Der Petent, der bereits die Jahrgangsstufe 1 in Kursstufen an einem beruflichen Gymnasium wiederholt hatte, erhielt am 14. Juli 2020 gemäß § 23 Abiturprüfungsverordnung berufliche Gymnasien (BGVO) den Nichtzulassungsbescheid zur mündlichen Abiturprüfung am Technischen Gymnasium (neun Kurse wurden mit weniger als 5 Notenpunkten bewertet, wobei nur maximal acht „unterpunktete“ Kurse zugelassen sind). Zuvor war der Petent im Profilfach Mechatronik (Maschinenbau und Elektrotechnik) im Bereich Maschinenbau unent
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Der anwaltlich vertretene Petent legte daraufhin am 15. Juli 2020 beim Regierungspräsidium Widerspruch gegen die Nichtzulassung zur mündlichen Abiturprüfung ein.  
	-

	 
	Auf den Vorwurf des Petenten hin, ihm sei vor der mündlichen Abiturprüfung keine angemessene Möglichkeit eingeräumt worden, durch eine schriftliche Wiederholungsarbeit eine Verbesserung der Note zu erzielen, wurde ihm nachträglich eine zusätzliche schriftliche Leistungsfeststellung im Bereich Elektrotechnik ermöglicht. Der Rechtsanwalt des Petenten wurde diesbezüglich am 20. Juli 2020 informiert. Die Leistungsfeststellung wurde auf den 24. Juli 2020 datiert und das Thema „Operationsverstärkerschaltungen“ zu
	-
	-
	-
	-

	 
	Als Ergebnis des schriftlichen Leistungsnachweises erreichte der Petent 5 Notenpunkte, die für den Bereich Elektrotechnik in Verrechnung mit der mündlichen Note die Endpunktzahl von 4 Notenpunkte ergab. Die für seine Zulassung zur Abiturprüfung erforderliche Leistung von mindestens 11 Notenpunkte im zusätzlichen schriftlichen Leistungsnachweis wurde deutlich verfehlt. Der Petent erreichte damit im 2. Halb jahr der Jahrgangsstufe 2 im Profilfach Mechatronik  3 Notenpunkte. 
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Der bereits zuvor für den Petenten aufgetretene Rechtsanwalt teilte per E-Mail am 26. Juli 2020 anschließend mit, dass die Nachprüfung nicht ordnungsgemäß abgelaufen sei. Auf Nachfrage des Regierungspräsidiums, wie die E-Mail zu verstehen sei, teilte dieser mit, dass das Mandatsverhältnis nicht mehr bestehe. 
	-
	-

	 
	Der Petent hätte auch die Jahrgangsstufe 2 wiederholen können, nachdem er bereits die Jahrgangsstufe 1 wiederholt hatte. Zwar hatte die Schule in diesem Zusammenhang vor den Sommerferien widersprüchliche Informationen an den Petenten weitergeleitet, eine Klarstellung und ein erneuter Hinweis auf die Möglichkeit der Wiederholung zur Verbesserung der bisherigen Kursnoten erfolgte dann jedoch sowohl im Oktober 2020 als auch nochmals im November 2020. Von der Möglichkeit der Wiederholung zur Verbesserung der bi
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Auf schriftliche Nachfrage des Regierungspräsidiums (Schreiben vom 16. Dezember 2020) teilte der Petent mit Schreiben vom 3. Januar 2021 mit, dass sowohl sein Widerspruch gegen die Nichtzulassung zur münd lichen Abiturprüfung weiterhin bestehe als auch seine Beschwerde im Zusammenhang mit der nachträglich erhobenen Leistungsfeststellung. 
	-

	2. Rechtliche Würdigung 
	 
	Soweit der Petent eine unrechtmäßige Nichtzulassung zur mündlichen Abiturprüfung vorträgt, insbesondere, dass die ihm ermöglichte, zusätzliche Leistungsprüfung im Profilfach nicht ordnungsgemäß erfolgt sei, als dass beispielsweise ein „Randthema“ geprüft worden sei, so hat die gemeinsame Nachprüfung des Kultusministeriums und des Regierungspräsidiums ergeben, dass das Prüfungsthema eines von mehreren Lehrplaneinheiten im Bildungsplan ist. Zudem wurde dem Petenten zuvor ausdrücklich das Prüfungsthema genannt
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	In Bezug auf den Erwerb der Fachhochschulreife in der gymnasialen Oberstufe gilt:  
	 
	Die Fachhochschulreifeprüfung ist ein Abschluss, der dem beruflichen Schulwesen zuzuordnen ist. Er umfasst neben dem schulischen Teil zwingend einen berufsbezogenen Teil.  
	-
	-

	 
	Die Voraussetzungen zum Erwerb der Fachhochschulreife in der gymnasialen Oberstufe sind in der Vereinbarung zur Gestaltung der gymnasialen Oberstufe und der Abiturprüfung (Beschluss der Kultus ministerkonferenz vom 7. Juli 1972 i. d. F. vom 15. Fe bruar 2018) geregelt. In Baden-Württemberg wird die Vereinbarung der Kultusministerkonferenz durch die Verordnung des Kultusministeriums über den Erwerb der Fachhochschulreife in der gymnasialen Oberstufe (FHSRGymVO) vom 17. Mai 2009 umgesetzt.  
	-
	-
	-
	-

	 
	Für den Erwerb des schulischen Teils der Fachhochschulreife sind in vorgeschriebenen Fächern bestimmte Mindestpunktzahlen nachzuweisen. 
	-
	-

	 
	Der berufsbezogene Teil der Fachhochschulreife kann durch eine abgeschlossene Berufsausbildung, ein einjähriges Praktikum oder ein freiwillig abgeleistetes soziales oder ökologisches Jahr, den Wehr- oder Zivildienst sowie den Bundesfreiwilligendienst abgeleis tet werden.  
	-
	-
	-

	 
	Nur wer die Voraussetzungen sowohl für den schulischen Teil als auch für den berufsbezogenen Teil der Fachhochschulreife erfüllt, erhält auf Antrag das Zeugnis der Fachhochschulreife, das gemäß o. g. Kultusministerkonferenz-Vereinbarung bundesweit – mit Ausnahme der Länder Bayern und Sachsen – anerkannt wird. Die Nichterfüllung der Voraussetzungen für den berufsbezogenen Teil führen zu einer Nicht anerkennung des Abschlusses.  
	-
	-
	-
	-

	 
	Am 21. April 2020 hat die Kultusministerkonferenz den Beschluss „Regelungen für die gegenseitige Anerkennung von Abschlüssen beruflicher Schulen unter den Gegebenheiten und Auswirkungen der Corona-Pandemie“ gefasst. Dieser enthielt u. a. die Regelung, dass der Zuerkennung von Abschlüssen und deren Anerkennung im Abschlussjahr 2020 nicht entgegensteht, wenn unter anderem Praxiszeiten und Zeiten von Betriebspraktika aufgrund der besonderen Umstände der Pandemie nicht eingehalten werden können. Zielrichtung de
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	In Bezug auf den angestrebten Fachhochschulreife abschluss zählt der Petent jedoch zum Abschlussjahrgang 2021, da ihm die Fachhochschulreife regulär erst nach dem Nachweis des für den Erwerb der Fachhochschulreife vorgeschriebenen einjährigen Praktikums zuerkannt werden kann. Wenn sein Praktikum vorzeitig endete, obliegt es ihm, für die verbleibende Zeit einen anderen Praktikumsplatz zu suchen. Sollten diese Bemühungen keinen Erfolg haben, kann nach Ablauf des regulären Praktikumsjahres, das für den Petente
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Im Sommer 2020, zu der Zeit, als sich der Petent um eine Praktikumsstelle bemühte, war die Corona-Situation vergleichsweise entspannt. Alternativ zum Praktikum wäre es ihm rechtlich auch möglich gewesen, zum Beispiel ein Freiwilliges Soziales Jahr (FSJ) zu beginnen. 
	-
	-

	 
	Da das einjährige Praktikum gemäß FHSRGymVO nicht einschlägig sein muss, steht es dem Petenten rechtlich offen, die fehlende Praktikumszeit in einem anderen Bereich zu absolvieren, wie zum Beispiel in Wirtschaftszweigen, die aufgrund der Corona-Situa tion aktuell keine Einbußen zu verkraften haben. Abgeleistete Dienste im Rahmen eines freiwilligen sozialen oder ökologischen Jahres, des Wehr- oder Wehrersatzdienstes oder des Bundesfreiwilligendienstes von unter einem Jahr werden außerdem auf die Dauer des Pr
	-
	-
	-
	-

	 
	Entscheidend dafür, ob dem Petenten die Fachhochschulreife nach Ablauf des regulären Praktikumsjahres, das mit der Aufnahme seines Praktikums begonnen hat, zuerkannt werden kann, wird insoweit zumindest und in jedem Fall sein, dass der Petent nachweisen kann, dass er sich intensiv um eine Anschluss tätigkeit nach Beendigung seines ursprünglich im August 2020 begonnenen und vorzeitig im Dezember 2020 beendeten Praktikums bemüht hat.  
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Beschlussempfehlung: 
	 
	Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 
	 
	Berichterstatterin: Miller 
	 
	 
	 
	 
	 
	18. Petition 16/5076 betr. Öffnungszeiten eines Spielplatzes  
	 
	Der Petent ist der Ansicht, der von ihm genannte Spielplatz habe nur deshalb eine verkürzte Öffnungszeit, weil ein Stadtrat neben dem Spielplatz wohne und abends „seine Ruhe haben“ wolle. Auf allen anderen Spielplätzen der Stadt seien die Öffnungszeiten auf 22:00 Uhr begrenzt; im Falle des in Rede stehenden Spielplatzes ende die Öffnungszeit bereits um 19:00 Uhr. 
	-
	-
	-

	 
	Der Petent fordert eine Überprüfung des Sachverhalts auf eine eventuelle Vorteilsnahme durch den Stadtrat, darüber hinaus eine Ausweitung der Öffnungszeiten bis 22:00 Uhr und Mitteilung des für die verkürzte Öffnungszeit des Spielplatzes Verantwortlichen. 
	 
	Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben: 
	 
	Nach Mitteilung der Stadtverwaltung wurde der Spielplatz im Jahr 2009 umgestaltet. Danach sei er in den Abendstunden vermehrt von Jugendlichen als Treffpunkt genutzt worden. Der Verschmutzungsgrad (durch bspw. Zigarettenstummel, Glasscherben) und die Lärmbelästigung für die Anwohner hätten deshalb stark zugenommen. Der kommunale Ordnungsdienst, der in der Folge damals häufig gerufen worden sei, habe daraufhin empfohlen, die Öffnungszeit auf 19:00 Uhr zu begrenzen. Es könne heute nicht mehr genau nachvollzog
	-
	-
	-
	-

	 
	Da es bislang im betroffenen Stadtteil weder aus der Bürgerschaft noch seitens des Ortschaftsrats den Wunsch nach einer Ausweitung der Öffnungszeit für den in Rede stehenden Spielplatz gegeben habe, ist die Schließzeit bislang nicht angepasst worden. Die Stadt wird die Petition zum Anlass nehmen, den Spielbetrieb auf dem Spielplatz zu prüfen und dann gegebenenfalls die Öffnungszeit ausweiten. 
	 
	Nach Auskunft der Stadt bestand die verkürzte Öffnungszeit schon seit mindestens vier Jahren vor dem Zuzug des betreffenden Stadtradts. Die Stadt verwahrt sich entschieden gegen die Unterstellung, sie habe dem Stadtrat einen unrechtmäßigen Vorteil gewährt.
	-

	Rechtliche Würdigung: 
	 
	Bei den städtischen Spielplätzen handelt es sich um öffentliche Einrichtungen nach § 10 Absatz 2 der Gemeindeordnung (GemO), die von der Stadt im Rahmen ihres Selbstverwaltungsrechts in eigener Verantwortung errichtet und unterhalten werden. Ein Anspruch auf Nutzung einer öffentlichen Einrichtung zu bestimmten Zeiten gibt es nicht. § 10 Absatz 2 GemO vermittelt lediglich ein subjektives Recht auf Benutzung in dem von der Stadt vorgegebenen Rahmen.  
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Aufsicht in weisungsfreien Angelegenheiten beschränkt sich nach § 118 Absatz 1 GemO darauf, die Gesetzmäßigkeit sicherzustellen, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Anhaltspunkte für Rechts verstöße durch die Stadt, die ein Einschreiten der Rechtsaufsichtsbehörde rechtfertigen könnten, sind nicht ersichtlich. Fragen der Zweckmäßigkeit sind bei Angelegenheiten der kommunalen Selbstverwaltung einer Überprüfung durch die Rechtsaufsicht des Landes entzogen. 
	-
	-
	-

	 
	Ergebnis: 
	 
	Der Vorwurf der Vorteilsnahme wurde überprüft und konnte ausgeschlossen werden. Die Ausweitung der Öffnungszeiten wird derzeit neu evaluiert.  
	 
	Beschlussempfehlung: 
	 
	Mit der Zusage der Stadt, die Öffnungszeit des Spielplatzes zu überprüfen, wird die Petition für erledigt erklärt. Darüber hinaus kann ihr nicht abgeholfen werden.  
	-

	 
	Berichterstatter: Salomon 
	 
	 
	 
	 
	 
	19. Petition 16/5397 betr. Gesetzesinitiative zur Direktwahl des Bundespräsidenten 
	-

	 
	Der Petent bittet darum, sich für die Einführung einer Direktwahl des Bundespräsidenten einzusetzen. Dies soll ggf. auch im Wege eine Bundesratsinitiative erfolgen. 
	-

	 
	Die Prüfung der Petition ergab das Folgende: 
	 
	Für eine Änderung der Regelung des Artikels 54 Grundgesetz über die Wahl des Bundespräsidenten wäre der Bundesgesetzgeber zuständig. Der Petent hat sich mit demselben Begehren bereits auch unmittelbar an den Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages gewandt. 
	 
	Das derzeitige Wahlverfahren entspricht etablierten Verfassungsgrundsätzen. Es wird daher kein Anlass gesehen, eine Bundesratsinitiative mit dem Ziel einer Direktwahl des Bundespräsidenten in die Wege zu leiten. 
	Beschlussempfehlung: 
	 
	Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 
	 
	Berichterstatter: Salomon 
	 
	 
	 
	 
	 
	20. Petition 16/5243 betr. Rassismus 
	 
	I. Gegenstand der Petition 
	 
	Die Petentin macht einen „institutionellen Rassismus“ im deutschen Bildungssystem und an den Hochschulen geltend und begehrt mit dieser Begründung die Einführung bzw. Umsetzung verschiedener und nachfolgend zusammenfassend wiedergegebenen Maßnahmen an den Hochschulen in Baden-Württemberg. Die Maßnahmen sollen laut der Petentin dazu dienen, den „institutionellen Rassismus“ an den Hochschulen zu erkennen, zu benennen und zu dekonstruieren. Unter „institutionellem Rassismus“ versteht die Petentin  dabei die „S
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Petentin fordert unter anderem: 
	 
	–  Die Einführung von Antidiskriminierungsstellen zugänglich an allen Hochschulen, 
	 
	–  die Anstellung von BIPoC (Abkürzung für „Black, Indigenous and People of Color“) mit Expertise im Diversity Management, 
	 
	–  die Erarbeitung und Umsetzung von Maßnahmen zum Abbau „institutionell rassistischer Strukturen“, 
	 
	–  die (verpflichtende) Weiterbildung zum Thema Anti-Rassismus für alle Personen mit „Lehr-, Ausbildungs- und Leitungsaufgaben“, z. B. durch E-Learning-Angebote, unter Einbezug von BIPoC, 
	-

	 
	–  die Überprüfung der Fachexpertise von Dozierenden bei Veranstaltungen zu Themen wie z. B. Rassismus, Diskriminierung, Diversität oder soziale Ungleichheit sowie das Bemühen, diese Positionen mit BIPoC zu besetzen, 
	-
	-

	 
	–  die verpflichtende Aufarbeitung von Beschwerden in Bezug auf Rassismus anhand von „Trainings/Selbstreflexionen/Beratungen/Gesprächen“, begleitet durch BIPoC, 
	-

	 
	–  die Überarbeitung bestehender Maßnahmen unter Einbezug von BIPoC sowie die Schaffung von Öffentlichkeit und Transparenz zu den Maßnahmen. 
	-

	 
	Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben: 
	 
	Baden-Württemberg positioniert sich klar gegen  Rassismus und Diskriminierung und für eine viel fältige und tolerante Gesellschaft. Dafür tragen auch die Hochschulen in Baden-Württemberg Verantwortung. 
	-
	-

	Aufgrund seiner grundsätzlichen Bedeutung hat das Wissenschaftsministerium das Thema Vielfalt und Diversity in Wissenschaft und Forschung fest als Hochschulaufgabe im Landeshochschulgesetz (LHG) verankert. Die Hochschulen in Baden-Württemberg sind nach § 2 Absatz 4 Satz 1 LHG aufgefordert, bei der Erfüllung ihrer Aufgaben die Vielfalt ihrer Mitglieder und Angehörigen zu berücksichtigen. Die Hochschulen tragen dabei insbesondere dafür Sorge, dass alle ihre Mitglieder und Angehörigen unter anderem unabhängig 
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Hochschulen in Baden-Württemberg sind bereits jetzt gemäß § 4a Absatz 2 LHG verpflichtet, für ihre Mitglieder und Angehörigen eine Ansprechperson für Antidiskriminierung zu bestellen und Regelungen zum weiteren Verfahren zu treffen. Die Hochschulen wirken demnach darauf hin, dass ihre Mitglieder und Angehörigen vor Diskriminierungen aus rassistischen Gründen, wegen der ethnischen Herkunft oder der  religiösen und weltanschaulichen Identität geschützt werden.  
	 
	In der Gesetzesbegründung zum Gesetzentwurf der Landesregierung vom 20. Oktober 2020 zum Vierten Hochschulrechtsänderungsgesetz (4. HRÄG; Drucksache 16/9090) ist zu § 4a Absatz 2 LHG ferner festgeschrieben, dass die Ansprechperson für Antidiskriminierung den maßgeblichen Stellen der Hochschule, insbesondere der Hochschulleitung und dem Senat, regelmäßig, beispielsweise semesterweise oder jährlich, in anonymisierter Form über ihre Arbeit berichten soll. Dies soll es den Hochschulen ermöglichen, frühzeitig vo
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Zudem gelten die Regelungen des Allgemeinen Gleich behandlungsgesetzes (AGG) für Beschäftigte unmittelbar und gemäß § 4a Absatz 4 LHG teilweise (§ 7 Absatz 1, § 12 Absätze 1 bis 4 sowie § 13 Absatz 1 AGG) für Mitglieder und Angehörige der Hochschulen, die keine Beschäftigten sind, entsprechend. Baden-Württemberg hat mit dieser Regelung dafür Sorge getragen, dass zum Beispiel auch Studierende teilweise unter Schutzbereich des AGG fallen. Die Hochschulen sind nach § 13 Absatz 1 AGG verpflichtet, Beschwerdeste
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Personen, die an Hochschulen in Baden-Württemberg eine Diskriminierung erfahren (d. h. unter anderem Mitarbeitende, Studierende), können sich ferner an die Antidiskriminierungsstelle des Landes (LADS) wenden. Die LADS führt selbst keine umfassende Beratung durch, sie informiert jedoch darüber, welche Beratungsstellen gegen Diskriminierung Betroffenen in Baden-Württemberg für eine Beratung zur Verfügung stehen. Diese Beratungsstellen, zusammengeschlossen in der Landesarbeitsgemeinschaft Antidiskriminierungsb
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Hochschulen im Land verstehen sich als Orte der Vielfalt und des wertschätzenden und respektvollen Miteinanders. Zahlreiche Hochschulen haben über die bereits genannten gesetzlichen Vorgaben hinaus verschiedene Maßnahmen ergriffen, um ihre Mitglieder und Angehörigen vor Rassismus und Diskriminierung zu schützen und sich aktiv für Vielfalt und Diversität einzusetzen. Beispielhafte Maßnahmen sind die Verankerung von Diversität im Universitätsleitbild (z. B. Universität Heidelberg), die Einrichtung von Pro
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Sicherstellung der jeweils konkreten fachlichen Expertise der Dozierenden für die von ihnen durchgeführten Veranstaltungen – auch für Veranstaltungen zu Themen wie z. B. Rassismus, Diskriminierung, Diversität oder soziale Ungleichheit – liegt im Verantwortungsbereich der Hochschulen. Inwieweit entsprechende Maßnahmen von BIPoC wahrgenommen oder begleitet werden, kann nicht bewertet werden, da entsprechende Erhebungen nicht vorliegen. Gleiches gilt für mögliche Weiterbildungsangebote im Bereich Antidiskr
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass der Diskriminierungsschutz an den Hochschulen in Baden-Württemberg – unter anderem durch die Einrichtung von Ansprechpersonen für Antidiskriminierung gemäß LHG und Beschwerdestellen für die Beschäftigten, Mitglieder und Angehörigen der Hochschule gemäß AGG – bereits auf breiter rechtlicher Grund lage fest verankert ist und die Hochschulen des Landes auch darüber hinaus zahlreiche Maßnahmen zum Schutz ihrer Mitglieder vor Rassismus und Diskriminierung umgesetzt und
	-

	Beschlussempfehlung: 
	 
	Die Petition wird, nachdem ihr mit den dargelegten Maßnahmen bereits weitgehend ab geholfen werden konnte, für erledigt erklärt. 
	-
	-

	 
	Berichterstatterin: Seemann 
	 
	 
	 
	 
	 
	21. Petition 16/5117 betr. Corona, Religionsfreiheit 
	 
	Der Petent wendet sich mit seiner Petition im Wesentlichen gegen die Ermächtigungsgrundlage in § 12 Absatz 3 CoronaVO, auf deren Grundlage das Kultus ministerium durch Rechtsverordnung weitere Vorgaben zum Infektionsschutz, insbesondere Obergrenzen der Personenanzahl, erlassen kann. Der Petent begehrt die Aufhebung der vorstehenden Vorschrift. Der Petent beruft sich auf die Glaubensfreiheit nach Artikel 4 Absatz 1 Grundgesetz (GG). Ohne nähere Begründung sieht er einen Eingriff hierin und hält § 12 Absatz 3
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben: 
	 
	Die Glaubensfreiheit sowie die Religionsausübungsfreiheit in Artikel 4 Absatz 1 GG erstreckt sich auch auf die äußere Freiheit, den eigenen Glauben zu betätigen und in Gemeinschaft mit Anderen gemäß dem eigenen Selbstverständnis Gottesdienste zu feiern. Obergrenzen der Personenanzahl in Gottesdiensten und ähnlichen religiösen Veranstaltungen stellen einen Eingriff in das Recht auf Glaubensfreiheit dar. 
	-

	 
	Einschränkungen von Artikel 4 Absatz 1 GG müssen sich aus der Verfassung selbst ergeben, weil dieses Grundrecht keinen Gesetzesvorbehalt enthält. Zu solchen verfassungsimmanenten Schranken zählen die Grundrechte Dritter sowie Gemeinschaftswerte von Verfassungsrang. Als mit der Glaubensfreiheit in Widerstreit tretendes Verfassungsgut, das einen Eingriff in die Religionsfreiheit im vorliegenden Zusammenhang rechtfertigt, kommt die ebenfalls im Verfassungsrang stehende staatliche Verpflichtung zum Schutz des L
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Das Grundgesetz begründet für den Staat in Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 GG eine Schutzpflicht gegen Gefährdungen der Grundrechte des Lebens und der körper lichen Unversehrtheit. Gegenüber den sehr konkreten Gefahren für Gesundheit und Leben muss das grundrechtlich geschützte Recht auf Religionsausübung in Teilen zurücktreten. In Gottesdiensten und ähnlichen religiösen Veranstaltungen kommen Menschen zusammen. Damit würde sich die Gefahr der Ansteckung mit dem Virus, der Erkrankung vieler Personen (konkret zume
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Einschränkung in § 12 Absatz 3 CoronaVO in der Fassung vom 30. November 2020 beruht auch auf der hinreichend bestimmten gesetzlichen Grundlage in  § 28a Absatz 1 Nr. 10 Infektionsschutzgesetz (IfSG). Vor dem Hintergrund, dass § 28a IfSG die möglichen Schutzmaßnahmen aus § 28 IfSG mit Blick auf den Bestimmtheitsgrundsatz konkretisiert, bestehen keine verfassungsrechtlichen Bedenken gegen die Einschränkung der Religionsfreiheit. Der Verordnungsgeber hat bei Schaffung des § 12 CoronaVO stets die Bedeutung 
	-
	-
	-

	 
	Das Land ist sich der schwerwiegenden Folgen der Grundrechtseinschränkungen bewusst. Das Land muss aufgrund der sehr dynamischen Lage derzeit recht kurzfristig Entscheidungen treffen. Hierbei hat es immer zwischen dem Schutz der Bevölkerung auf der einen Seite sowie persönlichen, gesellschaftlichen und kulturellen Interessen auf der anderen Seite abzuwägen. Der starke Anstieg der Infektionszahlen in dieser zweiten Welle sowie die besorgniserregende Zahl an Todesfällen in Zusammenhang mit dem Virus SARS-CoV-
	-
	-
	-
	-

	 
	Der Alltag soll daher nur soweit beschränkt werden, wie es die jeweilige Lage erfordert. Das aktuelle Infektionsgeschehen in Baden-Württemberg ist zurzeit sehr dynamisch; landesweit wurden sehr kritische Inzidenzwerte erreicht. Das Gesundheitssystem droht unter den massiven Infektionszahlen zu kollabieren und die medizinische Versorgung der Bevölkerung kann bei ungebremstem Infektionsgeschehen nicht mehr gewährleistet werden.  
	-
	-

	 
	Das Land trägt Sorge für seine Bevölkerung. Einschränkungen des täglichen, sozialen Lebens werden vor dem Hintergrund des Infektionsgeschehens differenziert betrachtet und bewertet. Daher ermöglicht die Corona-Verordnung dem Kultusministerium in § 12 Absatz 3, im Falle einer Verschlimmerung des Pandemiegeschehens effektiv und zeitnah zu reagieren. Bei der derzeitigen Gefahrensituation und der sich hieran anschließenden dynamischen Strategie zur Bekämpfung der epidemiologischen Gefahren ist es nicht hinnehmb
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Keinesfalls positioniert sich das Land für oder gegen die Religionsausübung. Das Land sichert weiterhin  eine ungestörte Religionsausübung zu, selbstverständlich in dem Rahmen, in dem man Religionsausübung unter infektiologischen Gesichtspunkten vertreten kann.
	-

	Beschlussempfehlung: 
	 
	Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 
	 
	Berichterstatter: Kenner 
	 
	 
	 
	 
	 
	22. Petition 16/5138 betr. Beschwerde über Ausgangsbeschränkungen während der Corona-Pandemie 
	-

	 
	Mit seiner Eingabe beanstandet der Petent insbesondere die Ausgangsbeschränkungen, wie sie durch die Verordnung der Landesregierung zur Änderung der Corona-Verordnung vom 11. Dezember 2020 sowie vom 16. Januar 2021 getroffen worden sind, gerade auch vor dem Hintergrund, dass Schulen, Kindergärten und Kindertagesstätten bis zum Beginn der Weihnachtsferien weiterhin offen waren. Hierzu schlägt er vor, für Schülerinnen und Schüler, welche nicht über die erforderliche Infrastruktur verfügen und/oder deren Elter
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben: 
	 
	Die Maßnahmen der Landesregierung zur Bekämpfung der Corona-Pandemie beruhen auf einem Gesamtkonzept, welches zudem weitestgehend mit den Regierungsverantwortlichen in den anderen Bundesländern und dem Bund abgestimmt sind. Das Konzept beruht darauf, die Anzahl der physischen Kontakte unter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit zu reduzieren. Bei den für November 2020 vorgesehenen Maßnahmen ging man – auch auf der Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnisse – davon aus, dass eine Senkung der Infek
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Ebenfalls von Beschränkungen ausgenommen wurden Ansammlungen, die der Aufrechterhaltung des Arbeits-, Dienst- oder Geschäftsbetriebes, der öffentlichen Sicherheit oder der sozialen Fürsorge dienen. Bildung ist ein hohes Gut, das den Schlüssel für individuellen und wirtschaftlichen Wohlstand und eine Grundlage für den Zusammenhalt und die Weiterentwicklung unserer Gesellschaft darstellt. In einer globalisierten und digitalen Welt kann unser Land auch in Zukunft nur mit einem leistungsstarken und qualitativ h
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Nach Überzeugung der Landesregierung sind Ausgangsbeschränkungen, wie sie mit der 5. Verordnung der Landesregierung zur Änderung der Corona-Verordnung vom 11. Dezember 2020 getroffen worden sind, gesamtgesellschaftlich im Verhältnis zu Schulschließungen als weniger einschneidend einzustufen. Die Landesregierung greift dabei auf Maßnahmen zurück, die in der Vergangenheit lokal beschränkt bereits in sogenannten Hotspot-Gebieten im Land und in anderen Mitgliedsstaaten der Europäischen Union zum Einsatz gekomme
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die erheblichen Einschränkungen in den Lebensgewohnheiten vieler Menschen waren der Landesregierung ebenso bewusst, wie die Tatsache, dass sich diese Einschränkungen individuell sehr unterschiedlich auswirken können. Die Pandemiebekämpfung macht es jedoch erforderlich, möglichst einheitliche Vorgaben für typische Sachverhalte zu regeln und – wie oben dargelegt – auf gesamtgesellschaftliche Prioritäten, ggf. auch Privilegierungen zu setzen.  
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Beschlussempfehlung:  
	 
	Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 
	 
	Berichterstatter: Kenner 
	23. Petition 16/5142 betr. Corona-Verordnung, Aus gangsbeschränkungen 
	-

	 
	Mit ihrer Eingabe vom 14. Dezember 2020 beanstandet die Petentin die Ausgangsbeschränkungen, wie sie durch die Verordnung der Landesregierung zur Änderung der Corona-Verordnung vom 11. Dezember 2020 getroffen worden sind, insbesondere die Festlegungen der Tages- und Nachtzeiten auf 5:00 Uhr bis 20:00 Uhr bzw. 20:00 Uhr bis 5:00 Uhr des Folgetags. Die Petentin möchte erreichen, dass die Bestimmungen über die Ausgangsbeschränkungen überprüft werden, da diese einen erheblichen Eingriff in die Freiheitsrechte b
	-
	-
	-

	 
	Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben: 
	 
	Mit der 5. Verordnung zur Änderung der Corona-Verordnung vom 11. Dezember 2020 hat die Landesregierung auf die besorgniserregende Entwicklung des Infektionsgeschehens im Land reagiert und das bisherige Maßnahmenpaket zur Bekämpfung der Corona-Pandemie unter anderem durch die Anordnung von Ausgangsbeschränkungen im Sinne von § 28a Absatz 2 Nr. 2 IfSG ergänzt. Die konkreten Beschränkungen sind abhängig von der jeweiligen Tag-/Nachtzeit. Das Verlassen des privaten Wohnbereichs war nur zu bestimmten Zeiten und 
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Landesregierung hat auf Maßnahmen zurückgegriffen, die in der Vergangenheit lokal beschränkt bereits in sog. Hotspot-Gebieten im Land und in anderen Mitgliedsstaaten der Europäischen Union zum Einsatz gekommen sind und sich bewährt haben. Vor allem die Erfahrungen in Irland, Frankreich, Italien haben gezeigt, dass die Anordnung von Ausgangsbeschränkungen, wesentliche Bausteine eines effektiven Maßnahmenpakets sind. Denn das Virus breitet sich durch Tröpfcheninfektion und Aerosole aus, seine Bekämpfung m
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Der Erfolg hat sich nicht zuletzt darin gezeigt, dass die Anzahl der Neuinfektionen in Baden-Württemberg deutlich schneller gesunken ist als in Bundesländern ohne Ausgangsbeschränkungen. Dies kann eben auch auf das veränderte Freizeitverhalten zurückgeführt werden. Menschen haben sich seltener zu privaten Zwecken und Feiern getroffen. Das Ansteckungsrisiko gerade unter engen Angehörigen und Freunden wird gelegentlich unterschätzt, ist aber dennoch gegeben. Dass sich die Einschränkungen individuell sehr unte
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Sowohl im Dezember 2020 als auch im Januar 2021 hat der Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg die Rechtmäßigkeit dieser infektionsschützenden Maß nahme bestätigt. Aufgrund des landesweiten Rückgangs bei den Infektionszahlen hat der Verwaltungsgerichtshof die flächendeckende Fortgeltung der Ausgangsbeschränkungen beanstandet. Die höchstrichterliche Entscheidung zeigt aber auch, dass solche Beschränkungen in Regionen mit besonders hohen Inzidenzwerten auf der Grundlage von kommunalen Allgemeinverfügungen z
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Beschlussempfehlung: 
	 
	Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 
	 
	Berichterstatter: Kenner 
	 
	 
	 
	 
	 
	24. Petition 16/5084 betr. Funkturm 
	 
	I. Gegenstand der Petition 
	 
	Die Petenten wenden sich gegen den geplanten Bau eines ca. 16 m hohen Mobilfunksendemasts und fordern die Ablehnung des bei der zuständigen unteren Baurechtsbehörde anhängigen Bauantrags bzw. eine Standortverlegung mit größerem Abstand zu empfindlichen Einrichtungen wie Schule und Kindergarten. 
	-
	-

	 
	II. Die Prüfung der Petition ergab Folgendes: 
	 
	1. Sachverhalt 
	 
	Mit Antrag vom 29. Juni 2020 wurde die Baugenehmigung für die Errichtung einer Mobilfunksendean lage mit einem Stahlrohr-Antennenmast sowie Out doortechnik auf Fundamentplatte beantragt. 
	-
	-
	-

	 
	Das Vorhaben befindet sich im planungsrechtlichen Außenbereich nach § 35 Baugesetzbuch (BauGB). Ferner befindet sich das Vorhaben in einem FFH-Gebiet, grenzt unmittelbar an ein Landschaftsschutzgebiet an und ist etwa 60 m von der nächsten Wohnbebauung entfernt. Entgegen der Angaben der Petenten befindet sich das Vorhaben nicht im Landschaftsschutzgebiet und nicht in der Nähe eines Vogelschutzgebiets. 
	-
	-
	-
	-
	-

	Unter Vorbehalt der naturschutzrechtlichen Anforderungen sind die Genehmigungsvoraussetzungen grund sätzlich gegeben. Aufgrund des Umstands, dass das geplante Vorhaben in einem FFH-Gebiet liegt, wurde durch das Baurechtsamt die untere Naturschutzbehörde im Landratsamt angehört. Diese hat zur abschlie ßenden Beurteilung verschiedene Unterlagen nachgefordert. Im Baugenehmigungsverfahren wurden im Übrigen alle weiteren Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche berührt sind, zum Vorhaben beteiligt. En
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Petenten beantragen die Versagung der Baugenehmigung, hilfsweise die Suche nach einem alternativen Standort. 
	-
	-

	 
	2. Rechtliche Beurteilung 
	 
	2.1 Baurecht 
	 
	Nach § 58 Absatz 1 Satz 1 Landesbauordnung (LBO) ist die Baugenehmigung zu erteilen, wenn dem genehmigungspflichtigen Vorhaben keine von der Baurechtsbehörde zu prüfenden öffentlich-rechtlichen Vorschriften entgegenstehen. 
	-
	-

	 
	Der Baurechtsbehörde ist bei vorgenannter Rechtsgrundlage kein Ermessen eingeräumt, vielmehr hat der Bauantragsteller einen Rechtsanspruch auf Erteilung der Baugenehmigung, wenn das Vorhaben mit den von der Baurechtsbehörde zu prüfenden öffentlich-rechtlichen Vorschriften im Einklang steht. 
	-
	-
	-

	 
	Baurechtlich verfahrensfrei sind nach Ziffer 5 c) des Anhangs zu § 50 Absatz 1 LBO Antennen einschließlich Masten bis 10 m Höhe und zugehöriger Versorgungseinheiten bis 10 m³ Brutto-Rauminhalt sowie, soweit sie in, auf oder an einer bestehenden baulichen Anlage errichtet werden, die damit verbundene Nutzungsänderung oder bauliche Änderung der Anlage; für Mobilfunkantennen gilt dies mit der Maßgabe, dass deren Errichtung mindestens acht Wochen vorher der Gemeinde angezeigt wird. 
	-
	-
	-
	-

	 
	Da der geplante Mast eine Gesamthöhe von 16,00 m aufweist, fällt dieser nicht unter die verfahrensfreien Vorhaben. 
	 
	Im konkreten Fall handelt es sich um eine bauliche Anlage im Sinne des § 29 BauGB mit bodenrechtlicher Relevanz, deren bauplanungsrechtliche Zulässigkeit sich nach den §§ 30 ff. BauGB richtet. 
	-
	-

	 
	Das Baugrundstück befindet sich außerhalb des Geltungsbereichs eines Bebauungsplans und außerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils im sogenannten Außenbereich. Die bauplanungsrechtliche Zu lässigkeit des Vorhabens ist somit gemäß § 35 BauGB zu beurteilen.  
	-
	-
	-

	 
	Mobilfunkanlagen sind nach § 35 Absatz 1 Nummer 3 BauGB privilegiert zulässig, wenn öffentliche Belange nicht entgegenstehen, die ausreichende Erschließung gesichert ist und wenn sie der öffentlichen Versorgung mit Telekommunikationsdienstleistungen dienen. Darüber hinaus müssen sie einen spezifischen Stand ortbezug aufweisen. Dies bedeutet, dass das Vorhaben seinem Wesen und Gegenstand nach auf die geografische und geologische Eigenart des konkreten Stand orts angewiesen sein muss. Der Nachweis des spezifi
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Durch die Vorlage der Standortbescheinigung vom 23. April 2020 hat die Betreiberseite nachgewiesen, dass die Anforderungen der 26. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (26. BImSchV) und somit die benötigten Sicherheitsabstände eingehalten sind. 
	-

	 
	Aus bauordnungsrechtlicher Sicht ist festzustellen, dass die Abstandsflächen gemäß § 5 LBO eingehalten werden. Nach § 5 Absatz 7 LBO beträgt die Tiefe der Abstandsflächen allgemein 0,4 der Wandhöhe, bei einer Höhe von 16 m generiert der Mast demnach eine Abstandsflächentiefe von 6,40 m. Diese wird auf dem Baugrundstück eingehalten. Südlich erstreckt sich die Abstandsflächentiefe bis zur Mitte des angrenzenden Feldweges. Dies ist gemäß § 5 Absatz 2 Satz 1 und 2 LBO nicht zu beanstanden. Danach müssen die Abs
	-
	-
	-

	 
	2.2 Naturschutz 
	 
	Zur Prüfung der natur- und artenschutzrechtlichen Belange sind vorliegend – auch aufgrund der Lage in  einem FFH-Gebiet – eine FFH-Vorprüfung, eine Eingriffs-Ausgleichs-Bilanz, eine Prüfung artenschutzrechtlicher Betroffenheiten sowie Aussagen zu Bauzeiten und Bauablauf notwendig. Die Nachforderungen der unteren Naturschutzbehörde sind insofern nicht zu beanstanden und gerechtfertigt. 
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	2.3 Immissionsschutz 
	 
	Bei der Mobilfunksendeanlage handelt es sich um  eine nicht genehmigungsbedürftige Anlage im Sinne von § 22 BImSchG. Nicht genehmigungsbedürftige Anlagen sind nach § 22 Absatz 1 BImSchG so zu errichten und zu betreiben, dass schädliche Umwelteinwirkungen verhindert werden, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind und nach dem Stand der Technik unvermeidbare schädliche Umwelteinwirkungen auf ein Mindestmaß beschränkt werden. Schädliche Umwelteinwirkungen sind nach § 3 Absatz 1 BImSchG Immissionen, die 
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Aus der Standortbescheinigung ergibt sich ein Abstand, der für den konkreten Standort in Hauptstrahlrichtung einen standortbezogenen Sicherheitsabstand in Metern ausweist. Die hiernach sichergestellten Grenzwerte der 26. BImSchV dienen gemäß § 23 Absatz 1 Satz 1 BImSchG dem Schutz der Nachbarschaft und der Allgemeinheit vor schädlichen Umwelteinwirkungen. 
	-
	-
	-
	-

	 
	III. Ergebnis 
	 
	Aus den o. a. Darlegungen ergibt sich, dass die Bauantragsprüfung noch nicht abgeschlossen und daher das Verfahren noch offen ist. 
	-

	 
	Dem Anliegen der Petenten könnte nur dann abgeholfen werden, soweit die abschließende Prüfung der zuständigen unteren Baurechtsbehörde ergibt, dass der geplante Standort der Mobilfunksendeanlage naturschutzrechtlichen Vorschriften zuwiderläuft, also dem Vorhaben öffentlich-rechtliche Belange entgegenstehen. Andernfalls ist das Bauvorhaben privilegiert im planungsrechtlichen Außenbereich zulässig, dem Anliegen könnte dann nicht entsprochen werden. 
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Beschlussempfehlung:  
	 
	Soweit die laufende Prüfung ergeben sollte, dass der geplante Standort der Mobilfunksendeanlage naturschutzrechtlichen Vorschriften zuwiderläuft, kann dem Anliegen der Petenten entsprochen und die Petition für erledigt erklärt werden. Darüber hinaus kann der Petition nicht abgeholfen werden. 
	-
	-

	 
	Berichterstatter: Miller 
	 
	 
	 
	 
	 
	25. Petition 16/5087 betr. Betriebsuntersagungen in der Gastronomie 
	 
	Mit ihrer Eingabe vom 29. Oktober 2020 wendet sich die Petentin gegen die Untersagung des Betriebs von Einrichtungen der Gastronomie. Sie weist darauf hin, dass in der Gastronomie mit großem Aufwand, Engagement und der notwendigen Sorgfalt Hygienekonzepte erstellt und die Einhaltung der Regeln beaufsichtigt wurden. Deshalb sei hier das Infektionsrisiko deutlich niedriger einzustufen als beispielsweise in Schulen oder dem öffentlichen Nahverkehr. Sie sieht durch die Betriebsuntersagungen die wirtschaftliche 
	-
	-
	-
	-

	 
	Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben: 
	 
	Mit der zum 2. November 2020 in Kraft getretenen Corona-Verordnung haben Bund und Länder auf die seit Herbst 2020 stark ansteigenden Infektionszahlen reagiert. Es hatte sich nämlich gezeigt, dass allein durch Hygienekonzepte, Abstandsgebote und technische Vorkehrungen die Ausbreitung des Virus SARS-CoV-2 nicht effektiv verhindert werden konnte. Im Gegenteil, es war zu einem exponentiell steigenden Wachstum bei einem insgesamt diffusen Infektionsgeschehen gekommen. Bei bis zu Zweidrittel der Neuinfektionen k
	-
	-
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Da die Hauptübertragungswege für das Virus SARS-CoV-2 Tröpfcheninfektionen und Aerosole sind, war es geboten, diese Übertragungswege durch eine starke Reduzierung der physischen Kontakte zu unterbinden. Die Maßnahmen zur Kontaktreduzierung waren primär auf publikumsintensive Bereiche wie Freizeit-, Kunst- und Kultureinrichtungen, Sportanlagen, Hotel und Gastronomie sowie bestimmte körpernahe Dienstleistungen gerichtet. Für die Zukunftsfähigkeit und den Zusammenhalt in unserer Gesellschaft überragend wichtig
	-
	-
	-
	-
	-

	 
	Angesichts der dargestellten Infektionslage standen mildere Mittel um die Pandemie einzudämmen und Gefahren für Leben und Gesundheit der Bevölkerung abzuwenden, nicht zur Verfügung. Trotz der positiven Tendenz besteht nach wie vor eine zu hohe Infektionslage. Es ist ebenfalls zu berücksichtigen, dass sich derzeit ein Anstieg der – nach aktuellen Erkenntnissen – problematischeren, da ansteckenderen Virus mutationen beobachten lässt. 
	-
	-
	-

	 
	Es ist bedauerlich, aber derzeit aus Gründen des Infektionsschutzes nicht zu vermeiden, dass insbesondere die Betreiberinnen und Betreiber der oben genannten Einrichtungen weiterhin von Schließungen be troffen sind. Diese Betriebsuntersagungen werden durch die Landesregierung jedoch regelmäßig auf ihre Geeignet-, Erforderlich- und Verhältnismäßigkeit überprüft. 
	-
	-
	-

	 
	Beschlussempfehlung: 
	 
	Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 
	 
	Berichterstatter: Miller 
	 
	 
	 
	23.6.2021                                           Der Vorsitzende: 
	 
	                                                           Marwein
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